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PASST MIR  
AUF DIE  
GEMEINDEN AUF! 

W enn man nach 18 Jahren eine Aufgabe abgibt, 
dann blickt man selbstverständlich zurück, 
macht sich aber auch Gedanken über die 
Zukunft. Ich habe mich als Präsident des Ge-
meindebundes immer bemüht, die vielfältige 

und hervorragende Arbeit der Gemeinden ins rechte Licht 
zu rücken, ihre Sorgen und Anliegen - das sind auch die der 
Bürgerinnen und Bürger - ernst zu nehmen, unsere Partner 
auf Länder- und Bundesebene, die ja die Gesetzesmaschine-
rie bedienen,  auf die Auswirkungen ihrer Beschlüsse auf die 
Gemeinden hinzuweisen und vor allem Anstand und Haus-
verstand einzufordern. 

Einiges ist gelungen, in allen vier Finanzausgleichen, die 
ich mitzuverhandeln hatte, wurden Verbesserungen für die 
Gemeinden erzielt, mit dem Pflegefonds wurde eine deutliche 
Entlastung der Sozialkosten erreicht, und der Stellenwert der 
Gemeinden in der Öffentlichkeit wurde wesentlich höher. 
Manches, wie eine Neuverteilung  der öffentlichen Aufgaben 
und klare Kompetenzzuordnung, ist leider gescheitert. Die 
Erfolge waren nur deshalb möglich, weil der Gemeindebund 
geschlossen aufgetreten ist und die Bürgermeisterinnen und 
Bürgermeister nicht nur großartige Arbeit in ihren Gemein-
den leisten, sondern mich immer mit aller Kraft unterstützt 
haben. 

Und dafür sage ich ein ganz großes und vom Herzen 
kommendes Danke. Die Zukunft wird nicht einfacher, auf 
die Gemeinden werden viele Wünsche und Forderungen 
zukommen, sowohl von den Bürgern als auch von Bund und 
Ländern. Mein Wunsch deshalb: Überfordert die gut funk-
tionierenden kommunalen Einheiten nicht, lasst ihnen den 
nötigen Freiraum und passt auf die Gemeinden auf! Sie sind 
das Rückgrat und das Fundament eines funktionierenden 
Staats- und Gesellschaftswesens.

M it großer Freude und Begeisterung trete ich  
mein Amt als Präsident des Österreichischen  
Gemeindebundes an. Ich möchte diese Funktion 
mit zwei wichtigen Danksagungen beginnen. 
Die Nachfolge von Helmut Mödlhammer ist 

eine große Aufgabe, Helmut hinterlässt große Fußstapfen, 
die schwer auszufüllen sein werden. Die Gemeinden haben 
ihm sehr viel zu verdanken, ich durfte die letzten zehn Jahre 
schon mit ihm zusammenarbeiten und empfinde großen Re-
spekt. Ebenso große Wertschätzung gilt Günther Mitterer, der 
sich auch um das Amt beworben hat. Ich habe mich in einer 
demokratischen und geheimen Wahl durchgesetzt, wir beide 
akzeptieren das Ergebnis und werden nun gemeinsam die 
Interessen aller Gemeinden Österreichs vertreten. 

Vor uns liegen große Aufgaben. Ich werde sie mit vollem 
Einsatz und großem Herz angehen, weil ich Gemeindever-
treter mit Leib und Seele bin. Ich werde daher selbstverständ-
lich auch mein Mandat im NÖ Landtag zurücklegen und mich 
auch aus meinem Unternehmen langsam zurückziehen,  
meine volle Konzentration gilt dem Gemeindebund. 

Ich danke allen, die mich bisher unterstützt haben und 
verspreche, ich werde ein Präsident für alle Gemeinden sein, 
egal von welcher Partei sie regiert werden oder mit welchen 
Herausforderungen sie zu kämpfen haben. Denn eines ist 
klar: Nur gemeinsam, Seite an Seite, haben wir eine Chance, 
unseren Partnern auf Bundes- und den Landesebenen auf 
Augenhöhe zu begegnen. In den nächsten Monaten und  
Jahren wird das notwendiger sein als je zuvor. 

Ich stehe Ihnen allen jederzeit für Gespräche, Gedanken-
austausch und Anregungen zur Verfügung. Schreiben Sie mir 
an alfred.riedl@gemeindebund.gv.at, um Kontakt aufzuneh-
men. 

ALFRED RIEDL
Präsident des Österreichischen Gemeindebundes.  

 alfred.riedl @gemeindebund.gv.at

HELMUT MÖDLHAMMER
Ehem. Präsident des Österreichischen Gemeindebundes 

 helmut.moedlhammer @gemeindebund.gv.at

KOMMENTAR

MIT  
HERZ UND 
HIRN 
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/ 30
Finanzierung mit 
Ablaufdatum
Das Bildungsinvestitionsgesetz 
tritt im September in Kraft -  
trotzdem kein Grund zu Freude 

/ 18
Der Gemeindebund 
hat gewählt
Für die kommenden fünf Jahre wird 
Alfred Riedl und sein neues Präsidium 
dem Gemeindebund vorsitzen

Liebe Leserin,
lieber Leser,

die Nachfol-
gerfrage ist 
entschieden! 
Alfred Riedl 
folgt wie er-
wartet Helmut 
Mödlhammer 
im wohl wich-
tigsten Posten 

für die Städte und Gemeinden 
dieses Landes. Es geht darum, rich-
tungweisende Entscheidungen, die 
auf die österreichischen Gemein-
den großen und unmittelbaren 
Einfluss haben werden zu treffen 
und durchzusetzen. Die nächste 
Zukunft wird sicher schon Ein-
blicke geben, spätestens aber am 
64. Österreichischen Gemeindetag 
Ende Juni in Salzburg wird der 
neue „oberste Bürgermeister der 
Republik“ die neue Linie artiku-
lieren. Vorrangig ist ihm, dass die 
Gemeinden des ländlichen Raums 
wirkungsvoll gestärkt werden und 
die Schere zwischen Stadt und 
Land nicht weiter aufgeht. 

Damit geht natürlich die Frage 
der Finanzierung der Gemeinden 
einher, was Alfred Riedl besonders 
liegen wird. Er ist nicht nur ein 
Kenner der Gemeinden, sondern 
vor allem jener der kommunalen 
Finanzen. Als Steuerberater, Unter-
nehmer, Bürgermeister und Land-
tagsabgeordneter hat er tiefgehende 
Sachkenntnis dieser Materie.

Helmut Mödlhammers Abschied 
aus der Funktion ist natürlich den-
noch persönlich höchst bedauerns-
wert, da mit ihm jemand die Politik 
verlässt, der einerseits die Gemein-
den aber auch das KOMMUNAL 
mit Freude, Ideenreichtum und 
Handschlagqualität gestärkt hat. 

Michael Zimper,
Geschäftsführer Kommunalverlag
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Im Zuge der Finanzausgleichsverhandlung 
wurde dem Thema der Abgabenautonomie 
breiter Raum eingeräumt. Von vielen Seiten 
wurde verlangt, dass insbesondere die Länder 
mehr Verantwortung für die Abgabenein-

hebung übernehmen sollten. Schlagwörter wie 
Zusammenführen von Einnahmen- und Ausga-
benverantwortung machten die Runde. Immer 
begleitet mit hämischen Bemerkungen, dass die 
Länder das Geld, das der Bund für sie einheben 
würde, mit vollen Händen ausgeben würden. 
Eigenartigerweise wird ein derartiger Finanzfö-
deralismus immer von jenen verlangt, die sonst 
nach mehr Zentralismus und einheitlichen Vor-
schriften für ganz Österreich eintreten. Im Pak-
tum zum Finanzausgleich wurde nun vereinbart, 
dass ein Teil des Wohnbauförderungsbeitrages in 
die Abgabenautonomie und damit der Verant-
wortung der Länder gelegt wird. Die Zuschläge 
sollten von den Ländern festgelegt werden. Für 
weitere Steuern, wie die Einkommensteuer, 
die Körperschaftssteuer oder zum Beispiel der 
motorbezogenen Versicherungssteuer, sollen 
Experten untersuchen, welche Auswirkungen 
ein derartiger Finanzföderalismus hat. 

Konsequenz der Abgabenautonomie ist nun, 
dass die Länder oder wenn es um die Abgaben-
autonomie der Gemeinden geht, die Gemeinden 
im Rahmen der Vorgaben ihre Zuschlagshöhe  
oder Hebesätze selbstständig beschließen. 
Nebenbei sei bemerkt, dass die Gemeinden 
im Rahmen ihrer Abgabenautonomie bei den 
ausschließlichen Gemeindeabgaben dies heute 
schon tun. Dies kann zur Folge haben, dass in 
den einzelnen Bundesländern oder Gemeinden 

unterschiedliche Steuersätze zur Anwendung 
gelangen. Diese Folge kann, muss aber nicht 
eintreten. Wenn die Länder erklären, keine 
unterschiedlichen Steuersätze (Zuschläge) beim 
Wohnbauförderungsbetrag einheben zu wollen, 
werden sie dafür heftig kritisiert. Offensichtlich 
besteht die Erwartungshaltung, dass Abgaben-
autonomie mit einem Steuerwettbewerb und 
einem Herabsetzen der Steuern gleichzuset-
zen wäre. Fast schizophren mutet es in diesem 
Zusammenhang an, wenn im selben Atemzug 
Gemeinden wegen unterschiedlicher Steuer-
sätze bei Gemeindeabgaben kritisiert werden. 
Laufend wird beanstandet, dass Kanalgebühren 
und Wasserversorgungsabgaben unterschiedlich 
berechnet werden und unterschiedliche Hebe-
sätze zur Anwendung gelangen würden. Dies 
ist  aufgrund des geltenden Äquivalenzprinzips 
für diese Abgaben sogar geboten, aber nicht 
akzeptiert. Aber auch unterschiedliche Kurz-
parkzonentarife in den Städten ziehen Kritik 
nach sich. Dass in den Städten unterschiedliche 
Zielsetzungen mit den Kurzparkzonenabgaben 
verfolgt werden, wird dabei außer Acht gelassen. 
Zuletzt beschwerte man sich öffentlich über un-
terschiedliche Hundeabgaben in Oberösterreichs 
Gemeinden. Die Hundeabgabe als ausschließli-
che Gemeindeabgaben, die im Rahmen der lan-
desgesetzlichen Regelungen von den Gemein-
den autonom festgesetzt wird, kann doch nicht 
in jeder Gemeinde unterschiedlich sein. Ein 
einheitlicher Tarif zumindest landesweit müsste 
her, wenn nicht ganz Österreich gleichgeschaltet 
werden könne. Einmal verlangt man einheitliche 
Tarife (Steuerhöhen) und das nächste Mal tritt 
man für unterschiedliche Tarifhöhen ein. 

ABGABENAUTONOMIE OHNE WENN UND ABER

UNTERSCHIEDLICHE  
STEUERSÄTZE SIND  
DIE LOGISCHE FOLGE

Es mutet  
im Zusammen- 
hang mit der 
Abgaben- 
autonomie  
schizophren  
an, wenn im 
selben  
Atemzug  
Gemeinden 
wegen unter-
schiedlicher 
Steuersätze 
bei Abgaben 
kritisiert 
werden.“
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PITTERS KOMMUNALTREND

DR. HARALD PITTERS IST  
TRENDEXPERTE UND   
KOMMUNALFORSCHER

In der aktuellen KOMMU-
NAL-Ausgabe rücken die 
Themen Bauen, Sanieren und 

Renovieren in den Trendfokus. 
Wenn es um diese elemen-
taren Pfeiler innerhalb einer 
Gemeinde geht, tauchen einige 
wichtige Fragen auf. Die vor-
ausschauende Planung ist ge-
rade hier von wesentlicher Be-
deutung. Sind die finanziellen 
Mittel für die Großinvestition 
gegeben? Können innovative 
Maßstäbe gesetzt 
werden? Werden 
Faktoren, wie 
etwa der barriere-
freie Zugang zum 
Objekt, Energieef-
fizienz oder andere 
besondere Bedürf-
nisse berücksich-
tigt? Die sinnvolle 
Weiterverwendung 
von bestehenden 
Gebäuden kann eine Heraus-
forderung darstellen, zumal 
die Erhaltung des charakteris-
tischen Ortsbildes ebenso eine 
Rolle spielt, wie moderner 
und ästhetischer Neubau von 
Objekten. Im Mittelpunkt bei 
der Sanierung stehen etwa 
Dämmungsmaßnahmen und 
damit direkt verbunden die 
Optimierung des Energiever-
brauchs. 

Der aktuelle Pitters® 
KOMMUNALTrend zeigt, dass 
bereits zwei Drittel der Ge-
meinden eine thermische Sa-
nierung bestehender Gebäude 
umgesetzt haben. Die Koope-

ration mit externen Partnern 
sowie die interkommunale 
Zusammenarbeit sind Themen, 
die hier eine wichtige Rolle 
spielen. Wohnbauförderun-
gen und die Verfügbarkeit von 
Gemeindewohnungen sind 
weitere wichtige Maßnahmen 
zur Erhaltung der kommu-
nalen Lebensqualität. Dies 
beweist, wie wichtig es ist, auf 
die Wünsche und Anregungen 
innerhalb der Bevölkerung zu 

reagieren. Vor 
allem ein Gespür 
für die gegenwär-
tigen Probleme 
und mögliche 
Potenziale sind 
ausschlaggebend 
für die künfti-
ge Entwicklung 
der Kommunen. 
Konkret geht es 
darum, die Re-

levanz der Erhaltung von be-
stehenden Objekten nicht zu 
vernachlässigen und zeitgleich 
in eine innovative Zukunft zu 
investieren. 

Es gilt die Balance zwi-
schen Neubau und optimaler 
Modernisierung von Gebäu-
den innerhalb der Gemeinde 
herzustellen.

Die Gemeinden im  
stetigen Umbau

 office@pitters.at
www.pitters.at

Es geht um 
die Balance 
zwischen  
Neubau und 
optimaler  
Modernisie-
rung.“

HOFRAT DR. WALTER LEISS
ist Generalsekretär des Österreichischen Gemeinebundes 

 walter.leiss @ gemeindebund.gv.at

Somit wird auf der einen Seite kritisiert, dass 
keine differenzierten Steuersätze zur Anwen-
dung gelangen und dort, wo dies passiert, wird 
dies ebenfalls kritisch beleuchtet. Folgen der 
Abgabenautonomie können, aber müssen nicht 
unterschiedliche Steuersätze sein. Dort wo dies 
sinnvoll ist, werden sie auch zum Zuge kommen. 
Unsachlich erscheint es jedoch, die Konsequen-
zen der Abgabenautonomie je nach Belieben zu 
kritisieren. Man darf schon sehr gespannt sein, 
wie die Beurteilung bei der derzeit in Überarbei-
tung befindlichen Grundsteuer sein wird. Hier ist 
beabsichtigt, zwar nach einheitlichen Kriterien 
eine Bewertung der Grundstücke vorzuneh-
men, jedoch die Festsetzung des Hebesatzes der 
Gemeinde zu überlassen. Sowohl die unter-
schiedliche Wertentwicklung der Grundstücke, 
die die Bewertung beeinflussen wird, als auch 
unterschiedliche Hebesätze werden zu unter-
schiedlichen Grundsteuerhöhen führen. Frag-
lich wird sein, wie das Ergebnis dann beurteilt 
werden wird. 

Ob es sinnvoll, ist den Ländern mehr Abga-
benautonomie einzuräumen, werden die Exper-
ten zu beurteilen haben. Autonomie bedeutet 
Unabhängigkeit und Selbstständigkeit, aber 
nicht automatisch Unterschiedlichkeit. Wenn 
Abgabenautonomie gewünscht wird, muss man 
auch die Folgen akzeptieren.  

KOMMUNAL   04/2017  //  7
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Diesel: Von München bis Paris
Die Wiener Grünen haben Ende 
Februar einen neuen Vorstoß für die 
Einführung von Umweltzonen gewagt. 
Abhängig von ihrem Schadstoffausstoß 
sollen Dieselautos mit Abgasklassen, 
die schlechter als das strenge Euro 6 
sind, aus Teilen Wiens verbannt wer-
den. Der Vorschlag reiht sich in eine 
Serie von harschen Maßnahmen ein, 
die europäische Städte kürzlich gegen 
Dieselfahrzeuge beschlossen haben.
In Deutschland gibt es bereits in über 
50 Städten Umweltzonen, möglicher-
weise ist auch bald München dran: 
Anfang März beauftragte der Bayerische 
Verwaltungsgerichtshof Stadt und Land 
damit, für saubere Luft zu sorgen und 
bis Ende des Jahres ein Konzept für 
mögliche Dieselfahrverbote vorzule-

gen, um die Stickstoffdioxidbelastung 
einzudämmen.
Dieselfahrverbote gibt es bereits in 
Stuttgart, Paris und London, teilwei-
se sind hier noch strengere Regeln in 
Ausarbeitung. Städte wie Brüssel und 
Düsseldorf sollen folgen.
Auf Europas Straßen fahren einer Studie 
zufolge 29 Millionen moderne Diesel-
autos mit viel zu hohem Schadstoff-
ausstoß. Allein in Deutschland seien es 
5,3 Millionen Fahrzeuge, in Österreich 
sollen es etwa 737.000 sein, berichtete 
die Umweltorganisation Transport & 
Environment (T&E) in Brüssel.

 ORF.AT  http://goo.gl/te78kB 

 
Wir sollten in den  

Feierlichkeiten zum 60. Jahres-
tag der Römischen Verträge eine 
Gelegenheit zur Bekräftigung 
unserer Verbundenheit mit 
den europäischen Grund-
werten Respekt, Freiheit, De-
mokratie und Gleichheit sehen. 
Und vor allem sollten wir die 
Menschen, die in Europa leben, 
in den Mittelpunkt stellen.“

Daniël Termont, 
Bürgermeister von 
Gent (Belgien) und 
Vorsitzender von 
EUROCITIES, beim 
Treffen der Bürger-
meister von  
EUROCITIES Anfang 
März in Brüssel

Das kann dazu führen, dass 
lukrative Teile des Rettungs-
dienstes, etwa der planbare 
Krankentransport, privatisiert 
werden und dort Gewinne 
erwirtschaftet werden, wohinge-
gen das flächendeckende, teure 
Vorhaltesystem der Notfallret-
tung zum Beispiel oder die 
Nachtdienste von der Öffent-
lichkeit finanziert werden 
müssen.“
 
Gerry Foitik, 
Bundesrettungskommandant des  
Roten Kreuzes NÖ, befürchtete  
Anfang März eine Zerschlagung des 

österreichischen  
Verbundsystems  
durch eine EU-Vergabe-
richtlinie.

 ANGESAGT 

DAS WORT HAT ...

SCHATTENSEITEN DER TECHNOLOGISIERUNG

Die indische Stadt Bangalore 
hat sich in den vergangenen 
Jahrzehnten von der Stadt der 
Seen zu einem Hochtechnolo-
giezentrum, dem Silicon Valley 
Indiens, gewandelt. Mit der 
Einwohner- und Firmendichte 
wuchsen auch die Umwelt-
probleme. Die Zehn-Millionen-
Einwohner-Metropole produ-
ziert täglich rund 3500 Tonnen 
Müll. Die Behörden sind laut 

einem ORF-Bericht weitgehend 
untätig. 400 bis 600 Millionen 
Liter unbehandeltes Abwasser 
fließen täglich in die Gewässer. 
Abgesehen davon, dass immer 
wieder stark verschmutzte 
Seen in Flammen stehen, ist 
gegenüber 1973 die verbaute 
Fläche um mehr als 1000 Pro-
zent gestiegen und die Vege-
tation um 88 Prozent zurück-
gegangen. Laut Experten wird 

die Stadt dadurch bis 2025 
unbewohnbar sein und Bewoh-
ner müssen womöglich fortge-
bracht werden. Giftstoffe aus 
den toxischen Seen steigen in 
die Luft. Wie T. V. Ramachandra 
vom Indian Institute of Science 
(IISc) gegenüber dem „Guardi-
an“ sagte, haben medizinische 
Probleme in Zusammenhang 
mit der Lunge bereits drastisch 
zugenommen.

  INTERNATIONAL  

DER BLICK ÜBER DIE GRENZEN
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ZEHN-PUNKTE-PLAN SOLL RATTEN AUS PARIS TREIBEN

Paris hat nach einem Bericht im „Standard“ den Ratten 
der Stadt den Kampf angesagt. 1,5 Millionen Euro will die 
Verwaltung der französischen Hauptstadt gegen die Na-
ger aufbringen, kündigte Bürgermeisterin Anne Hidalgo 
in einem Interview mit der Sonntagszeitung „Journal du 
Dimanche“ an. Sie legte dazu einen Zehn-Punkte-Plan für 
mehr Sauberkeit vor.

USA: „SANCTUARY CITIES“  
IM FOCUS DES PRÄSIDENTEN

„Sanctuary Cities“ sind Kommunen 
in den USA, die illegalen Einwan-
derern Zuflucht gewähren und sie 
nicht unnötigem Druck aussetzen. 
Das allein reicht offenbar schon aus, 
um den präsidentialen Zorn auf sich 
zu ziehen. Los Angeles gilt als die 
Stadt, die am längsten, seit 1979, 
diese Praxis ausübt. Als „Strafe“ will 
Präsident Donald Trump diesen 
Kommunen nun Gelder kürzen oder 
gar streichen. Betroffen wären 633 
von 3144 Countys im Land – also 
rund ein Fünftel der Kommunen.

 DER STANDARD 
 http://goo.gl/nKEWVl

BIERPREIS-BREMSE  
ERHITZT GEMÜTER

In München mischt sich Oberbür-
germeister Dieter Reiter (SPD) in 
die Auseinandersetzung um eine 
Deceklung des Bierpreises auf der 
„Wies‘n“ zwischen Bürgermeis-
ter Josef Schmid (CSU) und den 
Wiesnwirten um Wies‘n-Chef Josef 
Schmid ein. „Die Art und Weise 
der derzeit ausschließlich über die 
Medien geführten Auseinanderset-
zung ist unwürdig, nicht zielführend 
und schadet dem Ansehen der Stadt 
München“, teilte er per Presseerklä-
rung mit.

 SÜDDEUTSCHE ZEITUNG 
http://goo.gl/MVXWY3
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W eiterhin sollen Gemeinden alle 
Wasserzähler in einem Intervall 
von fünf Jahren im gesamten 
Gemeindegebiet eichen lassen. 
Abgesehen von der logistischen 

Herausforderung beim Austausch aller Wasser-
zähler verursacht die kurze Nacheichfrist einen 
immensen Kostenaufwand, der letztlich in den 
Wassergebühren seinen Niederschlag findet. 
Eine Verlängerung der Nacheichfrist auf zumin-
dest zehn Jahre wäre dringend geboten.

Etwas anders gestaltet es sich bei den im Rah-
men schulärztlicher Untersuchungen verwende-
ten Schulwaagen. Diese sollen erstmals explizit in 
das Gesetz aufgenommen werden*, obwohl sie an 
sich dezidiert ausgenommen gehörten.

Bereits im Jahr 2014 sorgte ein Schreiben des 
Bildungsministeriums für Irritationen, in dem 
ausgeführt wurde, dass nach Auffassung des 
Wirtschaftsministeriums der Schüler im Rah-
men der schulärztlichen Untersuchung „Pa-
tient“ sei und daher in Verwendung stehende 
Waagen dem Maß- und Eichgesetz unterliegen. 
Angesprochen darauf, verwies das Wirtschafts-
ministerium auf eine „Expertise“ des Gesund-
heitsministeriums. Darin ist zu lesen, dass zwar 
nicht einmal das Ärztegesetz eine Definition des 
Begriffs „Patient“ enthalte. Es vermeinte aber, 
dass bei der Beurteilung, wer als Patient zu se-
hen ist, die Definition der WHO heranzuziehen 
sei, wonach „Gesundheit nicht nur das Fehlen 
von Krankheit und Gebrechen ist“. Und nach-
dem seitens der WHO Empfänger von Gesund-
heitsleistungen als Patienten bezeichnet werden, 
seien auch Schüler im Rahmen der Schulunter-
suchung Patienten ...

Waren viele überzeugt, dass rasch eine ver-
nünftige Klarstellung erfolgen wird, und hat es 
kaum jemand für möglich gehalten, dass eine 
Waage einer Eichpflicht unterliegt, die einmal im 
Jahr im Einsatz ist, um eine – ohnedies auch mit 
freiem und geschultem Auge eines Mediziners 
sichtbare – Über- oder Untergewichtigkeit des 
Schülers festzustellen – es kam doch anders. 

Obwohl es weder EU-rechtliche Vorgaben 
noch einen (sich einem vernünftigen Menschen 
erschließenden) Grund gibt, die Schulwaagen 
der Eichpflicht zu unterwerfen, beharrt der 
Bund auf seiner Rechtsmeinung und will die 
Schulwaagen explizit in das Gesetz aufnehmen. 
Zwar schafft man damit Klarheit über die Frage 
der Eichpflicht, man löst aber das Problem nicht: 
Eichpflichtige Schulwaagen sind teuer in der 
Anschaffung, teuer in der Wartung und unnötig 
für den Zweck.

Nachdem selbst die Erläuterungen der Novelle 
Zweifel ob der Sinnhaftigkeit der Eichpflicht bei 
Schulwaagen hegen – so wird darin festgehalten, 
dass „das menschliche Gewicht Schwankun-
gen unterworfen ist, die die Verkehrsfehler-
grenzen (der Waagen) weit übersteigen“ oder 
dass „die Bestimmung des Körpergewichts der 
Schüler im Zuge der ärztlichen Untersuchung 
als orientierend anzusehen ist“ –, sollte die-
ser Posse endlich ein Ende gesetzt werden und 
jene Klarstellung in das Gesetz aufgenommen 
werden, die einem die Vernunft sagt: „Waagen 
für die schulärztliche Untersuchung sind nicht 
eichpflichtig.“  

MAG. BERNHARD HAUBENBERGER
ist Jurist beim Österreichischen Gemeindebund 

 bernhard.haubenberger@ gemeindebund.gv.at

MASS- UND EICHGESETZ

SCHULWAAGEN-POSSE  
GEHT WEITER

Selbst die 
Erläuterungen 
der Novelle  
nähren  
Zweifel  
ob der Sinn-
haftigkeit 
der  
Eichpflicht 
bei Schul-
waagen.“

* Mit einer Nacheichfrist von fünf 
Jahren.

Eine Novelle des Maß- und Eichgesetzes soll die Eichvorschriften 
entschlacken und Unternehmen eine deutliche Entlastung bringen. 
Erleichterungen für Gemeinden sind keine vorgesehen. 
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Bürgermeister/innen
Seminar

Zielgruppe:
• Bürgermeister/innen
• Vizebürgermeister/innen
• Ortsvorsteher/innen
• Amtsleiter/innen mit Führungsverantwortung in 
Gemeinden und gemeindeeigenen Betrieben, die 
bereits am Bürgermeister/innen-Seminar Teil 1 
teilgenommen haben.

Seminarinhalt:
p Gesundheitsfördernde und gesundheits-

gefährdende Potenziale der Führungsrolle
p Wertschätzung, Partizipation und soziale

Unterstützung als Kernelemente 
„gesunder Führung“

p Gesundheitsrelevante Management-
Instrumente (Teambesprechungen, 
Mitarbeitergespräche, …)

Ziel: Sie lernen gesundheitsrelevante Entwicklungen 
in Unternehmen (v.a. im Unternehmen Gemeinde) 
kennen, erfahren mehr zu gesundheitsfördernden 
Managementansätzen und erarbeiten Möglichkeiten
einer praxisnahen Umsetzung.

Termin:
18. – 20. Mai 2017
Landhotel Liebmann
Laßnitzhöhe, Steiermark

1. Tag: Beginn 10:00 Uhr
3. Tag: Ende 17:00 Uhr
Anmeldeschluss: 27. April 2017
Gruppengröße: 6 – 20 Personen

Zielgruppe:
• Bürgermeister/innen
• Vizebürgermeister/innen
• Ortsvorsteher/innen
• Amtsleiter/innen mit 

Seminarinhalt:
p Was ist Achtsamkeit?
p Theorie und Praxis von Achtsamkeits- 

und Entspannungsübungen
pAchtsame Kommunikation am Arbeitsplatz
p Prinzipien achtsamen Arbeitens
p Effiziente Zeitplanung mit System
p Umgang mit Telefon, Mail, Internet, neuen Medien
p 10 Zeitgewinnregeln
p Die persönliche Stresskurve

Ziel: Sie lernen, sich mit Achtsamkeit und wirkungsvoller 
Eigenorganisation selbst zu managen. Für den
praktischen Einsatz erarbeiten Sie konkrete 
Werkzeuge für effiziente Eigenorganisation. 

Termin:
4. – 6. Mai 2017
Hotel Schwarzalm
Zwettl, Niederösterreich

1. Tag: Beginn 10:00 Uhr
3. Tag: Ende 16:00 Uhr
Anmeldeschluss: 13. April 2017
Gruppengröße: 6 – 20 Personen

GESUNDES FÜHREN AUS!ZEIT!

Information und Anmeldung:
petra.gajar@goeg.at, Tel. 01/895 04 00-12
https://weiterbildungsdatenbank.fgoe.org

nFGOE_ANZ_KOMMUNAL215X131_marz2017.qxp_Layout 1  20.03.17  12:10  Seite 1



 
 KOMMUNAL VOR 25 JAHREN 
 
AUS UNSEREM ARCHIV

„Müssen Schulen zusperren?“
Die aus heutiger Sicht eher rhetorische 
Frage, ob Schulen zusperren müssten, 
stellte sich das „kommunal-journal“ 
in der Ausgabe 14 im Frühjahr 1992. 

Ausgehend von der Tatsache, dass 
Lebensqualität und Entwicklungs-
möglichkeiten der Regionen vom 
Vorhandensein adäquater Bildungs-
einrichtungen abhängen, nahm „kom-
munal-journal“ eine ÖROK-Studie 
unter die Lupe. Darin wurde zwar die 
gute Versorgung hervorgehoben (in 
den 70er- und 80er-Jahren wurden 
rund 300 Schulen gebaut), aber auch 
darauf hingewiesen, dass nur in 23 
politischen Bezirken Österreichs (im 
wensentlichen die Landeshauptstädte 

und die größeren Städte Österreichs) 
umfassende Wahlmöglichkeiten gege-
ben waren. Diese Wahlmöglichkeiten 
bezogen sich hauptsächlich auf den 
Schultypus, der damals zur Verfügung 
stand.

Auch an eine Prognose wagte sich die 
Studie der ÖROK, aufbauend auf dem 
Bildungsverhalten und der demogra-
fischen Entwicklung der letzten zehn 
Jahre. Die Conclusio war, dass es zwi-
schen 1996 und 2001 zu einer leichten 
Zunahme der Gesamtschülerzahlen 
in nahezu allen Schultypen kommen 
würde, danach aber – insbesondere 
zwischen 2001 und 2011 – wieder zu 
einer Abnahme. Besonders betroffen 

seien die Volksschulen. Die Entwick-
lung sei aber, so der Beitrag damals, 
vor allem in Hinblick auf die Entwick-
lung der letzten Jahrzehnte undrama-
tisch. Dann der Nachsatz: „Erst auf 
regionaler Ebene zeigen sich drohende 
Unterauslastungsprobleme einzelner 
Schulstandorte, die eine differenzierte 
Anpassungsstrategie erfordern.“ Und: 
„Eine standortgefährdende Unteraus-
lastungen ist allerdings nur im Bereich 
der Volksschulen und berufsbilden-
den mittleren Schulen zu erwareten.“ 
Hauptschulen – heutzutage sind das 
die „neuen Mittelschulen“ – können 
sich rein zahlenmäßig behaupten, so 
die Erwartungen der ÖROK-Studie 
1992.
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Die Gebührenfalle „Bankomat“ für Gemeinden hat Mitte 
Februar große Wellen geschlagen. Ich meine, dass es aus 
dieser Misere einen Ausweg gibt.

W arum eigentlich müssen Ge-
meinden zu internationalen 
Konzernen gehen, wenn sich 
Banken aus ihrem Versorgungs-
auftrag zurückziehen? Und 

die Gemeinden „gehen“ ja noch dazu nicht zu 
den Unternehmen, sie müssen förmlich darum 
betteln, dass im Ort ein Bankomat aufgestellt 
wird. Aus dem Grund müssen sie auch Klau-
seln akzeptieren wie etwa, dass es mindestens 
2000 Abhebungen pro Monat gibt. Bei weniger 
Geschäftsvorgängen muss die Gemeinde dazu-
zahlen.

Fernsehsender wie ORF und ATV, Tageszei-
tungen wie „Der Kurier“, „Der Standard“ und 
die „Kronen Zeitung“ haben ausführlich über 
den Fall der steirischen Gemeinde St. Peter im 
Sulmtal berichtet. Nachdem dort die örtliche 
Bankfiliale zugesperrt hatte, war die Gemein-
de eingesprungen, um den 1300 Einwohnern 
wenigstens einen Bankomat bieten zu können. 
Seitdem zahlt sie jährlich eine Differenz von 
rund 5000 Euro an den Betreiber des Banko-
maten, die US-Firma „First Data“. Jedenfalls 
nach den Berichten über den Fall. Eine derartige 
„Ausfallshaftung“ ist aber – zumindest aus Sicht 
des Autors – nicht wirklich anzustreben.

Erstens wird so ein Bankomat ja nur nach 
Bedarf befüllt. Ist er nahezu leer, kommt jemand 
und füllt Geld nach. Ob das vorhandene Geld 
in zwei Wochen oder in zwei Monaten aus dem 
Bankomat entnommen ist, ist weniger wichtig. 
Weniger Befüllungen bedeuten ja auch weniger 
Kosten für die Bank. Für die Bank ist das allemal 
ein Geschäft.

Wenn der Bankomat an die Stromkreise 
beispielsweise des Rathauses angeschlossen ist, 
fallen für den Betreiber diesbezüglich auch keine 
Kosten an. Auch was, worum sich ein Betreiber 
nicht kümmern muss.

Störungen sind nicht ausgeschlossen. In dem 
Fall muss – wie bei jeder x-beliebigen Ther-
me – ein Wartungsmann oder -team kommen. 
Diese Kosten werden überlicherweise auch voll 
weitergegeben.

Wenn sich eine Gemeinde, der der Banko-
mat abhanden kommt, aber dazu entschließt, 
statt dessen einen „Gemeindeschilling“ (oder 
wie auch immer er genannt wird) einzufüh-
ren, können diese unerquicklichen Situationen 
umgangen werden. Erstens gibt es diese lokalen 
Währungen, die von den meisten ortsansäs-
sigen Betrieben oder Wirtshäusern akzeptiert 
werden, schon lange in Österreich. Noch besser 
ist es natürlich, wenn sich mehrere Gemeinden 
zusammentun. Und zweitens können natürlich 
nicht nur Einheimische, sondern auch Touristen 
diesen Service annehmen. 

Die Arbeit und anfallende Kosten (Admi-
nistration, Rückkauf etc.) für eine Lösung mit 
oder ohne Bankomat bleiben den  Gemeinden 
sowieso, da hilft nichts. Aber eines ist dann we-
nigstens sicher: Der Gemeindeschilling bleibt in 
der Gemeinde. 

MAG. HANS BRAUN
ist Chefredakteur von KOMMUNAL.  

 hans.braun @ kommunal.at

KOMMENTAR

„GEMEINDESCHILLING“ 
STATT BANKOMAT-EURO

DAS BERICHTETEN 
DIE MEDIEN

DER STANDARD
http://goo.gl/z8ZJii

ORF NÖ
http://goo.gl/X6bv4y

KURIER
https://goo.gl/Y0LINR

Weitere Beiträge von 
Krone, ORF und ATV 
sind leider nicht mehr 
online.
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Fritz PoppmeierWolfgang AnzengruberAlfred RiedlAndrä Rupprechter Sonja Hammerschmid

Die Digitalisierung des ländlichen Raums ist das Thema des Jahres. Am 64. Österreichi-
schen Gemeindetag und der Kommunalmesse 2017 in Salzburg wird darüber und über 
die Zukunftstechnologien der Gemeinden ein hochkarätig besetzes Podium diskutieren.

64. ÖSTEREICHISCHER GEMEINDETAG & KOMMUNALMESSE

HOCHKARÄTIGE FACHTAGUNG  
„LEBEN IM DIGITALEN DORF“

TEXT / Hans Braun

E iner der zentralen Anziehungspunkte 
von Gemeindetag und Messe ist tradi-
tionell die Fachtagung. Sie findet in der 
Halle 10C im Herzen der Kommunalmes-
se statt und widmet sich unter dem Titel 

„Leben im digitalen Dorf“ einem der zentralen 
Bestandteile der kommunalen Infrastruktur. 
Hintergrund ist natürlich, dass die Wirtschafts- 
und Lebensbedingungen im ländlichen Raum 
und damit in den Gemeinden erhalten werden 
und systematisch verbessert werden müssen. 
Es müssen neue Perspektiven zur Stärkung der 
Gemeinden geschaffen werden. Die Teilnehmer 
der Fachtagung decken die volle Bandbreite der 
Themen von der Land- und Forstwirtschaft über 
die Infrastruktur, Wirtschaft und Mobilität bis 
zur Bildung ab. Leben im digitalen Dorf zeigt den 
Sprung von der Ursprünglichkeit – wie das Motto 
„Ursprünglich innovativ“ des 64. Österreichi-
schen Gemeindetages zeigt – zur stetigen Inno-
vation um die Gemeinde als Wirtschafts- Wohn-
und Schulstandort zu erhalten und zu stärken.

Umweltminister Andrä Rupprechter wird 
über die bis dato getätigte Bundesländertour 
im Zuge des Masterplans zur Erhaltung des 
ländl. Raums berichten. Dabei wurden – und 
werden weiter – regionale Erfolgsstrategien 
und Entwicklungspotenziale unter Einbindung FO
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der Bevölkerung vor Ort diskutiert. Auch soll 
über den Status der im Masterplan vorgesehe-
nen Instrumente des Communal Audit und der 
digitale Landkarte, die über 250.000 Projekte 
und Initiativen enthalten wird, berichtet werden. 
Besonders wichtig: Infos über Unterstützungen 
und Förderungen.
Bildungsministerin Sonja Hammerschmid wird 
über ihre Themen – ganztägige Schulform, Schul-
autonomie, Infrastruktur an Schulen, Tablet- und 
Laptopklassen, Finanzierung – berichten.

Die Seite der Gemeinden wird von Bürger-
meister Alfred Riedl, frischgebackener Präsi-
dent des Österreichischen Gemeindebundes, 
wahrgenommen. Über die wirtschaftliche Seite 
des Leben mit der Digitalisierung werden Fritz 
Poppmeier, Vorstandsdirektor der Spar AG, und 
Wolfgang Anzengruber, Vorstandsvorsitzender 
der Verbund AG, mit den Delegierten diskutie-
ren. Die Themenkreise sind überaus mannigfal-
tig: Standortfaktor, Kinderbetreuung, Schule, 
Nahversorgung, Daseinsvorsorge, Arbeitsplätze, 
Photovoltaik, Contracting, E-Mobilität. Und 
diese Aufzählung erhebt keinen Anspruch auf 
Vollständigkeit.

Gelebte Tradition beim Gemeindetag. Die Er-
folgskombination 64. Österreichischer Gemein-7
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Digitalsierung geht in zwei 
Richtungen: Erstens sollen 
ortsansässige Unterneh-
men leistungsstarke Netze 
zur Verfügung haben und 
zweites sollen die Men-
schen – Bewohner und 
Touristen – ausreichende 
Leistung für ihre Zwecke 
zu Verfügung haben. Eine 
Herkulesaufgabe für die 
Gemeinden.

detag und Kommunalmesse hat sich als wahres 
Zugpferd mit unglaublich vielen Synergieeffek-
ten erwiesen. Die Messefläche beträgt inklusive 
Freigelände rund 15.000 m². Auf diesen 15.000 
m² werden am 28. und 29. Juni die  Vertreter und 
Experten der Kommunalwirtschaft auf mehr als 
5000 Besucher aus nahezu allen östereichischen 
Gemeinden treffen. Und nicht nur aus Österreich 

werden Gemeindevertreter kommen. Die Nähe 
zu Bayern und die gute gelebte Nachbarschaft 
(die EuRegion Salzburg - Berchtesgadener Land 
Traunstein ist eine der ältesten und aktivsten 
grenzüberschreitenden Projekte Europas) wird 
vermutlich auch viele Kommunalmandatare aus 
unserem Nachbarland zur Leistungsschau der 
Kommunalwirtschaft anlocken.  

KOMMUNAL   04/2017  //  15
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HYDRANTENSERVICE

www.wdl.at

Wasser
Marsch – jederzeit
mit Sicherheit



PROGRAMM DES 
ÖSTERREICHISCHEN GEMEINDETAGES 2017

Mittwoch, 28. Juni
14.00 - 17.00  Pre-Check-In 64. Österr. Gemeindetag

Donnerstag, 29. Juni
ab 08.00  Check-In 64. Österreichischer Gemeindetag

09.00 - 17.00  KOMMUNALMESSE

11.30  Eröffnung des 64. Österreichischen Gemeindetages

14.00 - 16.00  Fachtagung des 64. Österr. Gemeindetages

19.30   Gala-Abend des 64. Österr. Gemeindetages

Freitag, 30. Juni
8.00    Check-In 64. Österreichischer Gemeindetag

9.00 - 13.00 KOMMUNALMESSE

9.30 	 Haupttagung 64. Österreichischer Gemeindetag

12.00  Messerundgang & kulinarischer Ausklang
 

STAND 16. MÄRZ 2017

LINKS ZU  
GEMEINDETAG UND KOMMUNALMESSE

 
gemeindebund.at/gemeindetag

diekommunalmesse.at

WICHTIGE  
ORGANISATORISCHE 
INFOS:  
Eines zeichnet sich schon 
ab: Der Platz wird knapp. 
Nicht nur auf der Kom-
munalmesse sind nur 
mehr Restplätze frei, auch 
die Zimmer sind bereits 
Mangelware. Darum rasch 
anmelden, dann hat man 
noch eine Auswahl. 

Nach erfolgter Anmel-
dung bekommen die 
Teilnehmer eine Bestäti-
gung per E-Mail, mit der 
sie gratis (für eine Fahrt 
gültig) innerhalb der 
Kernzone Salzburg 
ab Mi, 28.6. ,13 Uhr  
zum Messe- 
zentrum Salzburg 
gelangen, um sich das 
Teilnahmeticket und die 
Unterlagen zu holen. 

WICHTIG:  
Das Teilnahmeticket ist  
 
von  
28. Juni 2017  
13.00 Uhr bis  
30. Juni 2017  
15.00 Uhr  
 
als Verbundfahrkarte in 
der Kernzone Salzburg 
gültig.
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Verlässlicher Partner der Gemeinden 
für innovative Ideen

„Viele Gemeinden stehen vor der Herausforderung, die 
steigende Aufgabenvielfalt in immer komplexer werden-
den Rahmenbedingungen meistern zu müssen.  
VERBUND unterstützt Gemeinden dabei, effiziente, 

kostensparende und nachhalti-
ge Lösungen zu entwickeln und 
umzusetzen. Mit über 70 Jahren 
Erfahrung im Energiebereich – vom 
Anlagenbau bis zur Elektromobili-
tätsdienstleistung – ist VERBUND 
ein verlässlicher und kompetenter 
Partner für innovative Lösungen. 
So unterstützen wir kommunale 

Organisationen, beispielsweise mittels Energieeinspar-
Contracting ihre Anlagentechnik zu modernisieren und 
dadurch massiv Kosten zu sparen. Mit neuen, innovativen 
Energiedienstleistungen treiben wir die Energiewende 
voran, heben neue Potenziale und setzen Meilensteine für 
die Umwelt. Wir präsentieren auf der Messe intelligente 
sowie effiziente Gesamtlösungen und freuen uns auf den 
kommunikativen Austausch mit kommunalen Entschei-
dungsträgern.“  

Martin Wagner, Geschäftsführer VERBUND Solutions

 DAS SAGEN DIE AUSSTELLER   

Messe „vor der Haustür“
„Wir freuen uns sehr, erstmals auf der Kommunalmesse 
Salzburg, der größten Fachmesse für Gemeinden, vertre-
ten zu sein. Präsentieren werden wir Kleinradlader und 
Minibagger, die perfekt zu den Bedürfnissen der Kommu-
nen passen. Die vielseitige Verwendung der Geräte ist Vo-
raussetzung, um anfallende Tätigkeiten zu erfüllen, daher 

haben wir auch einen Schwerpunkt 
auf Anbaugeräte gelegt! Messebe-
sucher können sich vor Ort von den 
zahlreichen Vorteilen dieser Maschi-
nen und Anbaugeräte überzeugen. 
Für Gemeinden ebenfalls interes-
sant sein dürften unsere Brech- und 
Siebanlagen, die sich hervorragend 

im Recycling einsetzen lassen. Diesbezüglich werden 
wir mit umfangreichem Informationsmaterial auf der 
Kommunalmesse Salzburg vertreten sein und freuen uns 
schon auf Ihren Besuch!
Als Unternehmen mit Hauptsitz im Salzburger Eugen-
dorf ist uns diese regionale Messe sehr willkommen, um 
potenzielle Kunden aus der kommunalen Ebene kennen-
zulernen. “ 

Herbert Kreiseder, Verkaufsleiter und Prokurist von Kuhn
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DER BUNDESVORSTAND HAT GEWÄHLT

DER NEUE CHEF 
HEISST ALFRED RIEDL
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Nach 18 Jahren und 30 Tagen endete 
am 29. März die Ära von Gemeinde-

bund-Langzeitpräsident Helmut 
Mödlhammer. Sein Nachfolger  

Alfred Riedl übernimmt eine gut auf-
gestellte Interessenvertretung, die  
in den vergangenen Jahren immer 

wieder ihren Wert bewiesen hat.  
Der „Sack an Aufgaben“, den der  

Niederösterreicher Riedl übernimmt, 
ist aber auch nicht klein. Seinem 

 Tatendrang  bietet sich ein weites Feld 
an Herausforderungen.
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2089
MITGLIEDER DES  
ÖSTERREICHISCHEN  
GEMEINDEBUNDES

In den Landesverbänden 
sind 2089 von 2100 öster-
reichischen Gemeinden 
Mitglieder. Damit repräsen-
tiert der Österreichische 
Gemeindebund rund 70 
Prozent der österreichi-
schen Bevölkerung.

TEXT / Hans Braun 

Kurz nach 13 Uhr am 29. März war es 
soweit und eine seit Wochen mit Span-
nung erwartete Amtsübergabe konnte 
über die Bühne gehen. Die Tür zum 
Marmorsaal der Volksanwaltschaft öff-

nete sich und das älteste nominierte Mitglied des 
Bundesvorstands, Edgar Kopp, Bürgermeister 
von Rum in Tirol, verkündete das Ergebnis der 
Wahl: 37 Stimmen für den Niederösterreicher 
Alfred Riedl und 22 für den Salzburger Günther 
Mitterer.

Riedl folgt in diesem Amt Helmut Mödlham-
mer nach, der seit 1999 die Geschicke der kom-
munalen Interessensvertretung geführt hatte. 
Der 64-jährige Niederösterreicher ist seit 1990 
Bürgermeister von Grafenwörth und seit 2001 
Präsident des NÖ Gemeindebundes. Seit 1998 
ist er Mitglied des NÖ Landtages und stellvertre-
tender VP-Klubobmann. Im Zivilberuf ist Riedl 
Inhaber einer großen Steuerberatungskanzlei 
in Niederösterreich mit mehreren Standorten, 
an denen 60 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
beschäftigt sind.

„Ich freue mich sehr über meine Wahl“, sagt 
der neue Präsident. „Und ich gratuliere meinem 
Mitbewerber Günther Mitterer zu seinem Er-
gebnis. In einer Demokratie ist es völlig normal, 
dass mehrere Bewerber zur Wahl stehen. Das 
ist auch kein Schaden für den Gemeindebund, 
sondern ein Beleg dafür, wie wichtig dieses Amt 
ist. Es gibt auch überhaupt keinen Zweifel daran, 
dass der Gemeindebund nun geeint und ge-
meinsam an die vielen Herausforderungen geht, 
die wir zu meistern haben“, so Riedl in einer 
ersten Reaktion.

„Alfred Riedl ist seit vielen Jahren mein 
Vizepräsident im Gemeindebund“, sagt Helmut 
Mödlhammer. „Es gibt wenige, die mit größe-
rer Erfahrung und Sachkenntnis in dieses Amt 
gehen können. Ich bin davon überzeugt, dass er 
den Gemeindebund exzellent führen und wei-
terentwickeln wird“, so Mödlhammer. „Von mir 
hat er jede Unterstützung, die man sich vorstel-
len kann.“

Inhaltlich war Riedl auch in sämtliche Fi-
nanzausgleichsverhandlungen der letzten Jahre 
involviert. „Ich weiß genau, wo die Gemeinden 
der Schuh drückt“, sagt er. „Es ist – nicht nur 
in finanzieller Hinsicht – sehr wichtig, dass wir 
eine Gleichwertigkeit der Lebensbedingungen in 
den ländlichen Räumen ermöglichen. Dafür ist 
Geld eine sehr wichtige Voraussetzung.“

DER ÖSTERREICHISCHE GEMEINDEBUND
Der Österreichische Gemeindebund ist der Dachverband der Interessensvertretun-
gen der Gemeinden auf Bundesebene. Er ist wie seine zehn Landesverbände vereins-
rechtlich organisiert und hat sein Büro am Sitz der Bundesregierung und somit in 
Wien. Zur Wahrnehmung der internationalen Agenden unterhält der Österreichische 
Gemeindebund seit 1996 ein ständiges Büro in Brüssel. Nach außen wird der Öster-
reichische Gemeindebund durch seinen Präsidenten vertreten. Der Generalsekretär 
führt die laufenden Geschäfte des Gemeindebundes.

12
 
MITGLIEDER IM PRÄSIDIUM

Das Präsidium besteht aus dem 
Präsidenten, zwei Stellvertretern und 
den weiteren Obleuten der Landes-
verbände. Der Generalsekretär und 
die Vertreter des Gemeindebundes 
in internationalen Gremien gehören 
dem Präsidium ohne Stimmrecht an.65

MITGLIEDER DES BUNDESVORSTANDS 
DES GEMEINDEBUNDES

Der Bundesvorstand ist das oberste 
Organ des Gemeindebundes. Er setzt 
sich zusammen aus 64 Vertretern aus 
den Landesverbänden und dem Gene-
ralsekretär. Der Bundesvorstand steht 
unter dem Vorsitz des Präsidenten und 
wird von diesem mindestens zweimal 
pro Jahr einberufen.

GEMEINDEBUND
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WIR BRAUCHEN  

EINANDER. ES GIBT BEI UNS 
KEINE DEBATTEN ZWISCHEN 

GROSSER GEMEINDE UND 
KLEINER GEMEINDE,  

ZWISCHEN REICH UND ARM,  
ZWISCHEN STADT UND LAND.“

Alfred Riedl betont die Entschlossenheit der Gemeinden 
zur Zusammenarbeit

Das neue Präsidium: Der 
Zweite Vizepräsident Rupert 

Dworak, Bürgermeister von 
Ternitz, der neue Präsident Al-
fred Riedl, Bürgermeister von 

Grafenwörth, der neue Erste 
Vizepräsident Hans Hingsamer, 

Bürgermeister von Eggerding, 
und Walter Leiss, Generalsekre-

tär des Gemeindebundes.

Wahltag, der nach wie vor für Unruhe in den 
Gemeinden sorgt. Die Pläne für die anstehende 
Wahlrechtsreform könnten nach Ansicht des 
Gemeindebundes zum Anlass genommen wer-
den, um vor allem potenzielle Fehlerquellen bei 
der Abwicklung zu beseitigen. Um tatsächlich 
Erleichterungen, Transparenz und Verfahrens-
verbesserungen auf der kommunalen Ebene zu 
schaffen sowie Doppelgleisigkeiten und Fehler-
quellen zu vermeiden, müsse unter anderem das 
Briefwahlsystem und der Zeitplan der Wahlen 
angepasst werden. Der Gemeindebund hat eine 
Liste von Forderungen erarbeitet und einge-
bracht, die eine sinnvolle Vereinfachung und 
Verbesserung bringen können.

Auch die Umstellung auf das neue Haushalts-
recht sollte überlegt werden und nicht überstürzt 
geschehen. Die Umstellung auf die neue VRV 
2015 stellt eine der größten Verwaltungsrefor-
men der letzten Jahrzehnte dar, von der zehn-
tausende Gemeindebedienstete und kommunale 
Funktionsträger unmittelbar betroffen sind. Von 
einer peniblen Umsetzung und einer entspre-
chenden Schulung aller Betroffenen hängen 
demnach nicht nur die künftigen wirtschaft-
lichen Entscheidungen der Gemeinden ab, 
sondern auch die Einhaltung des Stabilitätspakts 
und der europäischen Fiskalregeln.

Der Österreichische Gemeindebund verlangt  
daher, in der anstehenden Novelle der VRV 2015 
einen späteren gemeinsamen Zeitpunkt des 
Inkrafttretens für Länder, Städte und Gemeinden 
vorzusehen.

Ein weiteres Thema im Bundesvorstand war 
die gesundheitliche Primärversorgung. Wie 
der Bundesvorstand des Österreichischen 
Gemeindebundes dazu feststellt, sind darunter 
vor allem auch eine effektive und wohnortnahe 

„Business as usual“ beim Bundesvorstand. Im 
Vorfeld wurde die Wahl zum „Richtungsent-
scheid zwischen Ost und West“ hochstilisiert, 
manche sahen schon eine drohende Spaltung 
des Gemeindebundes. Aber im Grunde war es 
nichts als eine demokratisch gefällte Entschei-
dung, wie sie in jeder Demokratie tagtäglich 
gefällt wird. 

Dementsprechend entspannt ging der 
Bundesvorstand mit der Situation um. Hel-
mut Mödlhammer – der mit Standing Ovations 
verabschiedet wurde – gab den Vorsitz an den 
Altervorsitzenden Edgar Kopp ab, der die Vor-
gänge der Wahl leitete. Nach der Stimmabgabe 
wurde ausgezählt und das Ergebnis verkündet. 
Günther Mitterer war der Erste, der Alfred Riedl 
zum Wahlsieg gratulierte. Der Salzburger betonte 
nach der Abstimmung, dass es sich um keine 
Kampfabstimmung zwischen dem Westen und 
dem Osten Österreichs gehandelt habe. „Rech-
nen wir nicht die Bundesländer gegeneinander 
auf, das ist nicht in meinem Sinne. Wir wollen 
gemeinsam weiterarbeiten mit einem gestärkten 
Gemeindebund“, so Mitterer.

Nicht nur das Präsidium, auch die Rech-
nungsprüfer und das Schiedsgericht wurden neu 
gewählt. Neuer Erster Vizepräsident des Öster-
reichischen Gemeindebundes ist der Oberös-
terreicher Hans Hingsamer, Bürgermeister von 
Eggerding, Rupert Dworak bleibt wie bisher 
Zweiter Vizepräsident.

Ein neuer Chef, die Themen sind die bekann-
ten. In den Gemeinden geht es um Sachpolitik. 
Und auch wenn ein neuer Chef im Amt ist, so 
bleiben doch die Themen, die der Bundesvor-
stand diskutierte, dieselben. 

Und so beschäftigte sich der Bundesvor-
stand mit Themen wie dem geplanten zweiten 

1 

 PRÄSIDENT

 
Der Präsident des Österrei-
chischen Gemeindebundes 
wird vom Bundesvorstand 

auf die Dauer von fünf Jahren 
gewählt und muss – bei der 
erstmaligen Wahl – das Amt 

eines Bürgermeisters in einer 
österreichischen Gemeinde in-

nehaben und Obmann eines 
Landesverbandes sein. Mit der 

Funktion des Präsidenten ist 
eine Mitgliedschaft in Lan-

des- oder Bundesregierungen 
unvereinbar.

GEMEINDEBUND
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Versorgung durch Hausärzte und Fachärzte (vor 
allem Kinder- und Frauenärzte) zu verstehen. 
Für niedergelassene Ärzte im ländlichen Raum 
ist es unter den gegebenen rechtlichen, finanzi-
ellen und sozialen Rahmenbedingungen immer 
schwerer, diese auf örtliche Nähe beruhende 
Versorgung sicherzustellen. Diverse Initiativen 
auch auf Länderebene vermögen es nicht, diese 
Tendenz aufzuhalten.

Der Bundesvorstand des Österreichischen 
Gemeindebundes ist sehr besorgt über diese 
Entwicklung, da die niedergelassenen Ärzte 
auch eine wesentliche Rolle als lokale Arbeit-
geber und für die Wertschöpfung im ländlichen 
Raum spielen. Bund und Länder werden daher 
aufgefordert, eine Trendumkehr beim bereits 
akut gewordenen Ärztemangel im ländlichen 
Raum zu bewirken und die niedergelassenen 
Ärzte durch einen wirksamen Mix an Maßnah-
men zu fördern.

Die erste Pressekonferenz. Klarheit über die 
nächsten Schritte schuf Alfred Riedl in einer 
ersten Pressekonferenz unmittelbar nach der 
Sitzung des Bundesvorstands. Für ihn steht die 
positive Zukunft der Gemeinden im Vordergrund 
seiner Arbeit. „Dazu muss sichergestellt sein, 
dass es für die Menschen, die in unseren Ge-
meinden und Städten leben, die gleichen Chan-
cen und bestmögliche Voraussetzungen für die 
Sicherung unserer Zukunft gibt. Das betrifft vor 
allem die Infrastruktur, den Zugang zur Bildung 
und auch die Arbeitsplätze“, so Riedl.

„Es gibt begünstigte und weniger begünstig-
te Gemeinden im Westen wie im Osten“, sagt 
Riedl, der ab nun für alle 2089 Gemeindebund-
Mitglieder sprechen wird. Rund ein Drittel der 
Kommunen verzeichnet Abwanderung, ein 
Drittel Zuwächse, der Rest bleibt in etwa gleich, 
wobei sich zuletzt die Zahl der Abwanderungs-
gemeinden etwas reduziert hat. Dennoch bleibt 
dieses Thema ein dringliches, zumal auch die 
Daseinsvorsorge und damit die Lebensqualität 
der Menschen damit zusammenhängt.

„Wir haben jahrzehntelang in die Hardware 
investiert, in die Infrastruktur“, sagt Riedl, nun 
müsse man sich um die Software kümmern. „Es 
geht um die Vereinbarkeit von Familie und Be-
ruf, damit in ländlichen Regionen das Leben und 
Arbeiten möglich ist. Die Stadt braucht das Land, 
und das Land braucht die Stadt.“ Es müsse daher 
ein Miteinander gegeben. „Es ist unumgänglich, 
dass wir Chancengleichheit schaffen.“ 

 

Gemeindebund-Präsident Alfred 
Riedl ist ein Mann der Tat. Das 
hat er schon oft unter Beweis  
gestellt. KOMMUNAL stellt den 
neuen „obersten Bürgermeister“ 
Österreichs vor.

ALFRED RIEDL

EIN MANN   
DER TAT

A lfred Riedl stammt aus Grafenwörth, 
einer zwischen Tulln und Krems 
gelegenen Marktgemeinde mit heute 
mehr als 3000 Einwohnern. Der aus 
einer bäuerlichen Familie kommende 

Riedl besuchte die Höhere Bundeslehranstalt 
„Francisco-Josephinum“ in Wieselburg und 
studierte danach an der Wirtschaftsuniversität in 
Wien Wirtschaftspädagogik.

Seinen beruflichen Werdegang startete er be-
reits während des Studiums als Lehrer an einer 
Handelsakademie in Wien. Parallel zu seiner 
Tätigkeit als Lehrer arbeitete er in einer Wirt-
schaftsprüfungs- und Steuerberatungskanzlei 
und begann eine Ausbildung zum Steuerberater. 
1985 machte er sich selbstständig und gründete 
eine eigene Steuerberatungskanzlei in Tulln. Es 
folgten Filialeröffnung in Krems und Korneu-
burg. 

Vorreitergemeinde Grafenwörth. Riedl ist seit 
1990 Bürgermeister seiner Heimatgemeinde 
Grafenwörth und Bezirksobmann des Verban-
des NÖ Gemeindevertreter der ÖVP (heute NÖ 
Gemeindebund). 

GEMEINDEBUND

MEHR INFOS ZUM 
GEMEINDEBUND  

 gibts auf

www.gemeindebund.
gv.at 
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sie 2002 schwer vom Jahrhunderthochwasser 
getroffen wurde. Zahlreiche Häuser wurden zer-
stört, wenn man aber heute nach Grafenwörth 
kommt, kann man die Verwüstungen kaum 
noch erahnen.

Experte in allen Finanzfragen. 1998 wurde Riedl 
Abgeordneter zum niederösterreichischen Land-
tag, wo er seit 2003 auch als stellvertretender 
Klubobmann des VP-Landtagsklubs fungiert.

Seine Erfahrung in steuerrechtlichen und 
Wirtschaftsfragen prädestinierten den heute 
64-Jährigen dazu, sich auch in seinen politi-
schen Funktionen auf Finanzangelegenheiten 
zu spezialisieren. So ist er Finanzreferent des 
niederösterreichischen Wirtschaftsbundes 
sowie Vorsitzender des Finanzausschusses des 
Österreichischen Gemeindebundes. In dieser 
Funktion war er an vier bundesweiten Finanz-
ausgleichsverhandlungen (2001, 2004, 2008 und 
2016) federführend beteiligt.

Im Jahr 2001 avancierte Riedl zum Ersten 
Vizepräsidenten des Österreichischen Gemein-
debundes. 

Es ist verwitwet und Vater von drei Töchtern.

Im Notfall schnappt  
sich Alfred Riedl auch 
einmal die Gummistie-
fel und packt in seiner 
Gemeinde mit an – wie 
hier mit dem KOMMU-
NAL-Redakteur Herbert 
Leschanz beim Jahrhun-
derthochwasser 2002.

Seither hat sich Grafenwörth in vielen Berei-
chen zu eine Vorzeigegemeinde entwickelt. So 
zum Beispiel mit dem generationenübergreifen-
den Betreuungskonzept für Kinder und ältere 
Menschen: Hier sind Kindergarten und Pflege-
heim unter einem Dach, das macht das Haus zu 
einem Treffpunkt für Generationen. Auch bei 
der Umstellung auf energieeffiziente Leuchten 
übernahm die Gemeinde eine österreichweite 
Vorreiterrolle. 

Seit zwei Jahren ist die Gemeinde mit ei-
ner Außenstelle der Veterinärmedizinischen 
Universität für Wildtierkunde und Ökologie 
sogar Universitätsgemeinde. Die in einem alten 
Schulgebäude untergebrachten Wissenschafter 
beobachten hier Vögel und ihre Zugwege. 

2014 wurde die Initative „Grafenwörth 
bewegt“ mit dem Niederösterreichischen 
Zukunftspreis ausgezeichnet. Das Projekt 
kombiniert ein attraktives Laufwegenetz mit 
modernsten Technologien, die eine ort- und 
zeitunabhängige Kommunikation zwischen 
sportlich Tätigen und medizinischer Betreuung 
ermöglichen. 

In die Schlagzeilen kam die Gemeinde, als 

PORTRÄT
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Mit dem Kommunalinvestitionsgesetz 2017 können Gemeinden von 1. Juli 2017 bis 
30. Juni 2018 knapp 173 Millionen Euro an Bundesfördermitteln für  
zusätzliche Investitionen abrufen.

TEXT / Konrad Gschwandtner

Der Bund setzt nun doch, nachdem es 
zwischenzeitlich etwas unsicher schien,  
sein Versprechen über 175 Millionen Euro 

an Förderungen für Investitionen zu Moderni-
sierung der kommunalen Infrastruktur um, das 
er am Vorabend der Einigung über den Finanz-
ausgleich 2017 bis 2021 gegeben hat. Gemäß der 
am 28. März beschlossenen Regierungsvorlage 
erwartet man sich nun von Bundesseite in den 
kommenden Jahren zusätzliche kommunale 
Bauinvestitionen in Höhe von zumindest 760 
Millionen Euro und die Schaffung beziehungs-
weise den Erhalt von rund 8500 Arbeitsplätzen. 
Die Vollziehung des sogenannten Kommunalin-
vestitionsgesetzes (KIG 2017), das am 1. Juli 2017 
in Kraft treten soll, erfolgt durch das Finanzmi-
nisterium. Dieses wird sich als Abwicklungsstel-
le der Buchhaltungsagentur des Bundes bedie-
nen, um die 172,81 Millionen Euro (175 Millionen 
abzüglich 2,19 Millionen an Verwaltungskosten) 
an Zweckzuschüssen abzuwickeln. Die Richt-
linien für die von den Gemeinden (eventuell 
auch deren Gesellschaften) zu beantragenden 
Investitionsförderungen werden im April erstellt; 
der Gemeindebund wird darauf achten, dass die 

KOMMUNALES INVESTITIONSPROGRAMM

760 MILLIONEN EURO 
ZUSÄTZLICHE INVESTITIONEN

Bürokratie dabei im Rahmen bleibt. 
Die Eckpunkte der Regierungsvorlage zum 

Kommunalinvestitionsgesetz 2017 sind: 
≤	 Der konkrete Zeitpunkt des Einlangens der 

Anträge innerhalb der Einreichfrist (1. Juli 
2017 bis 30. Juni 2018) ist nicht maßgeblich 
für eine Förderzusage, sondern lediglich für 
die Reihenfolge der Bearbeitung. Die Projekt-
abrechnungen sind bis längstens 31. Jänner 
2021 einzureichen, dementsprechend wird 
auch der jeweilige Projektzeitplan zu wählen 
sein.

≤	 Jeder Gemeinde wird gemäß einem FAG-Ver-
teilungsschlüssel (die 172,81 Millionen werden 
50:50 nach aBS und Volkszahl gemeindeweise 
verteilt) ein fixer Förderbetrag zugewiesen, 
der dann über ein oder mehrere Projekte 
abgerufen werden kann. Die entsprechenden 
gemeindeweisen Beträge sind auf kommu-
nal.at abrufbar. Der Bund ist also wieder von 
seiner ursprünglichen Intention von Anträgen 
nach dem „First-Come-First-Serve-Prinzip“ 
abgerückt, was sehr zu begrüßen ist.

≤	 Der Zweckzuschuss wird nur für zusätzliche 
Bauinvestitionen gewährt, also Projekte, wo 
zum 31. Dezember 2016 lediglich die Pla-

LINKS  
 

Regierungsvorlage 
zum Kommunalinvesti-
tionsgesetz 2017  
www. 
parlament.gv.at/ 
PAKT/VHG/XXV/I/ 
I_01583/index.shtml 

Gemeindeweise 
Beiträge
kommunal.at/ 

Die Tabelle zeigt die ungefähre 
länderweise Aufteilung der För-
derbeträge gemäß dem KIG 2017 
in Relation zu den Investitionen 
der Gemeinden ohne Wien in den 
Jahren 2009 bis 2015.
 

DATENQUELLEN: Gemeindefinanzberichte 
2010-2016; länderweise Anteile am kommun. 
Investitionsprogramm: näherungsweise eigene 
Berechnung; Anteil Wien am kommunalen Inves-
titionsprogramm knapp 41 Millionen Euro.

FINANZEN

KOMMUNALE INVESTITIONEN (GEMEINDEN OHNE WIEN, IN MIO. EURO)

2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 KOMMUNALES 
 INVESTITIONSPROGRAMM

BGLD. 72,4 67,4 61,6 94,5 77,1 84,5 90,2 5,41
KTN. 135,1 108,0 102,4 115,9 128,7 141,4 118,6 11,04
NÖ 707,8 559,5 498,5 505,2 537,3 626,5 618,8 31,21
OÖ 491,4 362,5 303,2 299,9 337,2 420,6 536,2 28,06
SBG. 119,9 114,1 137,6 182,9 161,2 180,1 180,7 10,70
STMK. 309,7 275,5 222,7 265,6 292,6 378,1 301,1 23,97
TIROL 228,0 198,8 205,6 223,4 269,8 290,8 294,7 14,16
VBG. 134,5 117,9 113,9 120,2 156,4 172,0 161,8 7,43
GESAMT 2.198,8 1.803,7 1.645,5 1.807,6 1.960,3 2.294,0 2.302,1 131,99
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nungskosten im Gemeindevoranschlag 2017 
bzw. Budget einer Gemeindeimmobilienge-
sellschaft enthalten waren und der Beginn 
der „Bauinvestition“ nicht vor dem 1. April 
2017 liegt. Um Mitnahmeeffekte von bereits 
laufenden Projekten auszuschließen, wird die 
„Zusätzlichkeit“ einer Investition im Sinne 
des KIG 2017 beim Antrag durch eine entspre-
chende Bescheinigung des Bürgermeisters 
nachzuweisen sein.

≤	 Maximal 25 Prozent der Gesamtkosten eines 
Projekts werden gefördert. Weitere Investi-
tionszuschüsse (zum Beispiel von Landes-
seite) sind grundsätzlich unschädlich, wobei 
der Bund seine Förderung nach KIG kürzen 
würde, falls sonst mehr als 100 Prozent der 
Projektkosten aus Fördermitteln bzw. Investi-
tionszuschüssen bestehen würden.

≤	 Die Regierungsvorlage vom 28. 3. sieht grund-
sätzliche einen sehr breiten Förderzweck vor. 
Dieser reicht von der Errichtung, Erweiterung 
und Sanierung von Schulen und Kinderbe-
treuungseinrichtungen, Einrichtungen für 
Behinderte oder Senioren und kommunalen 
Sport- und Freizeitanlagen, über Umbauten 
zur Barrierefreiheit und Investitionen in Ver-
kehrs-, Müll-, Abwasser- und Wasserinfra-
struktur bis hin zur öffentlichen Wohnraum- 
und Breitbandschaffung. Nicht förderbar sind 
jedoch die Anschaffung von Fahrzeugen, 
Personalkosten und Eigenleistungen der Ge-
meinden.

Für den Fall, dass es Gemeinden nicht  
möglich ist, ihren (vollen) Förderbetrag durch 
zusätzliche Projekte bis zum 30. Juni 2018 
beantragen zu können, fließen die Mittel in den 
mit dem neuen FAG 2017 geschaffenen Struktur-
fonds. 

KOMMENTAR

UMSTELLUNG AUF NEUES HAUSHALTSRECHT

 konrad.gschwandtner @ gemeindebund.gv.at 
Konrad Gschwandtner, Bakk. BA, ist Fachreferent in der Abteilung Recht und 
Internationales des Österreichischen Gemeindebundes

Überlegt, nicht überstürzt

FINANZEN

D ie neue Voranschlags- und 
Rechnungsabschlussver-
ordnung (VRV 2015) wur-

de im Herbst 2015 erlassen. Bei 
der Umsetzung geht es nun also 
nicht mehr um die Frage des Ob, 
sondern des Wie und allenfalls 
des Wann. Die Umstellung auf 
die VRV 2015 stellt eine der 
größten Verwaltungsreformen 
der letzten Jahrzehnte dar, von 
der zehntausende Gemeinde-
bedienstete und kommunale 
Funktionsträger unmittelbar be-
troffen sind. Von einer peniblen 
Umsetzung (Länder und Städte 
über 10.000 Einwohner müs-
sen laut aktueller Rechtslage 
spätestens bis 1. Jänner 2019, die 
anderen Gemeinden bis 1. Jän-
ner 2020 umgestellt haben) und 
einer entsprechenden Schulung 
aller Betroffenen hängen nicht 
nur künftige wirtschaftliche 
Entscheidungen der Gemeinden 
ab, sondern auch die Einhaltung 
des Stabilitätspakts und der 
europäischen Fiskalregeln.
Derzeit laufen umfangreiche 
Vorarbeiten zur Bewältigung 
dieser Reform, etwa die Erarbei-
tung eines einheitlichen Stan-
dards für die Darstellung der 
Finanzierungs-, Ergebnis- und 
Vermögensrechnung sowie der 
zahlreichen Beilagen der künf-
tigen Voranschläge und Rech-
nungsabschlüsse für alle Städte 
und Gemeinden. Die Ergebnisse 
haben Einzug in die für Sommer 
2017 geplante Novelle der VRV 

2015 zu finden, ebenso wie in 
die nachfolgende landesrecht-
liche Umsetzung, mit der bis 
Mitte 2018 zu rechnen ist. Die 
anschließende Anpassung der 
EDV-Programme, die für Städte 
und Gemeinden gleichermaßen 
erfolgen muss, wird ebenfalls 
mehrere Monate in Anspruch 
nehmen.
Gemäß dem aktuellen Inkraft-
tretenstermin der VRV 2015 
ist daher nicht an eine seriöse 
Erstellung der neuen Voran-
schläge für 2019 und einen frik-
tionsfreien Betrieb des neuen 
Drei-Komponenten-Systems 
zu denken, da keine Zeit für 
die nötige theoretische wie 
auch praktische Schulung der 
Mitarbeiter und Entscheidungs-
träger auf Basis der landesge-
setzlichen Regelungen bleibt. 
Dementsprechend unterstützt 
der Österreichische Gemein-
debund die auch bereits von 
Statistik Austria nachdrück-
lich geäußerte Forderung nach 
einem einheitlichen Zeitpunkt 
des Inkrafttretens für Länder, 
Städte und Gemeinden frühes-
tens mit 1. Jänner 2020. Dies 
wäre ebenso gerechtfertigt, wie 
es etwa beim Zentralen Perso-
nenstandsregister (ZPR) war, 
dessen Inkrafttreten ursprüng-
lich für den 1. April 2013 geplant 
war, das jedoch nach nötigen 
technischen Adaptierungen mit 
1. November 2014 in Geltung 
getreten ist.
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Gemeindemandatare können die für ihre Berufsgruppe typischen Werbungskosten ent-
weder pauschal oder durch Nachweis bei der Finanzverwaltung geltend machen. 

TEXT / Dietmar Pilz

D as Bundesfinanzgericht (BFG) hat  
sich mit seinem Erkenntnis vom  
3. 10. 2016, RV/7105795/2015 detail-
liert zur Abzugsfähigkeit verschie-
dener von einem Bezirksrat bean-

tragter Werbungskosten (WBK) beschäftigt. Die 
getroffenen Aussagen des Gerichtshofs gelten 
natürlich auch für Gemeindemandatare, und 
zwar ohne Einschränkung.

Die Bezüge von Bürgermeistern, Vizebür-
germeistern, Stadträten und Mitgliedern einer 
Stadt-,  Gemeinde- oder Ortsvertretung sind 
gem. § 25 Abs. 1 Z 4 lit b EStG Einkünfte aus nicht 
selbstständiger Tätigkeit, für die die Gemeinde 
als Dienstgeber die Lohnsteuer an das zuständige 
Finanzamt abzuführen hat. Der Gemeindeman-
datar kann die Lohnsteuerbemessungsgrundlage 
aber durch Werbungkosten (§ 16 EStG) herab-
setzen, und zwar entweder mittels pauschaler 
Werbungskosten oder durch deren Nachweis 
bzw. Glaubhaftmachung.

a) Pauschale Werbungskosten (WBK): Gemein-
demandatare können gem. § 17 EStG  
15 Prozent der Bemessungsgrundlagen –  
mindestens 438 Euro jährlich, höchstens  
2628 Euro jährlich – als WBK geltend ma-
chen, wobei der Mindestbetrag nicht zu nega-
tiven Einkünften führen darf.

WERBUNGSKOSTEN VON GEMEINDEMANDATAREN

„SPESEN, SPESEN,  
SEID’S GEWESEN ...“

b) Werbungskosten mittels Nachweis: Nach  
§ 16 EStG zählen alle Aufwendungen zu den 
Werbungskosten, die subjektiv zu Erwerbung, 
Sicherung oder Erhaltung der Einnahmen 
geleistet werden, sofern sie nicht unter ein 
Abzugsverbot des § 20 EStG fallen. Sind diese 
Voraussetzungen erfüllt, werden die Aufwen-
dungen – bei entsprechendem Nachweis – als 
Werbungskosten anerkannt.

Mit dem eingangs zitierten Erkenntnis des 
BFG hat der Gerichtshof zu den typischen Aus-
gaben eines Gemeindemandatars (bzw. des oben 
erwähnten Bezirkspolitikers als Beschwerdefüh-
rer) hinsichtlich der Abzugsfähigkeit der WBK 
Stellung bezogen. Im Folgenden werden die 
Arten der WBK, die vom Beschwerdeführer (Bf) 
beantragt wurden, sowie die Gründe für eine 
eventuelle Nicht-Abzugsfähigkeit auszugsweise 
wiedergegeben.

Bewirtungs-
spesen fallen 
grundsätzlich 
unter nicht  
abzugsfähige 
Repräsenta-
tionsauf- 
wendungen.“

JÄHRLICHER BEZUG PAUSCHALE WBK

EUR 650,00 EUR 438,00

EUR 4.800,00 EUR 720,00  (15% von EUR 4.800,00)

EUR 30.600,00 EUR 2.628,00

PAUSCHALE WERBUNGSKOSTEN  BEISPIELE FÜR EINEN GEMEINDEMANDATAR
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Bewirtungsspesen
Gem. § 20 Abs. 1 Z 3 EStG fallen 
Bewirtungsspesen grundsätzlich 
unter nicht abzugsfähige Reprä-
sentationsaufwendungen. Darun-
ter sind Ausgaben zu verstehen, 
die zwar durch den Beruf des 
Steuerpflichtigen bedingt sind, 
aber auch sein gesellschaftliches 
Ansehen fördern. Das schließt 
die Bewirtung durch einen politi-
schen Funktionär ein. Nur wenn 
der Steuerpflichtige nachweisen 
kann, dass die Bewirtung nahezu 
ausschließlich der Werbung dient 
und die berufliche Veranlassung 
eindeutig überwiegt, sind die ent-
sprechenden Kosten im Ausmaß 
von 50 Prozent abzugsfähig.
Wesentlich ist dabei, dass die 
Veranstaltung nahezu aus-
schließlich der Vermittlung der 
politischen Botschaft dient, wie 
dies zum Beispiel bei Wahlver-
anstaltungen der Fall ist. Da die 
vom Bf angeführten Bezeich-
nungen Partei-„Stammtisch“, 
Partei-„Sprechstunden“, Partei-
„Informantentreffen“, Partei-
„Sommerheuriger“ oder Partei-
„Ausflug“ keinen eindeutigen 
Rückschluss auf den Werbezweck 
sowie den konkreten Adressa-
tenkreis und auch nicht auf die 
überwiegende berufliche Veran-
lassung für die bloße Förderung 
des politischen Ansehens zulassen 
und keine weiteren Nachweise 
erbracht wurden, wurden die gel-
tend gemachten Bewirtungsspe-
sen steuerlich nicht anerkannt.

Diäten
Der Verwaltungsgerichtshof 
hat wiederholt ausgesprochen, 
dass Mehraufwendungen für die 
Verpflegung des Steuerpflichtigen 
grundsätzlich zu den Kosten der 
Lebensführung gehören, zumal 
ein bedeutender Teil der Erwerbs-
tätigen darauf angewiesen ist, 
Mahlzeiten außerhalb des Haus-
haltes einzunehmen. Absetzbare 
Mehraufwendungen für Verpfle-
gung können nur  dann vorliegen, 
wenn über dieses Ausmaß hinaus 
Aufwendungen anfallen. Laut 
ständiger Rechtsprechung ge-
bührt eine Berücksichtigung des 
Verpflegungsmehraufwandes als 
WBK nach § 16 EStG ausschließ-
lich bei mehrtägigen Reisen für 
den ersten Zeitraum von rund 
einer Woche. Hält sich der Steuer-
pflichtige nur während des Tages 
an einer neuen Arbeitsstätte auf, 
kann die Unkenntnis der örtli-
chen Gastronomie z. B. durch die 
Mitnahme von Lebensmitteln 
abgefangen werden.
Die vom Bf geltend gemachten 
Tagesdiäten, die sich auf eintägige 
Reisen bezogen, wurden daher 
nicht als WBK anerkannt.

Mitgliedsbeiträge
Aufwendungen, die ein politischer 
Funktionär freiwillig für soziale, 
mildtätige, kirchliche oder ähnli-
che Zwecke leistet, sind nicht ab-
zugsfähig. Ebenfalls nicht abzugs-
fähig sind u. a. Mitgliedsbeiträge 
wie z. B. an eine „Faschingsgilde“. 
Lediglich eine Zuwendung, die an 
eine im Wahlkreis tätige Orga-
nisation (z. B. Blasmusikverein, 
Trachtenverein, örtliche Freiwillige 
Feuerwehr) erfolgt und über den 
Mitgliedsbeitrag hinausgeht, ist 
aufgrund der dadurch ausgelösten 
Werbewirkung absetzbar.
Ein Mitgliedsbeitrag oder ein von 
allen Mitgliedern zu leistender Be-
trag kann daher steuerlich nicht 
berücksichtigt werden.

Absetzung für  
Abnutzung (Afa)
Nach Ansicht der Finanzverwal-
tung sind Aufwendungen bei-
spielsweise für eine Digitalkamera 
grundsätzlich abzugsfähig.
Im vorliegenden Fall kann aber 
nicht objektiv festgestellt bzw. 
nicht davon ausgegangen werden, 
dass die Verwendung in erster 
Linie betrieblich erfolgt. Eine 
Abzugsfähigkeit bestünde aber 
nur dann, wenn eindeutige, klar 
nachvollziehbare Nachweise er-
bracht werden, dass eine nahezu 
ausschließlich betriebliche Ver-
anlassung der Anschaffung und 
Nutzung der Kamera vorliegt und 
das Gerät privat nicht oder kaum 
genutzt wird.
Diesbezüglich wurden vom Bf 
keine Nachweise erbracht. Die 
Bestätigung der Partei, dass er bei 
ihr als PR- und „Reproduktionsbe-
rater“ angestellt ist, reicht für den 
Nachweis, dass die Kamera privat 
nicht genutzt wird, nicht aus. Der 
Beschwerde wurde auch in die-
sem Punkt nicht stattgegeben.

Büromaterial (Kamera) 
Hinsichtlich des Zubehörs für die 
Kamera ist auf die obigen Ausfüh-
rungen zu verweisen. Aufgrund 
der fehlenden Nachweiserbrin-
gung über die berufliche Veranlas-
sung können auch diese Kosten 
nicht anerkannt werden.

Aufwendungen, die ein politischer Funktionär freiwillig für soziale, mildtätige, kirchli-
che oder ähnliche Zwecke leistet, sind nicht abzugsfähig. Ebenfalls nicht abzugsfähig 
sind u. a. Mitgliedsbeiträge wie z. B. an eine „Faschingsgilde“. Lediglich eine Zuwen-
dung, die an eine im Wahlkreis tätige Organisation erfolgt und über den Mitgliedsbei-
trag hinausgeht, ist aufgrund der dadurch ausgelösten Werbewirkung absetzbar.
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ABERKANNTE WERBUNGSKOSTEN 
UND DIE BEGRÜNDUNGEN DES  
BUNDESFINANZGERICHTS
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Abschließend wird noch auf ein wei-
teres Erkenntnis des BFG (12. 10. 2016, 
RV/2100213/2012) verwiesen, in dem der 
Gerichtshof einem Gemeinderat, der auch als 
Gemeindekassier tätig ist und in der Gemeinde 
die Funktion des Sport- und Jugendreferenten 
ausübt, die von ihm beantragten Reisespesen 
für Reisen zu diversen Sportveranstaltungen wie 
dem Nachtslalom in Schladming, Schirennen 
von Polizei, Bundesheer und Ärzten sowie sämt-
lichen Fußballspielen des SK Sturm ebenso nicht 
anerkannt hat wie den Besuch von Konzerten 
und anderen kulturellen Veranstaltungen wie 
Kleinkunstaufführungen. Der BFG stützt sich 
dabei grundsätzlich auf § 20 EStG, der den Abzug 
von WBK verbietet, soweit diese die persönliche 
Lebensführung betreffen, selbst wenn sie die 
wirtschaftliche oder gesellschaftliche Stellung 
des Steuerpflichtigen untermauern sollten und 
damit in einem gewissen Sinn berufsfördernd 
sind. Dabei sind die Motive für den Aufwand 
selbst, die Möglichkeit, sich diesem zu entziehen 
sowie das Vorliegen eines ausschließlich beruf-
lichen Interesses unmaßgeblich. 

PROF. DIETMAR PILZ IST FINANZEXPERTE DES ÖSTERREI-
CHISCHEN GEMEINDEBUNDES

 dietmar.pilz @ austin-bfp.at

Eintrittskarten beispielsweise zur Ausstellung Körperwel-
ten in Wien fallen unter das generelle Abzugsverbot des  
§ 20 EStG. ... Der Hinweis seitens des Beschwerdeführers, 
dass es sich bei den Eingeladenen um politische Sympathi-
santen gehandelt habe, reicht nicht aus, um eine berufliche 
Veranlassung zu begründen.
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Kilometergelder 
Der Nachweis der Fahrtkosten hat 
grundsätzlich mit einem Fahrten-
buch zu erfolgen. Dieses hat zur 
Geltendmachung von WBK alle 
beruflich veranlassten Fahrten zu 
enthalten, es muss fortlaufend, 
zeitnah und übersichtlich geführt 
sein und Datum, Kilometerstrecke, 
Gesamtkilometerstand, Ausgangs- 
und Zielpunkt, Fahrtroute, Fahrtdau-
er sowie den konkreten Gegenstand 
der dienstlichen Verrichtung jeder 
einzelne Fahrt zweifelsfrei und klar 
angeben. Andere Belege und Unter-
lagen, z. B. Reisekostenabrechnun-
gen für den Arbeitnehmer, können 
herangezogen werden, wenn sie zur 
Nachweisführung geeignet sind.
Ein mangelhaft geführtes Fahr-
tenbuch unterliegt dennoch der 
freien Beweiswürdigung. Sprechen 
im Einzelfall besondere Umstände 
gegen die Korrektheit des Beweis-
mittels, können die zurückgelegten 
Kilometer von der Finanzbehörde 
geschätzt werden, wozu die Finanz-
behörde gem. § 184 BAO befugt ist. 
Die Schätzung selbst darf allerdings 
nicht den Charakter einer Strafbe-
steuerung haben.

Fahrtspesen 
Die bloße Vorlage von Taxirechnun-
gen ist für eine steuerliche Anerken-
nung nicht ausreichend.

Schreibarbeiten 
Der Bf hat für eine nahe Verwand-
te die Kosten für Schreibarbeiten 
pauschal jährlich in gleicher Höhe 
abgesetzt. Da im vorliegenden Fall 
keine schriftlichen Vereinbarungen 
vorliegen und auch keine Stunden-
aufzeichnungen geführt wurden, 
wurden die geltend gemachten Aus-
gaben nicht als WBK anerkannt.
Anmerkung: Verträge zwischen na-
hen Angehörigen werden grundsätz-
lich nur dann steuerlich anerkannt, 
wenn sie einem Fremdvergleich 
standhalten.

Werbungskosten 
Die Eintrittskarten in das Naturhisto-
rische Museum (Ausstellung „Körper-
welten“) fallen unter das generelle 
Abzugsverbot des § 20 EStG. Ein 
erforderlicher Werbecharakter sowie 
die berufliche Veranlassung konnten 
nicht nachgewiesen werden. Der 
Hinweis seitens des Bf, dass es sich 
bei den Eingeladenen um politische 
Sympathisanten gehandelt habe, 
reicht nicht aus, um eine berufliche 
Veranlassung zu begründen.
Der Beschwerde konnte daher auch 
in diesem Punkt nicht Folge geleistet 
werden.

28  //  KOMMUNAL   04/2017

 POLITIK & RECHT 



Im Rahmen einer GPLA* werden auch Gemeinden häufig mit der Um-
qualifizierung sogenannter atypischer Beschäftigungsverhältnisse, das 
sind vor allem Werkverträge oder freie Dienstverträge, konfrontiert. 

TEXT / Claudia Sonnleitner

Aufgrund der restriktiven Rechtsprechung 
zu diesem Thema mutieren oft schein-
bar klare Fälle der Selbstständigkeit im 

Nachhinein zu nichtselbständigen Dienstver-
hältnissen. Die Folgen treffen in der Regel die 
Gemeinde als Arbeitgeber mit voller Härte: 
Nachzahlungen von Dienstnehmer- und Dienst-
geberbeiträgen zur Sozialversicherung und 
der sogenannten „kleinen“ Lohnnebenkosten 
(Dienstgeberbeitrag zum Familienlastenaus-
gleichsfonds, u. U. der Dienstgeberzuschlag und 
die Kommunalsteuer) sind sicher – ein Regress-
recht gegenüber dem ehemaligen Auftragneh-
mer besteht nicht. 

Welcher Vertragstypus vorliegt, ist vor Aus-
übung der Tätigkeit genau zu prüfen, und es 
muss gleich vorab bedacht werden, dass weder 
der ursprüngliche Parteiwille, noch die Be-
zeichnung eines Vertrages als Werkvertrag oder 
Dienstvertrag oder das Vorliegen eines Gewer-
bescheines bzw. einer GSVG-Versicherung über 
die rechtliche Beschaffenheit entscheidet (siehe 
hierzu auch  das Kapitel „Schreibarbeiten“ im 
Beitrag von Prof. Dietmar Pilz „Werbungskos-
ten von Gemeindemandataren“ auf Seite 26). 
Vielmehr kommt es auf die Ausgestaltung des 
Auftragsverhältnisses an – sprich, wie wird die-
ses tatsächlich gelebt.

Während der echte, ohne jede Unternehmer-
wagnis handelnde Dienstnehmer weisungsge-
bunden und organisatorisch eingegliedert zur 
persönlichen Arbeitserbringung verpflichtet 
ist, ist die Tätigkeit des Werkvertragsnehmers 
durch ein hohes Maß an Eigenverantwortung 

MINENFELD „ABRECHNUNG VON HONORAREN“

WERK- ODER DIENSTVERTRAG? 
DAS IST HIER DIE FRAGE

gekennzeichnet. Er ist weder an Arbeitszeit 
noch -ort gebunden, noch muss er gegenüber 
seinem Auftraggeber Rechenschaft hinsichtlich 
einer etwaigen Vertretung ablegen. Während das 
echte Dienstverhältnis, welches dem Dienstpos-
ten- bzw. Stellenplan der Gemeinde unterliegt, 
auf Dauer angelegt ist, ist der Werkvertrag ein 
Zielschuldverhältnis, welches nach Erbringung 
des geschuldeten Erfolges als beendet gilt. Um 
eine leichtere Zuordnung eines Auftragsverhält-
nisses durchführen zu können, haben wir für Sie 
eine  „Checkliste zur Scheinselbstständigkeit“ 
entwickelt – siehe Link.

Achtung: Der VwGH hat in seinen jüngsten 
Erkenntnissen über die Versicherungspflicht von 
Personen, die (auch) mit Gewerbeschein mit 
einfachen manuellen Tätigkeiten (z. B. Winter-
streudienst) betraut sind, in der Regel das Vorlie-
gen eines echten Dienstverhältnisses bejaht (vgl. 
VwGH 11. 12. 2013).

Praxistipp: Der GPLA-Prüfer hat den Dienstge-
ber von Fällen, die eine mögliche Umstellung 
eines vermeintlich selbstständigen Versiche-
rungsverhältnisses in ein echtes Dienstverhältnis 
zum Gegenstand haben, zu informieren und ihm 
anzubieten, dass an der Schlussbesprechung 
ein Vertreter der SVA teilnehmen kann. Unter 
Umständen kann durch dieses erweiterte Partei-
engehör eine Umqualifizierung verhindert und 
die Gemeinde vor einer Nachzahlung bewahrt 
werden. 

* GPLA ist die „Gemeinsame Prüfung aller lohnabhängigen Abgaben durch 
Finanzamt oder Sozialversicherungsträger“.

MAG. CLAUDIA SONNLEITNER IST TEAMLEITERIN BEI AUSTIN | BFP
 Claudia.Sonnleitner@austin-bfp.at 

LINK ZUR  
CHECKLISTE 

 auf kommunal.at 

goo.gl/v8DGLd

FINANZEN
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Anfang September tritt das Bildungsinvestitionsgesetz 
in Kraft. Darin ist festgelegt, dass der Bund bis zum 
Jahr 2025 Mittel in Höhe von 750 Millionen Euro für 
den Ausbau ganztägiger Schulangebote bereitstellt. 
Grund zur Freude gibt es auf Gemeindeebene dennoch 
nicht.

TEXT / Bernhard Haubenberger

B is zum Jahr 2025 soll die Betreuungs-
quote von derzeit 22 Prozent auf 40 
Prozent steigen. Nicht zuletzt, da die 
zahlreichen Bedenken, die auf Kom-
munalebene geäußert wurden, keine 

Berücksichtigung gefunden haben, werden diese 
ambitionierten Ziele unerreichbar bleiben.

Eines lässt sich bereits prognostizieren: 
Allein durch die Befristung dieses Gesetzes ist 
die Nachhaltigkeit der Finanzierung vor al-
lem hinsichtlich des Betreuungspersonals, bei 
denen es sich nicht um Einmalkosten handelt, 
nicht gewährleistet. Die mangelnde (Rechts-)
Sicherheit, die fehlende langfristige Plan- und 
Finanzierbarkeit, aber auch die neue Komple-
xität in der Abwicklung werden letztlich darauf 
hinauslaufen, dass die bereitgestellten Mittel 
nicht abgerufen werden und der von allen Seiten 
geforderte Ausbau ganztägiger Schulangebote 
nicht stattfinden wird. 

Bisherige Finanzierung. Bislang erfolgten die 
Ko-Finanzierungsbeiträge des Bundes für den 
Ausbau ganztägiger Angebote auf Grundlage von 
Art. 15a B-VG-Vereinbarungen zwischen dem 
Bund und den Ländern. Die letzte Vereinbarung 
hat einen Gültigkeitszeitraum von 2015 bis 2018 
und legte alleine für allgemeine Pflichtschulen 
einen Ko-Finanzierungsbetrag von insgesamt 
425,6 Millionen Euro fest. Mit den bereitgestell-
ten Mitteln werden (wurden) infrastrukturelle 
Maßnahmen mit bis zu 55.000 Euro pro Gruppe 

BILDUNGSINVESTITIONSGESETZ

FINANZIERUNG MIT  
ABLAUFDATUM

ko-finanziert. Zudem werden (wurden) Perso-
nalkostenzuschüsse von bis zu 9000 Euro pro 
Gruppe und Jahr für neues, aber auch für bereits 
bestehendes Personal gewährt.

Das Bildungsinvestitionsgesetz sieht für die 
allgemeinen Pflichtschulen (Investitionen und 
Freizeitbereich) einen Betrag von 428 Millionen 
Euro vor. Dieser teilt sich auf in einen soge-
nannten fixen Anteil (63 Prozent), der für den 
tatsächlichen Ausbau ganztägiger Schulange-
bote zur Verfügung steht (Infrastrukturkosten, 
Personalkosten) und in einen flexiblen Anteil (37 
Prozent), der auch für bestimmte andere Zwecke 
(z. B. Ferienbetreuung) eingesetzt werden kann.

Einsatz der Mittel. Im Bildungsinvestitionsgesetz 
ist vorgesehen, dass die Mittel nicht wie bislang 
auch für bereits bestehende Betreuungsangebote 
bereitgestellt werden, sondern ausschließlich für 
neue, zusätzlich geschaffene Betreuungsplätze. 
Daraus folgt, dass ab 2019 nach Auslaufen dieser 
Vereinbarung für bis dahin bestehendes Betreu-
ungspersonal keine Mittel mehr bereitgestellt 
werden. All jene, die bereits Ausbaumaßnah-
men ergriffen und bislang bis zu 9000 Euro pro 
Gruppe und Jahr erhalten haben, gehen ab 2019 
leer aus bzw. müssen für die Finanzierung des 
bestehenden Personals alleine Sorge tragen.

Zudem wird das Finanzierungsschema bei der 
Ko-Finanzierung der Personalkosten im Frei-
zeitteil umgestellt. Vorgesehen ist, dass die Mittel 
pro Schüler und nicht mehr (wie bislang bis 

Mangelnde 
Rechtssicherheit, 
fehlende  
langfristige  
Plan- und  
Finanzierbarkeit, 
aber auch  
die neue  
Komplexität in 
der Abwicklung 
werden letztlich 
darauf  
hinauslaufen, 
dass die  
bereitgestell-
ten Mittel 
nicht abgeru-
fen werden.“ 

SCHULE
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Auffassung, dass beide Formen der ganztägigen 
Schulform, die offene (reine Nachmittagsbe-
treuung) wie auch die  verschränkte (ganztägig 
wechselnde Abfolge von Unterricht und Frei-
zeit) gleichwertig zu behandeln sind, zielt das 
Gesetz in mehrerlei Hinsicht auf den Ausbau der 
verschränkten Form ab. So ist neben einer soge-
nannten Umwandlungsprämie (von der offenen 
zur verschränkten Form) vorgesehen, dass in 
den ersten beiden Jahren (2017/18 und 2018/19) 
Mittel ausschließlich für den Ausbau in der ver-
schränkten Form bereitgestellt werden. 

Kostenloses Angebot? Im Gesetz ist als Bedin-
gung für einen Zweckzuschuss formuliert, dass 
bei der Festsetzung der Elternbeiträge für den 
Betreuungsteil ganztägiger Schulformen auf eine 
mögliche Entlastung der Erziehungsberechtig-
ten insbesondere durch eine soziale Staffelung 
Bedacht zu nehmen ist. In den Erläuterungen 
wird hierzu bekräftigend ausgeführt, dass eine 
weitere Bedingung auf eine möglichst weitrei-
chende Entlastung der Erziehungsberechtigten 
abzielt. Kritisch zu beurteilen sind vor allem die 
Ausführungen in den Erläuterungen, wonach 
für eine nachhaltige Entlastung nach Ende der 
Laufzeit dieses Bundesgesetzes die gesetzlichen 
Schulerhalter Sorge zu tragen haben. 

Betreuung in der Ferienzeit und Frühaufsicht. 
Das Gesetz sieht eigene Zuschüsse für die Be-
treuung in der Ferienzeit und an für schulfrei 

Das Bildungsinvestitionsge-
setz sieht für die allgemei-
nen Pflichtschulen (Investi-
tionen und Freizeitbereich) 
einen Betrag von 428 Millio-
nen Euro vor.

zu 9000 Euro) pro Gruppe ausbezahlt werden. 
Problematisch ist, dass diese Mittel deutlich de-
gressiv bis zum Jahr 2025 ausbezahlt werden. So 
soll es pro zusätzlichem in Betreuung befindli-
chen Schüler und wöchentlichem Betreuungstag 
bis zum Schuljahr 2021/22 einen Beitrag in Höhe 
von 140 Euro geben, im Schuljahr 2022/23 105 
Euro, im Jahr 2023/24 nur mehr 70 Euro und im 
Jahr 2024/25 gar nur mehr 35 Euro. Gerade für 
kleinere Schulstandorte mit wenigen Schülern 
ist diese Regelung nachteilig.

Folgekosten nicht zu unterschätzen. Den Dar-
stellungen der finanziellen Auswirkungen des 
Bildungsinvestitionsgesetzes ist zu entnehmen, 
dass den Gemeinden ab dem Jahr 2025 jährlich 
Kosten in Höhe von 58 Millionen Euro entstehen 
werden. Es handelt sich hierbei nur um jene 
(Personal-)Kosten, die den Gemeinden infolge 
dieses Ausbauprogramms entstehen. 

Zählt man die Personalkosten aufgrund der 
derzeit bereits bestehenden Plätze und der auf 
Grundlage der noch geltenden Art. 15a B-VG- 
Vereinbarung entstehenden Plätze hinzu, so er-
geben sich für die Gemeinden spätestens ab dem 
Jahr 2025 Personalkosten von jährlich mehr als 
100 Millionen Euro. Eine Ko-Finanzierung durch 
den Bund über das Jahr 2025 hinaus ist zurzeit 
nicht geplant.

Fokus auf verschränkte Form. Entgegen der 
seit jeher von kommunaler Seite vertretenen 

Den  
Darstellungen 
der finanziellen  
Auswirkungen 
des Bildungs-
investitions- 
gesetzes ist  
zu entnehmen, 
dass den  
Gemeinden  
ab dem Jahr 
2025 jährlich 
Kosten in 
Höhe von 58 
Millionen Euro 
entstehen  
werden.“ 
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Gemeinden sind bei 
Bedarf verpflichtet, 

Betreuungspersonal 
in der Zeit von 7.00 

Uhr bis Unterrichtsbe-
ginn bereitzustellen. 

Wie für diese Zeit-
spanne Personal  

rekrutiert werden 
kann, ist nicht geklärt.

Die  
Genehmigung 
der beantrag-
ten Zweck- 
zuschüsse  
hinsichtlich 
des fixen  
Anteils erfolgt 
dann durch die 
zuständige 
Ministerin, jene 
hinsichtlich des 
flexiblen Anteils 
erfolgt durch  
die zuständige  
Landesregierung.“ 

erklärten Tagen vor (pro erstmalig eingerichteter 
Gruppe jährlich 6500 Euro). Auch hier ist zu 
bedenken, dass das Gesetz ein Ablaufdatum hat. 
Wie die Finanzierung nach 2025 aussieht, ist 
daher völlig offen, sicher ist hingegen, dass ein 
Betreuungsangebot in der Ferienzeit kaum zu-
rückgenommen werden kann, wenn es einmal 
eingerichtet wurde.

Als weitere Bedingung für Zweckzuschüs-
se ist die fälschlicherweise als „Frühbetreu-
ung“ bezeichnete Frühaufsicht aufgenommen 
worden. Sohin sind Gemeinden bei Bedarf (der 
wohl in nahezu allen Fällen gegeben sein wird) 
verpflichtet, Betreuungspersonal in der Zeit von 
7.00 Uhr bis Unterrichtsbeginn bereitzustellen. 
Wie für diese Zeitspanne (Freizeit-)Personal 
rekrutiert werden kann, ist nicht geklärt. 

Komplexität hindert Abrufbarkeit der Mittel. 
Vom Schulerhalter sind Anträge hinsichtlich des 
fixen Anteils (bspw. Einrichtung eines Speise-
saals) an die zuständige Ministerin, hinsichtlich 
des flexiblen Anteils (Betreuung in der Ferien-
zeit) an die zuständige Landesregierung zu rich-
ten. Einzureichen sind jedoch alle Anträge bis 
zum Ende des betreffenden Schuljahres bei der 
zuständigen Behörde in dem Bundesland, in dem 
der Standort der ganztägigen Schulform gelegen 
ist. Die Anträge haben alle für die Beurteilung 
der Zuerkennung eines Zweckzuschusses erfor-
derlichen Angaben samt Nachweisen zu enthal-
ten (für die Anträge wird es Formblätter geben). 

Nach Prüfung der Anträge durch die Behörde 
(unter Beachtung der vom Ministerium auszu-
arbeitenden Zweckzuschussrichtlinien) werden 
die Anträge hinsichtlich des fixen Anteils an 

die zuständige Ministerin und hinsichtlich des 
flexiblen Anteils an die Landesregierung wei-
tergeleitet. Den geprüften Anträgen ist jeweils 
eine Empfehlung hinsichtlich der Vergabe des 
Zweckzuschusses anzuschließen. 

Die Genehmigung der beantragten Zweck-
zuschüsse hinsichtlich des fixen Anteils erfolgt 
dann durch die zuständige Ministerin, jene hin-
sichtlich des flexiblen Anteils erfolgt durch die 
zuständige Landesregierung. 

Die Auszahlung an den Schulerhalter, gleich 
ob es sich um Mittel des fixen oder flexiblen An-
teils handelt, erfolgt jedoch (jährlich im Dezem-
ber) durch das Bundesministerium für Bildung. 

Sollte manch einer den Überblick bewahrt 
haben, so ist eines noch zu bedenken: Bis 2019 
gilt parallel die Art. 15a-Vereinbarung über den 
weiteren Ausbau ganztägiger Schulangebote, die 
wiederum eine andere Abwicklung (nämlich die 
bisherige) vorsieht. Da sich die Fördergegenstän-
de dieser drei „Töpfe“ teilweise überschneiden 
(können) – so können etwa für gleiche Projekte 
Mittel aus dem flexiblen Anteil oder aus dem fi-
xen Anteil beantragt werden („stehen auch ... zur 
Verfügung“), werden die Übersicht, aber auch 
die notwendige (Rechts-)Sicherheit und Plan-
barkeit für den Förderwerber bzw. Zuschuss-
empfänger de facto unmöglich. 

MAG. BERNHARD HAUBENBERGER IST JURIST IN DER ABTEILUNG  
„RECHT & INTERNATIONALES“ BEIM ÖSTERREICHISCHEN GEMEINDEBUND

 bernhard.haubenberger@ gemeindebund.gv.at
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Ab 1. Juli 2016 wurde in Österreich die Ausbil-
dungspflicht bis 18 eingeführt. Das bedeutet, 
dass alle Jugendlichen unter 18 Jahren, deren 
Schulpflicht im Juli 2017 endet, danach eine 
weitere Schule besuchen oder eine Ausbil-
dung machen müssen. Ziel ist, dass alle jungen 
Menschen eine Ausbildung abschließen, um 
sie besser auf das spätere Arbeitsleben vorzu-
bereiten.

Auf der Homepage des Sozialministeri-
umservice (www.sozialministeriumservice.
at/site/Arbeitsmarktprojekte/Ausbildung_
bis_18/) finden sich jene Bildungs- und Aus-
bildungsangebote, deren Absolvierung oder 
Abschluss die Ausbildungspflicht erfüllt.

Neue Perspektiven für Jugend und Wirt-
schaft. Die AusBildung bis 18 umfasst – neben 
der Verpflichtung zu einer weiterführenden 
Ausbildung – eine garantierte bestmögliche 
Unterstützung von Jugendlichen und Erzie-
hungsberechtigten sowie eine Optimierung 
der Angebote für alle, die nicht mehr weiter 
wissen.

Bildung und Ausbildung sind der Schlüs-
sel für eine gesicherte Zukunft – nicht nur 
für junge Menschen. Auch für die heimische 
Wirtschaft stellen motivierte und qualifizierte 
Fachkräfte eine wesentliche Stärke des Wirt-
schaftsstandortes Österreich dar.

Alle sind aufgerufen, ihren Beitrag zur 
Ausbildung bis 18 zu leisten. Auch Gemein-
den haben - sowohl in ihrer Funktion als 
Anlaufstelle für die Bürger/innen als auch als 
Dienstgeber/innen und Ausbildungsbetriebe – 
eine wichtige Rolle.

AUSBILDUNG BIS 18

Mehr Bildung,  
mehr Chancen,  
mehr Zukunft

 Mehr Infos unter www.ausbildungbis18.at oder 
www.facebook.com/AusBildungbis18

W ie hat sich die Kommunikation in den letzten 20 Jahren in den 
Gemeinden, im ländlichen Raum verändert? Gibt es einen 
Dialog der medialen Elite und der tatsächlichen Empfindung 

vor Ort und führt die rasante digitale Entwicklung an der Politik und 
an der Meinungsbildung vorbei?

Während „Smart City“ und mittlerweile auch „Smart Country“ vor 
allem in Deutschland zu einem Synonym für diesen digitalen Wand-
lungsprozess wurden, diskutieren die Sommergespräche die Frage, was 
mit dem ländlichen Raum, den kleinen Regionen ist. Wie kann man 
hier digitale Strategien entwickeln, die dabei helfen, die Herausforde-
rungen der Zukunft zu meistern? 

Digitalisierung schafft Innovation und Standortsicherung. Die Politik 
muss dafür Sorge tragen, dass die nötigen Voraussetzungen hinsichtlich 
der Verfügbarkeit, aber auch hinsichtlich der Datensicherheit geschaf-
fen werden. Aber was sind die Gefahren und wie weit soll/darf man 
gehen? Was sind die Auswirkungen der Digitalisierung auf das Leben 
in den Gemeinden vor Ort? Inwieweit werden diese schon gelebt?

Das und noch viel mehr erwartet Sie bei den Kommunalen Som-
mergesprächen von 19. bis 21. Juli 2017 in Bad Aussee.

Mehr auf www.sommergepraeche.at

PROGRAMM DER SOMMERGESPRÄCHE 2017

Mittwoch, 19. Juli 2017
17.00 Uhr bis 17.30 Uhr   Empfang und Begrüßung
17.30 Uhr bis 19.00 Uhr   Impuls & Diskussion
ab 19.00 Uhr   Kulinarischer Ausklang
Donnerstag, 20. Juli 2017
09.00 Uhr bis 12.00 Uhr   Impuls & Diskussion
12.00 Uhr bis 13.30 Uhr   Mittagsbuffet
13.30 Uhr bis 16.30 Uhr   Foren
ab 19.30 Uhr   Kulinarischer Ausklang
Freitag, 21. Juli 2017
09.30 Uhr bis 10.00 Uhr   Berichte aus den Foren
10.00 Uhr bis 12.30 Uhr    Impuls & Diskussion

KOMMUNALE SOMMERGESPRÄCHE

DENK DIGITAL.  
BLEIB KOMMUNAL.
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Am 1. März präsentierte Kommissionspräsident Jean-
Claude Juncker ein Weißbuch zur Zukunft Europas. 
KOMMUNAL hat einen Blick hinein geworfen.

TEXT / Daniela Fraiss

M it einem Weißbuch wird traditionell 
ein längerer Diskussionsprozess 
angestoßen. Beispielhaft sei das 
Governance-Weißbuch aus dem 
Jahr 2001 erwähnt, das nach der 

Frustration des Gipfels von Nizza entstanden 
ist und letztlich in EU-Verfassungskonvent und 
Vertrag von Lissabon mündete. Ob auch das ak-
tuelle Weißbuch zur Einberufung eines Konvents 
führen wird, ist offen. Sicher ist aber, dass es die 
europäischen Institutionen und die europäische 
Öffentlichkeit länger beschäftigen wird. 

Bestandsaufnahme. Im ersten Teil des Weiß-
buchs findet eine Bestandsaufnahme Europas 
statt. Errungenschaften werden Herausfor-
derungen gegenübergestellt, man wagt aber 
auch den Blick in die Zukunft. Dieser soll v. a. 
verdeutlichen, dass Europas Bedeutung in einer 
globalisierten Welt abnimmt, Einfluss daher nur 
durch gemeinsames und geeintes Auftreten ge-
wahrt werden kann. Untermalt wird dies durch 
Statistiken zur Entwicklung des europäischen 
BIP-Anteils, des Euro als Weltwährung und zur 
globalen Bevölkerungsentwicklung. Interessant, 
rechtlich aber bedenklich, ist die ausschließliche 
Bezugnahme auf die EU der 27 Mitgliedstaaten. 
Dies umso mehr, als das Weißbuch noch vor der 
Übermittlung des offiziellen Austrittsgesuchs des 
Vereinigten Königreichs veröffentlicht wurde.  

Dass die EU gerade in Krisen hinter den Er-
wartungen zurückbleibt, wird mit beschränkten 
Handlungsmöglichkeiten, etwa bei der Bekämp-
fung der Jugendarbeitslosigkeit, und der gelten-
den Kompetenzordnung begründet. 

Im zweiten Teil des Weißbuchs wird daher 
keine Gelegenheit ausgelassen, für ein gemein-
sames Migrationsmanagement zu werben, soll-
ten sich die Mitgliedstaaten für mehr bzw. ein 
effizienteres Europa aussprechen. 

ZUKUNFT DER EUROPÄISCHEN UNION

AUFTAKT ZUR  
DISKUSSION

In diesen Zeiten 
sind Führungs- 
stärke, Einheit  
und gemeinsamer 
Wille gefragt.“ 
Jean-Claude Juncker, 
in seiner Rede zur Lage der  
Union am 25. März in Rom

QUELLE: http://europa.eu/rapid/ 
press-release_IP-17-385_de.htm

MAG. DANIELA FRAISS 
IST LEITERIN DES  
GEMEINDEBUNDBÜROS  
IN BRÜSSEL

 oegemeindebund@
skynet.be
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Insgesamt problematisch für die Wahrneh-
mung der EU werden Kommunikation und In-
formation auf nationaler Ebene angesehen. Eu-
ropa wird vielerorts darauf reduziert, sich in den 
Alltag der Menschen einzumischen, ansonsten 
aber zu weit weg zu sein. Probleme werden auf 
„Brüssel“ geschoben, Erfolge national verbucht.

Offen bleibt die Frage, ob sich die Mitglied-
staaten kommenden technologischen und 
gesellschaftlichen Veränderungen und Heraus-
forderungen alleine stellen können.

Fünf Szenarien. Im zweiten Teil stellt die Kom-
mission fünf mögliche Szenarien für die Zukunft 
der EU vor. Diese sollen als Denkanstoß dienen 
und sind nicht als starre Vorgaben zu verstehen. 
Ideen zur zukünftigen Gestaltung Europas könn-
ten anhand dieser Szenarien entwickelt werden, 
die dargestellten Vorschläge zur Neuordnung 
bzw. Vertiefung der Zuständigkeiten spiegeln die 
Wünsche der Kommission wider.

Bewertung. Die Kommission geht mit dem 
Weißbuch in die Offensive. Nachdem die EU von 
einer Krise in die nächste taumelt und aufgrund 
der Kompetenzverteilung nicht in der Lage ist, 
schnelle Lösungen zu produzieren, werden Mit-
gliedstaaten und europäische Öffentlichkeit nun 
vor die Wahl gestellt: Soll sich die EU wieder rein 
auf den Binnenmarkt konzentrieren, soll es ein 
Europa der verschiedenen Geschwindigkeiten 
geben oder ist man bereit, wichtige Zuständig-
keiten auf die europäische Ebene zu übertragen? 
In jedem Fall sollte ehrlich und offen über die 
verschiedenen Optionen und deren Auswirkun-
gen auf den Einzelnen diskutiert werden: Was 
bedeutet es, wenn sich die EU von der Kohä-
sionspolitik verabschiedet und Umweltschutz 
national geregelt wird? Ist die Unionsbürger-
schaft sinnvoll oder bringt die Beschränkung 
der Freizügigkeit dem Einzelnen mehr? Hält nur 
der Binnenmarkt Europa zusammen oder gibt 
es höhere Erwartungen an die EU? Was bedeutet 
es für die Gemeinden, wenn der Binnenmarkt 
wieder oberste Priorität hat?

Die Kommunen sind ausdrücklich aufgefor-
dert, sich an diesem Prozess zu beteiligen. Dem 
Ausschuss der Regionen kommt dabei eine nicht 
unwesentliche Rolle zu, da er die Debatte im 
Rahmen dezentraler Bürgerdialoge in die Regio-
nen bringen will. Auch der europäische Dach-
verband der Gemeinden, RGRE, befasst sich mit 
der Zukunft Europas aus kommunaler Sicht und 
wird im Juni eine Position dazu verabschieden.

Der Österreichische Gemeindebund wird 
über weitere Entwicklungen berichten. 
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DIE ZUKUNFT EUROPAS LIEGT  

IN UNSERER HAND. “
Jean-Claude Juncker 

in seiner Rede zur Lage der Union am 25. März in Rom
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den Wünschen der kommunalen Ebene, die 
nun mit allen anderen Gebietskörperschaften 
gleichgestellt werden soll.

Aber Junckers „Ach, Europa“  richtete sich 
wohl vor allem an die Mitgliedstaaten. Denn die 
EU ist die Summe ihrer Mitglieder, und wenn 
diese keine Mehrheiten zustande bringen, ist 
auch der beste Vorschlag nichts wert. Und dass 
sich der EU-Gesetzgebungsprozess, in welchem 
die Kommission nur noch Vermittler ist, ziehen 
kann, wissen auch die Gemeinden aus langjäh-
riger Beobachtung.

Im Weißbuch zur Zukunft Europas werden 
daher fünf Szenarien für die EU des Jahres 2025 
zur Diskussion gestellt, die in den nächsten Mo-
naten auf breiter Basis debattiert werden sollen 
(siehe auch Beitrag auf Seite 34 dieser Ausgabe).

D ie Frage „Europa, quo vadis?“ stellte 
EU-Kommissionspräsident Juncker 
bei der Präsentation des Weißbuchs 
zur Zukunft Europas am 1. März, und 
seiner Rede schwang ein Unterton 

von „Ach, Europa!“, mit. Nicht verwunderlich, 
denn die EU-Kommission kann es derzeit – und 
zwar noch weniger als sonst – niemandem 
recht machen. Doch halt! Stimmt das wirklich? 

Nehmen wir als ein Beispiel die Vorschläge 
der Kommission zur Neuregelung der Asyl- und 
Migrationspolitik. Bei genauer Betrachtung ist 
festzustellen, diese Vorschläge entsprechen in 
weiten Teil den Forderungen des letztjährigen 
Gemeinsamen Europatags, der am 13. April 
2016 seine Stuttgarter Deklaration zu Migrati-
on und Integration in Europa verabschiedete. 
Die an die EU gerichteten Forderungen nach 
verbindlichen Quotenregelungen zur Auftei-
lung von Flüchtlingen, dem Schutz der EU-
Außengrenzen durch eine gestärkte EU-Grenz-
schutzagentur und europaweit einheitlichen 
Standards und Asylverfahren wurde in den 
Vorschlägen der Kommission entsprochen. Die 
neue Grenz- und Küstenwache arbeitet bereits 
und wird von Experten aus den Mitgliedstaaten 
unterstützt, die Neufassung der Dublin-Verord-
nung schlägt bei Überlastung der Systeme einen 
Umverteilungsschlüssel vor und die derzeitigen 
Versionen von Verfahrensrichtlinie, Anerken-
nungsrichtlinie und Aufnahmerichtlinie sollen 
so weit vereinheitlicht werden, dass ein Asyl-
shopping nicht mehr möglich ist. 

Ähnlich sieht es mit der zweiten Forderung 
des Stuttgarter Europatags aus, der Neurege-
lung des EU-Transparenzregisters. Auch hier 
entspricht der neue Vorschlag der Kommission 

Der Gemeinsame Europatag aus Deutschem Städte- und Gemeindebund und  
Österreichischem Gemeindebund hat sich am 14. und 15.  März mit der Frage „Europa, 
wohin?“ befasst und musste anerkennen, dass der Schwarze Peter nicht immer der 
EU-Kommission zugeschoben werden darf. 

EUROPATAGUNG

EUROPA QUO VADIS?

EUROPA

TEXT / Daniela Fraiss

25. MÄRZ 1957:   
DIE RÖMISCHEN VERTRÄGE

Vor sechzig Jahren wurde in Rom der Grundstein für Europa in seiner heutigen 
Form gelegt – Auftakt zur längsten Friedensperiode in der europäischen Geschichte. Mit 
den Römischen Verträgen wurde ein gemeinsamer Markt geschaffen, in dem Menschen, 
Waren, Dienstleistungen und Kapital frei zirkulieren können – Voraussetzung für Wohlstand 
und Stabilität für alle europäischen Bürgerinnen und Bürger. An diesem Jahrestag blickt 
Europa mit Stolz zurück und voller Hoffnung in die Zukunft. In 60 Jahren ist eine Union 
gewachsen, die Wert auf friedliche Zusammenarbeit, Achtung der Menschenwürde, Freiheit, 
Demokratie, Gleichheit und Solidarität zwischen den europäischen Nationen und Völkern 
legt. Nun ist es an uns, die gemeinsame und bessere Zukunft Europas zu gestalten.

  https://europa.eu/european-union/about-eu/history_de 
Überblick über alle EU-weiten Veranstaltungen zum 60. Jahrestag der Römischen Verträge 
und können wichtige Etappen des europäischen Aufbauwerks Revue passieren lassen. FO
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Bereits kurz nach Veröffentlichung des 
Weißbuchs lehnten die Visegrad-Staaten ein 
Europa der zwei Geschwindigkeiten ab, zeigten 
dadurch aber mehr als deutlich, dass dieses 
Europa bereits jetzt Realität ist. Man denke an 
den Euro-Raum, den Schengen-Raum und die 
Zusammenarbeit in den Bereichen Justiz und 
Inneres, aber eben auch an Blockaden, für die 
es im derzeitigen System keinen Ausweg gibt. 

Wird es also zu einem großen Umbau der  
Union kommen, weg von der Solidargemein-
schaft aus Nettozahlern und Nettoemp-
fängern? Steht der EU-Bürger mit all seinen 
Rechten und EU-finanzierten Programmen vor 
der Pension? Werden wirtschaftliche Interes-
sen im gemeinsamen Markt das einzig Einende 

EUROPATAGUNG

LINK ZUR  
GEMEINSAMEN 

ERKLÄRUNG 
 

http://kommunal.at/
artikel/europa-faengt-
in-den-gemeinden-an/  
Die gemeinsame Erklä-
rung  des Österreichi-
schen und des Deut-
schen Gemeindebundes 
vom 15. 3. in Salzburg

Walter Leiss, Ge-
neralsekretär des 
Österreichischen 

Gemeindebundes, 
Harry Brunnet, Roland 
Schäfer, Uwe Zimmer-
mann (alle Deutscher 
Städte- und Gemein-
debund) und Rupert 

Dworak, Vizepräsident 
des Österreichischen 

Gemeindebundes.

sein? Ist es sinnvoll, wenn Projekte wie Finanz-
transaktionssteuer, gemeinsames Asylsystem 
oder einheitliches Urheberrecht nur von Teilen 
der Union umgesetzt werden? Und: Was sind die 
Erwartungen der Gemeinden und der Bürger an 
die EU im Jahr 2025? 

Es ist vielleicht wirklich ein guter Zeitpunkt, 
über das Erreichte nachzudenken und den Blick 
nach vorne zu wagen. Die Gemeindevertreter 
haben ihre Gedanken dazu in der Salzburger Er-
klärung niedergeschrieben. Und auch die Bevöl-
kerung zeigt durch die immer größer werdende 
Bürgerbewegung „Pulse of Europe“, dass ihr die 
Zukunft Europas nicht egal ist. Wenn sich in deut-
schen Großstädten einige tausend Teilnehmer zu 
pro-europäischen Sonntagsspaziergängen treffen 
und die Bewegung auf Österreich, die Niederlan-
de, Frankreich, Belgien, Portugal und sogar Eng-
land überschwappt, ist davon auszugehen, dass 
der Geist Europas noch nicht ganz am Ende ist. 

Erkärung des Gemeinsamen Europatages. Die 
durch den Gemeinsamen Europatag vertretenen 
Städte und Gemeinden sehen die zunehmende 
Europaskepsis ihrer Bürger mit Besorgnis. Diese 
Skepsis ist unter anderem das Ergebnis der me-
dialen Berichterstattung der letzten Jahre, in der 
Europa ausschließlich auf Krisen reduziert wurde. 
Dem muss aus politischem Interesse der beiden 
kommunalen Spitzenverbände entgegengetreten 
werden. Aus diesem Grund haben  
der Deutsche Städte- und Gemeindebund und  
der Österreichische Gemeindebund eine 
 gemeinsame Erklärung verabschiedet, in der 
klargelegt wird, dass sich die Kommunen als Teil 
dieses Europa verstehen und sie ihren Beitrag 
leisten wollen, damit das gemeinsame Europa ein 
kommunalfreundliches Erfolgsmodell wird. 

27. APRIL:  
ZUKUNFT DER GEMEINDEN IN EUROPA

Fast jede Gemeinde/Stadt ist in irgendeiner Form von den Auswirkungen des 
Internets, der Digitalisierung bzw. im Allgemeinen von den neuen Technolo-
gien betroffen. Was das im Detail bedeutet, versucht eine Tagung in Kremsmüns-
ter zu klären.  
„Wann hat ein Standort einen guten Grad an Digitalisierung?“ oder „Welche Rah-
menbedingungen werden benötigt?“ – das sind nur zwei der Fragen, die es zu klä-
ren gilt. Für den Gemeindebund wird die Leiterin des Brüsseler Büros, Mag. Daniela 
Fraiss, zum Thema „Welche Veränderungen werden auf Grund der Digitalisierung 
auf die Gemeinden zukommen“, vortragen.
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Ort: Kremsmünster
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TEXT / Peter Andre

J eder Gemeldete kann 
bei der Meldebehörde 
beantragen, dass über 
ihn keine Meldeaus-
künfte erteilt werden 

(Auskunftssperre). Dem Antrag 
ist dann stattzugeben, wenn 
ein schutzwürdiges Interesse 
glaubhaft gemacht wird. Ist 
ein solches Interesse offenkun-
dig, kann die Auskunftssperre 
auch von Amts wegen verfügt 
oder verlängert werden. Mit 
der Novelle wird die Möglich-
keit der Dauer der Auskunfts-
sperre statt bis zu zwei auf 
bis zu fünf Jahre verlängert 
– auch, um das Sicherheitsge-
fühl eines Opfers insbesondere 
von häuslicher Gewalt zu 
erhöhen. 

Wie bisher für Abmeldun-
gen im Meldegesetz schon 
vorgesehen, werden künftig 
An- und Ummeldungen mit 
Bürgerkartenfunktion möglich 
sein. Die Anmeldung eines 
Wohnsitzes kann ortsunab-
hängig und ohne Wartezeit 
mit der Bürgerkarte erfolgen. 
Voraussetzung ist, dass der 
Meldepflichtige über einen 

Eintrag im „Zentralen Mel-
deregister“ (ZMR) verfügt. 
Der Zeitpunkt, ab dem dieser 
Service genutzt werden kann, 
wird durch Verordnung des 
Bundesministers für Inneres 
festgelegt. Die Möglichkeiten 
der Identitätsfeststellung von 
Fremden durch die Meldebe-
hörden wurden verbessert. Die 
vorgesehene Ermächtigung 
für die Meldebehörden, im 
„Zentralen Fremdenregister“ 
das Lichtbild sowie die nach 
dem BFA-Verfahrensgesetz 
zu übermittelnden Daten 
einzusehen, ermöglicht eine 
genaue Zuordnung der Identi-
tätsdaten von Fremden. Damit 
können die Meldebehörden 
überprüfen, ob das vorgelegte 
Dokument tatsächlich von der 
zuständigen Behörde ausge-
stellt wurde oder ob es sich 
um eine Fälschung handelt. 

Darüber hinaus bietet das 
„Zentrale Fremdenregister“ 
den Zugriff auf Fotos in we-
sentlich besserer Qualität als 
im vorgelegten Dokument, um 
feststellen zu können, ob die 
Person, die den Ausweis vor-
legt, mit der Person ident ist, 

für die der Ausweis ausgestellt 
wurde. 

Daten von Reisedokumen-
ten können ab 1. September 
2017 von der Meldebehörde 
automationsunterstützt 
verarbeitet werden, wobei bei 
der automationsunterstütz-
ten Erfassung der Daten der 
Reisedokumente nur Informa-
tionen in das Melderegister 
aufgenommen werden dürfen, 
die Meldedaten nach dem Mel-
degesetz sind. Die Änderung 
trägt dem Umstand Rechnung, 
dass die Richtigkeit der Melde-
daten für die Vollziehung im 
Rahmen der gesamten staatli-
chen Verwaltung von zentraler 
Bedeutung ist.

Die Novelle bringt ab 1. Mai 
2017 auch eine Verwaltungs-
vereinfachung bei den Gäste-
verzeichnissen. Für mindes-
tens acht Gäste umfassende 
Reisegruppen ist es ausrei-
chend, zu jedem Gast Namen 
und Staatsangehörigkeit sowie 
– bei ausländischen Gästen – 
die Daten des Reisedokuments 
in einer Sammelliste im jewei-
ligen Beherbergungsbetrieb 
anzugeben. 

Diese Erleichterung soll nur 
für nicht länger als zwei Wo-
chen andauernde Aufenthalte 
im selben Beherbergungsbe-
trieb gelten. Die Richtigkeit der 
Angaben hat der Reiseleiter 
der Reisegruppe mit seiner 
Unterschrift zu bestätigen. 
Weiters eröffnet das Gesetz für 
in einem familiären Verbund 
lebende Menschen die Mög-
lichkeit, die Daten auf einer 
Sammelliste zu erfassen. Hier-
zu muss zumindest ein Gast 
eine Meldung durchführen, 
für mitreisende Gäste reicht 
die Angabe von Namen und 
Geburtsdatum aus. 

Änderungen im Personen-
standsgesetz. Bisher wurde 

Einem Antrag auf Auskunfts- 
sperre (keine Meldeauskünfte 
durch die Meldebehörde) ist  
dann stattzugeben, wenn ein 
schutzwürdiges Interesse  
glaubhaft gemacht wird.
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MELDERECHT UND PERSONENSTANDSRECHT

ANPASSUNGEN  
UND VEREINFACHUNGEN
Das Deregulierungs- und Anpassungsgesetz 2016 – Inneres, BGBl. I Nr. 120/2016, 
hat zahlreiche Verwaltungsvereinfachungen mit sich gebracht, insbesondere im 
Melderecht und Personenstandsrecht.



KOMMUNAL   04/2017  //  39

 INFOS AUS DEM BM.I 

die Begründung von eingetra-
genen Partnerschaften bei den 
Bezirksverwaltungsbehörden 
vorgenommen. Mit der Novelle 
erfolgt eine Übertragung 
dieser Aufgabe an die Stan-
desämter. Auch die Namens-
bestimmungen werden an die 
Regelungen der Ehe angegli-
chen. 

Die unterschiedlichen 
Namenskategorien für die Na-
mensbestimmung bei Ehe und 
eingetragener Partnerschaft 
(Familien- bzw. Nachname) 
haben zu einem erhöhten 
Verwaltungsaufwand geführt. 
Daher wird hinkünftig der 
Begriff des Familiennamens 
auch für eingetragene Partner 
verwendet. Mit einer Anpas-

sungsbestimmung in Artikel 
7 des Deregulierungs- und 
Anpassungsgesetzes hat der 
Gesetzgeber alle anderen bun-
desgesetzlichen Regelungen 
umfasst, in denen bisher der 
Begriff Nachname verwendet 
wurde. Die Regelung gilt ab 
1. April 2017. In der Lan-
desgesetzgebung ist diese 
Anpassung von den jeweiligen 
Ländern durchzuführen. 

Als Ergänzung zu den be-
reits normierten aufgezählten 
besonderen Personenstands-
daten zur Geburt, Eheschlie-
ßung und Begründung einer 
eingetragenen Partnerschaft 
sind allgemein Personen-
standsdaten der Kinder des 
Verstorbenen, sofern diese 

bekannt sind, bei einem Ster-
befall aufzunehmen. Dadurch 
können in Verlassenschafts-
verfahren die Gerichte und 
Notare Daten direkt aus dem 
„Zentralen Personenstands-
register“ (ZPR) abfragen. Das 
bedeutet eine Vereinfachung 
der Verfahrensführung für 
die zuständigen Stellen und 
eine raschere Abwicklung der 
Verlassenschaftsverfahren 
durch Notare und damit mehr 
Bürgerservice.

Mit der Novelle ist es nun 
möglich, auf Wunsch betroffe-
ner Elternteile auch fehlgebo-
rene Kinder („Sternenkinder“ 
– fehlgeborene Kinder unter 
500 Gramm) zu beurkunden. 
Den Eltern kann eine aus 
dem ZPR generierte Urkunde 
ausgehändigt werden. Die Ein-
tragungsmöglichkeit besteht 
auch für Fehlgeburten, die vor 
Inkrafttreten dieser Bestim-
mung stattgefunden haben. 
Antragsberechtigt sind nur 
die Mutter oder der Vater mit 
Einverständnis der Mutter.

Weitere Neuregelungen 
betreffen die Möglichkeiten 
der erweiterten Ausstellung 
von Dokumenten bei österrei-
chischen Vertretungsbehörden 
im Ausland sowie der Über-
mittlung von Erklärungen und 
Urkunden in elektronischer 
Form. Die österreichischen 
Vertretungsbehörden im 
Ausland können Erklärungen 
von Bürgern auch elektronisch 

beglaubigen oder beurkun-
den und an die zuständige 
Personenstandsbehörde im 
Inland übermitteln. Darüber 
hinaus wird den österreichi-
schen Vertretungsbehörden 
die Möglichkeit gegeben, 
über Personenstandsurkun-
den hinaus Registerauszü-
ge, Ehefähigkeitszeugnisse 
sowie Bestätigungen über die 
Fähigkeit, eine eingetragene 
Partnerschaft zu begründen, 
auszustellen. 

Die Verfahren hierzu wer-
den weiter bei den Inlandsbe-
hörden geführt, das Dokument 
kann aber bei den Vertre-
tungsbehörden im Ausland 
bezogen werden. Klargestellt 
wird, dass Eintragungen von 
im Ausland erfolgten Per-
sonenstandsfällen im ZPR 
nach österreichischem Recht 
erfolgen. 
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MAG. PETER ANDRE
ist Fachexperte in der Sektion 
III – Recht des Bundesministeri-
ums für Inneres
Mail: peter.andre@bmi.gv.at
Web: www.bmi.gv.at

           MIT DER NOVELLE ZUM 
PERSONANSTANDSGESETZ ERFOLGT 
EINE ÜBERTRAGUNG DIESER AUFGABE 
AN DIE STANDESÄMTER. 
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AKTION

GEMEINSAM.SICHER  
MIT DER WIRTSCHAFT
Das Bundesministerium für Inneres und die Wirtschafts-
kammer Österreich erneuerten am 9. März 2017 die im 
Jänner 2010 beschlossene Kooperation im Bereich der 
Prävention für die österreichische Wirtschaft.

Z iel der am 9. März 
2017 in Wien 
unterzeichneten 
neuen Kooperation 
zwischen dem Bun-

desministerium für Inneres 
(BMI) und der Wirtschafts-
kammer Österreich (WKO) ist, 
die seit Jänner 2010 beste-
hende Zusammenarbeit zu 
intensivieren sowie mit einer 
bundesweiten Koordination, 
Evaluierung und Optimierung 
von „Best Practice-Modellen“ 
eine „Win-win-Situation“ für 
beide Kooperationspartner 
zu erreichen. Gleichzeitig soll 
zwischen den Wirtschafts-
kammern Österreichs, den 
Mitgliedsunternehmen und 
der Polizei ein „Know-how-
Transfer“ in den Bereichen 
„Prävention“ und „Bekämp-
fung der Wirtschaftskriminali-
tät“ stattfinden.   

„Wir setzen auf die Aus-
weitung und Intensivierung 
der seit vielen Jahren bewähr-
ten Kooperation zwischen 
Wirtschaft und Polizei“, sagte 
Wirtschaftskammer-Präsident 

Christoph Leitl bei der Unter-
zeichnung der Kooperation. 
„In Österreich hat sich die Kri-
minalität am Tatort Unterneh-
men weg von Gewaltdelikten 
hin zu Cybercrime verschoben. 
Wir möchten verhindern, dass 
österreichische Betriebe in der 
digitalen Welt Opfer eines An-
griffs werden, und wir wollen 
die erfolgreichen Services zur 
Steigerung der Sicherheit im 
Handel fortführen und inten-
sivieren.“ Jeden Tag gebe es ca. 
25.000 Angriffe durch Erpres-
sungstrojaner auf IT-Systeme 
– wer da nicht handle, sei 
fahrlässig, betonte Leitl. 

Beim Thema Cyberkrimi-
nalität sei ein schmaler Grat 
zwischen Bewusstseinsbil-
dung und Panikmache zu 
überwinden, sagte Robert 
Bodenstein, Obmann der 
WKO-Bundessparte Informati-
on und Consulting. „Die Wirt-
schaftskammer unterstützt die 
Betriebe etwa durch Bewusst-
seinsbildung und gezielte 
Informationen sowie Bera-
tung. Cyberkriminelle agieren 
wie Kriminelle. Sie suchen den 

einfachsten Weg, und ist eine 
Tür offen, schlagen sie zu. Als 
Wirtschaftskammer wollen wir 
einen Beitrag leisten, damit 
Betriebe mit möglichst wenig 
Aufwand dafür sorgen können, 
dass ihre Türen geschlossen 
sind“, sagte Bodenstein. 

GEMEINSAM.SICHER im 
Handel. Handelsbetriebe in 
Einkaufsstraßen oder Ein-
kaufszentren, insbesondere 
Trafiken, sind Orte der Kom-
munikation und des Informa-
tionsaustauschs. Deshalb ist es 
wichtig, gemeinsam mit Unter-
nehmern und deren Mitarbei-
tern Präventionsmaßnahmen 
wie Informationsveranstaltun-
gen und -broschüren oder den 
Einsatz des Online-Schulungs-
Tools Sicherheit im Handel zu 
entwickeln und umzusetzen. 
Die Sicherheits- und Notfall-
App für Unternehmen ist eine 
weitere Form, Unternehmen 
und deren Mitarbeitern Hand-
lungsanleitungen für Notfallsi-
tuationen sowie Kontaktmög-
lichkeiten rasch zur Verfügung 
zu stellen. Trafikantinnen 

und Trafikanten sind wichtige 
Drehscheiben der Kommuni-
kation und Sicherheitsmultipli-
katoren auf dem Land sowie 
in den Grätzeln der Städte. 
Durch das Angebot von Lot-
terien und Glücksspielen und 
dem dadurch bedingten Vorrat 
an Bargeld sind sie einem 
erhöhten Sicherheitsrisiko 
ausgesetzt, daher bedarf es 
hier besonderer Präventions-
maßnahmen.

 
GEMEINSAM.SICHER gegen 
Wirtschaftskriminalität. Die 
Digitalisierung bringt neue Ge-
schäftsmodelle und Chancen 
für die Wirtschaft, birgt aber 
viele neue Gefahren. Ein wirk-
sames Instrument, Angriffe 
im Cyberraum frühzeitig zu 
erkennen und Schaden zu mi-
nimieren, ist CERTs (Computer 
Emergency Response Team). 
Da es derzeit kaum Erfahrun-
gen hinsichtlich eines entspre-
chenden Designs für Klein- und 
Mittelbetriebe (KMU) gibt, soll 
eine Machbarkeitsstudie die 
Einsatzmöglichkeiten klären. 
Für Gründer- und Jungunter- EN
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nehmer soll ein analoges und 
digitales Angebot zur Verfü-
gung gestellt werden, das auf 
die Situation von Betriebsgrün-
dern abgestimmt ist und die 
Sensibilisierung von Jungunter-
nehmen, beispielsweise durch 
Webseminare, zum Ziel hat.

Die Gefährdung im Bereich 
der Datensicherheit wird von 
Unternehmen als die größte 
Herausforderung im Bereich 
der Digitalisierung gesehen. 
Daher wird im ersten Halb-
jahr 2017 zu den Themen 
„IT-Sicherheit und Daten-
schutz“ eine eigene Veranstal-
tungsreihe für Unternehmen 
durchgeführt. Datendiebstahl, 
Ransomware und Denial of 
Service-Attacken sind eben-
falls reale Bedrohungen für 
Unternehmen. Die bereits 
durchgeführten Cyberübungen 
und Planspiele sollen auch 
für KMU angeboten werden. 
Damit können die Unter-
nehmen solchen Angriffen 
professioneller und effizienter 
begegnen. Außerdem sollen 
in speziellen Veranstaltungen 
Gewerbetreibende über die 

Bekämpfung von Geldwäsche 
als organisierte Kriminalität 
bzw. Terrorismusfinanzierung 
aufgeklärt werden. 

GEMEINSAM.SICHER – fIT 
im Netz.  Es ist auch notwen-
dig, Vertrauenspersonen bzw. 
Berater aus der österreichi-
schen IT-Wirtschaft als Multi-
plikatoren in die Kampagnen-
arbeit zu integrieren. Daher 
wird ein Speziallehrgang zur 
Weiterbildung und Qualifizie-
rung der Beratungsexperten 
erarbeitet, der eine Zertifi-
zierung beinhaltet. Darüber 
hinaus soll eine Toolbox bzw. 
ein Leitfaden erstellt wer-
den, auf der wissensbasierte 
Dienstleister Publikationen 
zum Thema Digitalisierung 
abrufen können. Mit Informa-
tionsveranstaltungen in den 
Bundesländern sollen Dienst-
leister auf diese Maßnahmen 
vorbereitet werden.

www.gemeinsamsicher.at/

Nach dem Erfolg im letz-
ten Jahr mit über 7000 
Einreichungen vergibt 

das Bundesministerium für 
Inneres als Gemeindeministe-
rium mit Unterstützung des 
Österreichischen Gemeinde-
bundes auch 2017 wieder den 
Preis an Städte und Gemein-
den sowie Bürgermeisterinnen 
und Bürgermeister, die sich 
durch besonderes Engagement 
und herausragende Initiativen 
ausgezeichnet haben. Egal 

ob Sicherheit, Infrastruktur, 
Wohnen oder gemeinsame 
Aktivitäten – bei der Einrei-
chung gibt es keine Themen-
beschränkung. 

Nominiert werden kön-
nen Städte und Gemeinden 
bzw. Bürgermeisterinnen 
und Bürgermeister von den 
Bürgerinnen und Bürgern auf 

der Online-Plattform „ab-
stimmen.gemeindepreis.at“. 
Die Einreichfrist endet am 
19. April 2017. Eine Jury aus 
Wirtschaft, Blaulichtorganisa-
tionen, Gemeindepolitik und 
den Vorjahressiegern wählt die 
Gewinner.

Der Preis wird in den Kate-
gorien „Bürgermeisterin des 
Jahres“, „Bürgermeister des 
Jahres“, „Großer Gemeinde-
preis“ und „Gemeindepreis pro 
Bundesland“ vergeben. 

Die Ehrung der Gewinne-
rinnen und Gewinner erfolgt 
im Rahmen des Gemeinde-
tages am 29. und 30. Juni in 
Salzburg. 

http://www.bmi.gv.at/cms/
BMI/gemeindepreis/

ÖSTERREICHISCHER GEMEINDEPREIS 2017

Der Gemeindepreis ist in der 
zweiten Runde
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BÜRGERBETEILIGUNGSPROZESS 

DER MASTERPLAN IST AUF  
ÖSTERREICH-TOUR
Mit dem größten Bürgerbeteiligungsprozess  
Österreichs im ländlichen Raum sollen die  
Wirtschafts- und Lebensbedingungen auf dem Land systematisch verbessert werden. 

V on der Kulinarik bis 
zum Tourismus ist 
Regionalität gefragt 
wie nie zuvor – 
trotzdem zieht es 

immer mehr Menschen in die 
Städte. Aus diesem Grund erar-
beitet das Bundesministerium 
für Land- und Forstwirtschaft, 
Umwelt und Wasserwirtschaft 
(BMLFUW) gemeinsam mit 
Bürgerinnen und Bürgern, 
Bürgermeisterinnen und 
Bürgermeistern sowie Exper-
tinnen und Experten einen 
Masterplan für den ländlichen 
Raum. 

Im Rahmen einer öster-
reichweiten Bundesländer-
tour werden die Menschen 
vor Ort unmittelbar in  den 
Masterplan-Prozess einge-
bunden, um unter dem Motto 
„Heimat.Land.Lebenswert.“ 
maßgeschneiderte Lösungen 
für aktuelle und zukünftige 
Herausforderungen zu finden. 
Für die wissenschaftliche Be-

gleitung konnten mit Politik-
wissenschafter Peter Filzmaier 
und Ökonom Gottfried Haber 
zwei namhafte Experten für 
den ländlichen Raum gewon-
nen werden.

Erste Ergebnisse. Beim Auf-
takt in der Steiermark wurde 
Mitte Jänner unter anderem 
das „CommunalAudit“ neu 
präsentiert: Mit diesem Tool 
können Gemeinden detailliert 
analysieren, welche Entwick-
lungsmöglichkeiten sie in den 
unterschiedlichsten Aufgaben-
stellungen der Gemeindefüh-
rung haben. Bei der zweiten 
Station, in Niederösterreich, 
standen die Nutzung des 
Bodens, die Schonung von 
Ressourcen, die Digitalisierung 
und die Beteiligung an politi-
schen Entscheidungen im Mit-
telpunkt. Auch die Entbürokra-
tisierung von Verfahren, etwa 
für die Nutzung leerstehender 
oder zurückgehaltener Flächen 

sowie die Genehmigung von 
alternativer Energieerzeugung, 
wurden thematisiert. 

Es folgten Veranstaltungen 
in Tirol und Salzburg, um den 
Stakeholder-Dialog mit spezi-
ellen Workshops zum Thema 
„Leben am Land“ voranzu-
treiben. Hier ging es vor allem 
um Bildung, Tourismus und 
Ehrenamt. Unter dem Motto 
„Die Zukunft des Landes ist 
weiblich“ wurden zudem Maß-
nahmen diskutiert, wie Frauen 
auf dem Land in den Berei-

chen Bildung, Beruf und Fami-
lie unterstützt werden können. 
Auch die Dezentralisierung 
war ein intensiv diskutiertes 
Schlüsselthema.

Mittlerweile schreitet die 
Entwicklung des Masterplans 
mit großen Schritten voran: 
Besonders die gemeindeüber-
greifende Zusammenarbeit 
sowie die Verwaltungsvereinfa-
chung haben sich als wichtige 
Themen herauskristallisiert. 
Weitere Ergebnisse betref-
fen das große Potenzial im 
Zusammenspiel von Land-
wirtschaft und Tourismus, 
den Wunsch nach flexibleren 
Kinderbetreuungsangeboten 
sowie das Bedürfnis nach in-
telligenten Mobilitätslösungen 
im Ländlichen Raum.

Unter www.heimat-land-
lebenswert.at können auch 
Sie Ideen für Ihre Region 
einreichen!

FACTBOX

Das BMLFUW setzt neben der 
Bundesländertour und dem 
Masterplan-Prozess weitere 
Aktivitäten im Rahmen des 
Schwerpunkts: Über 250.000 
bereits laufende Projekte des 
Ressorts sind auf  
maps.bmlfuw.gv.at  
transparent aufbereitet.

 INFOS AUS DEM BMFLUW 

Gebhard 
schützt den 

vor Abgängen.

Gebhard Neumayr macht Salzburg lebenswert. Der Gebietsbauleiter der Wildbach- und 
Lawinenverbauung Pinzgau betreut das ganze Jahr über zahlreiche Projekte zur Vorbeugung 
von Naturgefahren – für einen sicheren Lebensraum und sichere Arbeitsplätze, für eine 
lebenswerte Heimat, gegen Abwanderung. Machen auch Sie Ihre Region lebenswerter. 
Gemeinsam mit den Bürgerinnen und Bürgern entwickelt das Bundesministerium für 
Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft (BMLFUW) einen Masterplan, 
um den ländlichen Raum zukunftsfit zu machen. 

Das BMLFUW investierte 2015 rund 85 Mio. Euro in die Wildbach- und Lawinenverbauung 
und schafft knapp 3.500 Arbeitsplätze und eine regionale Wertschöpfungskette von 220 Mio. 
Euro. Nähere Informationen zu diesen und weiteren über 250.000 bereits realisierten Projekten 
des BMLFUW finden Sie auf  heimat-land-lebenswert.at

HEIMAt. LAND. LEBENSWERt.

Gute Idee? 
Jetzt einreichen und Ihre Region  
lebenswerter machen: heimat-land-lebenswert.at

Gute Idee?

Jetzt einreichen 

und Ihre Region 

lebenswerter  

machen!

MLO_LWR_2017_215x131_UeF.indd   14 15.03.17   16:06
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A lle zwei Jahre findet die 
Preisverleihung zum 
Neptun Wasserpreis 

statt. 2017 wurde dieser öster-
reichische Umwelt- und Inno-
vationspreis nun bereits zum 
zehnten Mal ausgeschrieben. 
In der Länderkategorie konnte 
sich die steirische Gemeinde 
Krieglach gegenüber vier an-
deren Landessiegerprojekten 
durchsetzen. Im österreichwei-
ten Online-Voting überzeugte 
die Gemeinde durch attraktive 
Wasserwanderwege.

Die Publikumskategorie 
Neptun WasserpreisGEMEIN-
DE 2017 richtet sich an die 
breite Bevölkerung – alle 

Gemeinden Österreichs mit 
Ausnahme von Wien (hier 
gab es eine Sonderkategorie) 
konnten in der Einreichphase 
im Sommer und Herbst 2016 

vorgeschlagen werden. Auch 
Vertreterinnen und Vertreter 
aus Wirtschaft, Tourismus, 
Naturschutz, Verwaltung und 
regionalen Wasserverbänden 
nominierten Gemeinden. 
Insgesamt wurden heuer 
österreichweit 127 Gemeinden 
vorgeschlagen – vielseitige 
Projekte aus Naturschutz, Tou-
rismus, Erholung, Bildung und 
Hochwasserschutz wurden 
eingebracht. 

Die Marktgemeinde 
Krieglach hat gemeinsam 
mit der örtlichen Höheren 
Lehranstalt für wirtschaftliche 
Berufe (HLW) im Jahr 2012 
das Projekt Wasserwander-
wege gestartet. Attraktive 

Wanderrouten, die das Wasser 
in all seinen Facetten zeigen, 
wurden auf einem Wander-
plan übersichtlich zusam-
mengestellt. Insgesamt drei 
Wasserwanderwege und zwei 
Naturwanderwege  geben 
einen Einblick in unterschied-
liche Wasserbereiche. Als Was-
serpreisgemeinden auf Lan-
desebene wurden außerdem 
Mondsee, Scharnitz, Rankweil 
und neun Gemeinden an der 
Leitha ausgezeichnet. 

NEPTUN WASSERPREIS 

Krieglach aus der Steiermark ist Wasserpreisgemeinde 2017 

Mehr Informationen zum  
Wasserpreis und den Preis-
trägern finden Sie auf  
www.wasserpreis.info/
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INNOVATION  
Pilotprojekt: Die Straße 
der Zukunft
Seite 56

TECHNIK 
Schaufeln Sie noch –
oder baggern Sie schon?
Seite 59
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BARRIEREFREIE  
WIRKLICHKEIT

Seit 1. Jänner 2016 sollten öffentliche  
Gebäude barrierefrei zugänglich sein. 
Zwischen Soll und Sein klafft allerdings 
nach wie vor eine beträchtliche Lücke. 
KOMMUNAL zeigt, wie die Kommunen 
ihre Gebäude in dieser Hinsicht zu-
kunftsfit machen können. 



Schulen. In einem zweiten Schritt wurden dann 
die Maßnahmen beschrieben, die notwendig 
wären, um der Barrierefreiheit zu entsprechen. 
Sein Urteil über den Gesamtfortschritt punkto 
Barrierefreiheit in den Gemeinden fällt zwie-
spältig aus. Viele Gemeinden hätten zwar etwas 
unternommen, oft wurden Maßnahmen jedoch 
nur teilweise umgesetzt. Fast der Hälfte der Ge-
meinden attestiert er einen großen Nachholbe-
darf. Bei Gemeindeämtern wurde vergleichswei-
se noch am meisten gemacht, bei Schulen, die 
vom Geltungsbereich des Behindertengleichstel-
lungsgesetz teilweise ausgenommen sind, aber 
auch unter die diversen Antidiskriminierungs-
gesetze auf Länderbene fallen können, sieht es 
schlechter aus, und bei Freizeiteinrichtungen ist 
die Lage häufig gar miserabel, so Porta.    

Porta ist selbst Rollstuhlfahrer und war 
ehemals bei einer Gemeinde beschäftigt. Er 
kann daher auch bestens die Überlegungen der 
Gemeindeverantwortlichen nachvollziehen. 
Natürlich ist alles eine Kostenfrage, und wozu 
sollte man beispielsweise die entsprechende 
Aufrüstung einer Schule vornehmen, wenn es 
im Ort kein einziges Kind mit Behinderung gibt? 
Porta ist Realist und ihm ist vollkommen klar, 
dass eine Gemeinde nicht alles umsetzen kann. 
Er appelliert allerdings dafür, dass Gemeinden 
zumindest eine Standortbestimmung durch 

TEXT / Andreas Hussak

S tufen, Schwellen, zu knapp bemesse-
ne Durchgangsbreiten, unerreichbare 
Toiletten, zu klein gedruckte Hinweista-
feln, zu enge Aufzüge und deren Knöpfe 
vielleicht noch außer Reichweite. 

Für Menschen mit Behinderung ist der Alltag 
gespickt mit unüberwindbaren Hürden, die 
sie in viel zu vielen Fällen von einer eigentlich 
selbstverständlich sein sollenden Partizipation 
am Gesellschaftsleben ausschließen.Um diesem 
Missstand entgegenzuwirken, gibt es in Öster-
reich eine Reihe von Gesetzen, darunter auch 
die Bestimmung, dass seit 1. Jänner 2016 alle öf-
fentlich zugänglichen Gebäude barrierefrei sein 
müssen. So weit, so gut. Aber sind sie das auch 
tatsächlich? Nein, bei weitem nicht.     

Für die Bauwirtschaft war das Inkrafttreten 
des neuen Behindertengleichstellungsgesetzes 
ein verheißungsvoller Moment. Man bereitete 
sich auf einen regelrechten Ansturm vor, vor 
allem auch im privaten Sektor, zumal wir immer 
älter werden und altersgerechtes Umbauen da-
her ohnehin schon aktuell ist. Doch der Andrang 
war äußerst überschaubar (und selbst das ist 
noch ein Euphemismus). Nicht nur seitens der 
Privaten, auch die Nachfrage durch Gewerbe-
treibende blieb aus. Diese wurden nämlich auch 
noch parallel dazu mit der Einführung der Re-
gistrierkassenpflicht getroffen und entschieden 
sich diesem Neuerungsgebot Priorität gegenüber 
der Barrierefreiheit einzuräumen. Aus gutem 
Grund: Die Nichteinhaltung der Barrierefreiheit 
hat für jene, die sie gewährleisten sollten, wenn, 
dann nur mittelbare und vergleichsweise schwa-
che Negativkonsequenzen. Dass die Realisierung  
der diversen Adaptierungen auch in Österreichs 
Gemeinden recht schleppend vorangeht, liegt 
aber nicht daran, sondern vielmehr an der ver-
wirrenden Rechtslage.

Mag. Günter Porta ist gerichtlich beeideter 
Sachverständiger sowie Gutachter für behin-
dertengerechte bzw. barrierefreie Baumaßnah-
men. Im öffentlichen Bereich hat er gerade in 
den vergangenen Jahren für viele Gemeinden 
im Rahmen einer Begehung vor Ort einen 
sogenannten Ist/Soll-Vergleich erstellt. Dabei 
wurden zuerst jene Gebäude der Gemeinde 
erhoben, die gemäß den gesetzlichen Bestim-
mungen in Österreich barrierefrei sein müssen, 
wie das Gemeindeamt, Veranstaltungssääle oder 

MENSCHEN MIT  
BEHINDERUNG

Laut Mikrozensus-Be-
fragung im Jahr 2007 
weisen im weiteren 
Sinn 

1,7 
Millionen Personen 
mindestens eine 
körperliche Beeinträch-
tigung auf, das sind ca. 
20 % der österreichi-
schen Bevölkerung. 
 
In  Österreich gelten 
alleine rund  
 

 13% 
 
der Bevölkerung als be-
wegungsbeeinträchtigt. 
Über 300.000 haben 
Probleme mit dem 
Sehen, über 200.000 
mit dem Hören.

BARRIEREFREI
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dertengleichstellungsgesetzes, das besagt, dass 
niemand diskriminiert werden darf. Aus diesem 
Kontext wird abgeleitet, dass jedem Menschen 
die Barrierefreiheit  zugesichert werden muss. Es 
steht allerdings nichts darüber geschrieben, wie 
das zu erfolgen hat. Das Gesetz umfasst nicht 
nur bauliche Maßnahmen, sondern schließt weit 
mehr ein. Barrierefreies Internet, barrierefreie 
Unterlagen auf der Uni, barrierefreie Bücher etc.
 
Konkreter, aber leider nicht einfacher wird es, 
wenn man sich das Baurecht ansieht. Zunächst 
gibt es da die Önorm B 1600, die die Barriererei-
heit definiert. Zugehörig auch die Önorm B 1601, 
B 1602 und B 1603, die Schulen, Tourismus etc. 
betreffen. Und dann existieren da noch genau-
soviele unterschiedliche Bauordnungen, wie es 
Bundesländer gibt, nämlich neun. Diese neun 
Bundesländer haben eine Vereinbarung über die 
Harmonisierung bautechnischer Vorschriften 
beschlossen, eigentlich um Nutzungssicherheit 
und Barrierefreiheit zu forcieren. Dazu wurde 
das Österreichische Institut für Bauwesen (OIB) 
von den Ländern beauftragt, Richtlinien zu be-
schließen, die als Basis für die Harmonisierung 
der bautechnischen Vorschriften dienen und die 
von den Ländern zu diesem Zweck herangezo-
gen werden können. Die Bestimmungen über 
Barrierefreiheit sind in der Richtlinie 4 geregelt, 
quasi einer zehnten Bauordnung, denn auch die-
se Verordnung kann schlagend werden. Der Plan 
österreichweiter einheitlicher Bestimmungen 
ist also nicht ganz aufgegangen, zumal es immer 
noch Bundesländer gibt, die sich ausnehmen, 
und die vor allem im Wohnbau gravierende 
Unterschiede aufweisen. So ist in Tirol bereits 
ab mehr als zwei Geschossen im Wohnbau ein 
Lift zwingend erforderlich, in Vorarlberg erst ab 
mehr als vier Geschossen.Warum auch immer.  

Ein weiteres Problem ist das Fehlen einer 
Informationsstelle, die zuverlässige Aussagen 
darüber tätigt, was getan werden muss, und  
was getan werden kann. Für jene, die die  
Barrierefreiheit gewährleisten sollten, droht in 
der Praxis eigentlich nur von einer Seite Unge-
mach, und zwar dann, wenn sich ein Betroffener 
diskriminiert fühlt. Zum Beispiel, wenn er nicht 
ins Gasthaus oder ins Gemeindeamt hinein-
kommen kann.In diesen Fällen könnte derjenige 
eine Zivilrechtsklage einbringen. Allerdings wird 
zuvor beim Bundessozialamt ein sogenanntes 
Schlichtungsverfahren vorgeschaltet, wo man 
versucht mit den Betroffenen eine Einigung zu 

einen Experten durchführen lassen: „Wo stehe 
ich, und was müsste ich alles machen?“  Am 
meisten kritisiert er, dass viele Gemeinden 
sich nicht einmal einen Fachmann holen, der 
einschätzen kann, was alles notwendig wäre. 
Für die Schulaufrüstung gäbe es zum Beispiel 
nämlich sehr wohl gute Argumente. Doch alles 
der Reihe nach, denn erst sollte klar sein, wem 
denn eigentlich geholfen werden soll und wie 
die Gesetzeslage dazu überhaupt aussieht.  

Rechtlich gesehen gibt es zwei Komponenten, 
eine zivilrechtliche und eine baurechtliche. 
Die zivilrechtliche kommt in Form des Behin-

Abenteuerliche Ram-
pen, die vielleicht für 
Lieferdienste oder 
Kinderwägen taug-
lich sind, stellen für 
Rollstuhlfahrer nicht 
selten ein unüber-
windbares Hindernis 
dar. 

BARRIEREFREI

Die Volksschule Arnold-
stein wurde hochwertig 
saniert und barrierefrei 
erschlossen.
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erzielen. Erst wenn dieses scheitert, ist die Klage 
möglich. 

Im Klartext heißt das: Auch für Gemeinden 
gilt, bei Nichtumsetzung der Barrierefreiheit 
drohen keine Konsequenzen, solange sich 
niemand diskriminiert fühlt. Und selbst wenn 
das passiert, muss dieser zuerst mit einem 
Schlichtungsantrag herantreten. Zwar sind selbst 
im Falle einer erfolgreichen Klage die Stra-
fen überschaubar und höchstwahrscheinlich 
kostengünstiger als der eigentlich notwendige 
Umbau, allerdings würde sich dieses Spiel stetig 
wiederholen können. Im Sinne einer bürger-
freundlichen Verwaltung ist ein solches Vor-
gehen aber ohnehin nicht, womit wieder die 
Frage von vorhin bezüglich der Schulaufrüstung 
aktuell wird: Wozu barrierefrei umbauen, wenn 
es im Ort kein einziges Kind mit Behinderung 
gibt? Gerade bei Schulen ist die Situation beson-
ders heikel, denn jedes Kind hat einen Anspruch 
darauf, die Ausbildung zu bekommen, die ihm 
zusteht. Durch Zuzug oder Unfall kann sich die 
Gegebenheit plötzlich ändern, und dann ist die 
Gemeinde sehr schnell unter enormem Zug-
zwang. Gibt es Stiegen im Schulhaus? Und kein 
Behinderten-WC? Plötzlich muss die Gemeinde 
ganz rasch reagieren. Rasch heißt teuer. Darum 
ist es vernünftig, nicht so lange zuzuwarten, bis 
die Akutsituation eintritt.   

Bleibt die Frage, für welche Art der Behinde-
rung man vorbereitet sein sollte. An wen denkt 
man, wenn man an Menschen mit Behinderung 
denkt? Das Stereotyp ist unbestritten der Roll-
stuhlfahrer. Der größte Prozentsatz sind tatsäch-
lich die Gehbehinderten und unter ihnen ist der 
Rollstuhlfahrer das schwächste Glied. Die meis-
ten denken nur an Gehbehinderte, und da das 
die größte Gruppe ist, ist es sicherlich gut, wenn 
in diese Richtung etwas getan wird. Die zweite 
große Gruppe sind Sehbehinderte, und die dritte 
Gruppe, die oft vergessen wird, sind die Hör-
behinderten. Gerade Schulen und Gymnasien 
sind so gut wie gar nicht mit Induktionsschleifen 
ausgestattet. Hörbehinderte haben gar keine 
Chance bei Vorträgen, Vorleseungen oder im 
Unterricht alles mitzubekommen. In der Regel 
sitzen sie in der ersten Reihe und müssen sich 
irrsinnig konzentrieren um überhaupt irgend-
etwas mitzubekommen. Dabei kann man heute 
mit relativ geringen Mitteln wirksam Abhilfe 
schaffen. Es gibt mobile Geräte, bei denen der 

Vortragende in eine Art Mikrofon spricht, und 
während ihn alle anderen ganz normal hören, 
werden für den Hörbehinderten alle Nebenge-
räusche herausgefiltert, die Stimme des Vortra-
genden hingegen verstärkt.  

Behinderungen können genetisch oder krank-
heitsbedingt sein. Sie können die Folge eines 
Unfalls sein. Die größte Gruppe an Menschen, 
die mit körperlichen Einschänkungen leben 
muss und für die Barrierefreiheit ein großes 
Thema ist, ist aber die ältere und älteste Bevölke-
rung. Wer nicht selbst betroffen ist, kann sich oft 
kaum vorstellen, was es bedeutet, wenn die To-
iletten im Kellergeschoss aufzusuchen sind. Das 
Einfühlungsvermögen fehlt aber auch andern-
orts. Der Klassiker sind zu steile Rampen. Eine 
brauchbare Rampe sollte ein Maximalgefälle von 
sechs Prozent nicht übersteigen, doch wie oft 
sieht man solche, bei denen ein Rollstuhlfahrer 
schon die Gesetze der Physik außer Kraft setzen 
müsste, um sie zu passieren, vorausgesetzt er hat 
überhaupt die notwendige Muskelkraft?    
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Barrierefreiheit  
bedeutet in der Praxis 

nicht nur Zugänglichkeit 
und Nutzbarkeit, sondern 

auch verständlichkeit in 
Sprache und Information 

sowie Offenheit in  
Haltung und  

Kommunikation.“

 
HÄTTEN  
SIE ES  
GEWUSST?

Eine Rampe  
für sechs Stufen  
benötigt eine Länge 
von mindestens 

8 - 9 
Metern, um das Maxi-
malgefälle von sechs 
Prozent einzuhalten.

 
Allein die  
Rangierfläche  
in der Mitte einer bar-
rierefreien WC-Anlage 
muss einen minimalen 
Kreisdurchmesser von  
 
 150 
 
Zentimetern aufwei-
sen. Mehr ist auch 
nicht verkehrt.

BARRIEREFREI
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Am besten sollte man einen Fachmann 
konsultieren, um zu eruieren: Wo steht die 
Gemeinde derzeit und was ist alles notwendig?. 
Die daraus resultierenden Schritte können dann 
in Etappen umgesetzt werden. Die meisten Lan-
desregierungen bieten dazu Förderungsmaß-
nahmen an. Bei der Wirtschaftskammer liegen 
die entsprechenden Adressen von Sachverstän-
digen für barrierefreie Maßnahmen auf. Manche 
Bauträger, wie etwa die Böhm Stadtbaumeister 
& Gebäudetecknik GmbH, unterhalten eigene 
Komeptenzstellen für Barrierefreiheit. Auch der 
ÖZIV und gemeinnützige Vereine wie BIZEPS 
oder Motary unterstützen gerne mit unabhän-
gigen Sachverständigen, oder aber man holt 
sich Anregungen von anderen Kommunen, die 
bereits erfolgreich adaptiert haben. 

Korneuburg beispielsweise hat bereits vor 
dem Stichtag 1. 1. 2016 vier seiner fünf umzu-
rüstenden öffentlichen Gebäude durchgehend 
barrierefrei gestaltet. In Lienz wurde das Hal-
lenbad umgebaut, sodass bis hin zu den Saunen 
alles barrierefrei gemacht wurde. Auch das 
Gemeindeamt wurde entsprechend adaptiert. 
Die Sanierung der Volksschule Arnoldstein ist 
ein Vorzeigebespiel dafür, wie man aus einem 
im Laufe der Jahre gewachsenen Baukörper ein 
energieeffizientes Gebäude machen kann. Die 
Schule besteht aus Altbau, Aufstockung und 
Anbau, wurde hochwertig saniert und barri-
erefrei erschlossen. Erfreulicherweise gibt es 
in jedem Bundesland genügend Beispiele für 
erfolgreiche Umsetzungen. Genügend Beispie-
le wohlgemerkt, denn von flächendeckenden 
Umsetzungen sind Österreichs Gemeinden 
leider noch weit entfernt. 

BARRIEREFREI

Zugegeben, es ist schon eine Krux, es allen 
recht zu machen. Ein Rollstuhlfaherer etwa 
braucht eine schwellenlose Umgebung, damit 
er überall hinkommt. Ein Blinder orientiert sich 
jedoch genau an diesen Schwellen. Was emp-
fiehlt sich also als bestmögliche Vorgehensweise 
für eine Gemeinde?
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Gemeindevertreter aus Österreich, Südtirol 
und Bayern informierten sich beim Kom-
munalforum Alpenraum in Kundl über die 

Erfolgsfaktoren erfolgreicher Gemeindekoopera-
tionen. Eröffnet wurde die 5. Auflage des Forums 
im Lindner-Innovationszentrum von Landes-
rat Johannes Tratter und Hausherr Hermann 
Lindner. „Der Prozess muss von unten starten, 
z. B. mit Bürgerbeteiligung, aber nicht von oben 
verkündet werden“, erklärte Prof. Peter Filzmai-
er in seinem Vortrag. Kooperationen seien keine 
Allheilmittel, aber besser als Insellösungen. 

Die angesprochenen Bürgermeister und 
Vertreter der Gemeindeverbände betonten in der 
Talkrunde beim Kommunalforum Alpenraum 
den Stellenwert der freiwilligen Zusammenar-
beit. „Die Aktivitäten müssen aus den Gemein-
den heraus wachsen“, sagte Andreas Schatzer, 
Präsident des Südtiroler Gemeindenverbandes, 
und warnte gleichzeitig davor, „Pseudodienste 

Freiwilligkeit als wichtige Voraussetzung für funktionierende 
Zusammenarbeit – eine grenzüberschreitende Veranstaltung 
lockte Bürgermeister, Gemeinderäte und Amtsleiter aus Tirol, 
Südtirol und Bayern nach Kundl.

zusammenzulegen“. August Voit, Bürgermeis-
ter von Amerang und Vertreter des Bayerischen 
Gemeindetags, plädierte für sinnvolle Koope-
rationen, aber gleichzeitig dazu, nicht alles aus 
der Gemeindehand zu geben. „Man sollte den 
Gemeinden wieder mehr zutrauen“, betonte 
Voit. Mut zur Kooperation forderten auch Forum 
Land-Obmann Hermann Gahr und der Brixleg-
ger Bürgermeister Rudolf Puecher. 

ÜBER DAS  
KOMMUNALFORUM 
ALPENRAUM
Das Kommunalforum 
Alpenraum ist eine Initi-
ative des Tiroler Fahr-
zeugherstellers Lindner, 
Mitveranstalter ist das 
Tiroler Entsorgungs-
unternehmen DAKA. 
Kooperationspartner 
sind die IKB, der Ös-
terreichische Gemein-
debund, der Tiroler 
Gemeindeverband, der 
Südtiroler Gemeinden-
verband, Forum Land 
und der Bayerische 
Gemeindetag.

LR Johannes Tratter, Hermann Lindner, Prof. Peter 
Filzmaier, Gerlinde Rogatsch (Humanocare), Andreas 
Schatzer (Präsident Südtiroler Gemeindenverband), 
Hermann Gahr (Forum Land), Matthias Zitterbart 
(DAKA) und  August Voit (Bürgermeister Amerang)

KOMMUNALFORUM ALPENRAUM

GEMEINDEKOOPERATIONEN  
NICHT VON OBEN VERORDNEN
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Wohnbau mit System

Schaffen Sie leistbaren Wohnraum

IN IHRER GEMEINDE

99-jähriges
Baurecht

Ökologischer
Massivholzbau

Systematisierte
Planung und Bauweise

all-in99 ERFOLGSBAUSTEINE FÜR LEISTBARES WOHNEN 

all-in99 Miete

€ 9,90 / m2
inkl. eingerichteter Küche, Bad, Vorraum,

Heiz- und Betriebskosten durchschnittlich

07242 55 666-33
www.wert-bau.net



BELEUCHTUNG

LICHT IN HAUPT- UND  
NEBENSTRASSEN WIRD DIGITAL

DigiStreet-Leuchten sind in verschiedenen Baugrößen mit zahlrei-
chen Lichtverteilungen erhältlich. Damit sind sie in nahezu allen 
Anwendungen perfekt einsetzbar.

D ie exklusiv für 
Haupt- und 
Nebenstraßen 
entwickelte Philips 
DigiStreet-Leuch-

tenfamilie macht es Städten, 
Gemeinden und Kommunen 
leichter denn je, auf LED-
Beleuchtung umzustellen und 
baut dabei gleichzeitig auf 
Zukunftssicherheit. Mit einem 
Standardstecker ausgerüstet, 
erlauben diese Leuchten 
jederzeit die Nachrüstung zur 
Anbindung an das Philips 
Lichtmanagementsystem 
CityTouch oder von Sensoren 
zur Datenerfassung. Das ist 
echtes Plug & Play! 

Leuchtenidentifikation an 
Ort und Stelle. Welche Senso-
ren die intelligenten Städte der 
Zukunft auch immer benöti-
gen, mit der DigiStreet sind 
sie darauf vorbereitet. Jede 
einzelne Leuchte ist dank des 
intelligenten Philips Typen-
schilds eindeutig identifizier-
bar. Dieser QR-Code wird in 
der Leuchte und in der Mast-
tür angebracht und erlaubt 
den Zugriff auf die wichtigsten 
Leuchteninformationen inklu-
sive der Installationsanleitung 
und Ersatzteilliste über ein 
kostenloses Philips-App. 

Komplette Range
DigiStreet-Leuchten sind in 
verschiedenen Baugrößen mit 
zahlreichen Lichtverteilungen 
erhältlich. Damit sind sie in 
nahezu allen Anwendungen 
perfekt einsetzbar – ob Wohn-
gebiet, ob Einkaufsstraße oder 
für die optimale Parkplatzbe-
leuchtung.

DigiStreet & CityTouch. 
Mit einem Standardstecker 
ausgerüstet, erlauben die 
Philips DigiStreet-Leuchten 
jederzeit die Nachrüstung zur 
Anbindung an das Philips 

Lichtmanagementsystem City-
Touch oder von Sensoren zur 
Datenerfassung. Das ist eine 
Software-Plattform und erfasst 
in Echtzeit jeden Lichtpunkt 
in einem virtuellen Stadtplan. 
CityTouch beinhaltet Web-
Anwendungen zur Verwaltung 
der Straßenleuchten und zur 
Analyse der Beleuchtungsda-
ten. 

DigiStreet ist die erste LED-Straßenleuchten-Familie von Philips Lighting, 
die nicht nur dabei hilft, bis zu 80 Prozent Energiekosten einzusparen, 
sondern auch die Wartung effizienter gestaltet. Mit DigiStreet bauen  
Gemeinden auf Zukunftssicherheit in einer digitalen Ära. 
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MEHR INFOS 

www.lighting.philips.at/
prof/aussenleuchten/

VIDEO
Wie das intelligente  
Typenschild Installation  
und Wartung erleichtert

Jede DigiStreet-Leuchte 
ist mit dem intelligenten 
Typenschild eindeutig und 
sofort identifizierbar.

 

Vorteile des intelligenten 
Typenschilds:

˵˵ Identifikation der 
Leuchten

˵˵ Registrierung der 
Leuchten

˵˵ Störungsbehebung
˵˵ Identifikation der  
Ersatzteile

˵˵ Programmierung der 
Ersatzteile

Das Typenschild 
von DigiStreet
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Wohnbau mit System

Schaffen Sie leistbaren Wohnraum

IN IHRER GEMEINDE

99-jähriges
Baurecht

Ökologischer
Massivholzbau

Systematisierte
Planung und Bauweise

all-in99 ERFOLGSBAUSTEINE FÜR LEISTBARES WOHNEN 

all-in99 Miete

€ 9,90 / m2
inkl. eingerichteter Küche, Bad, Vorraum,

Heiz- und Betriebskosten durchschnittlich

07242 55 666-33
www.wert-bau.net
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Jede Baustelle hat ihre 
Besonderheiten und ganz 
eigene Anforderungen an 

Menschen und Maschinen. Seit 
seinem Serienstart im Herbst 
2016 konnte der neue Bomag 
Recycler/Stabilisierer RS 500 
seine Vielfältigkeit schon auf 
den verschiedensten Baustel-
len zum Einsatz bringen. 

Dank der Seitenverschieb-
barkeit seines Fräsrotors nach 
links oder rechts über die 
Radkante hinaus ist es für den 
RS 500 kein Problem, bis in 
die Randzone einer Fahrbahn 
zu fräsen. Zudem ermöglicht 
die von Bomag entwickelte 
Flexmix-Technologie eine 
stufenlose Zerkleinerung des 
Materials. Dazu dienen drei 
Verstellklappen an der Rotor-
haube der Maschine. Trifft das 
Fräsgut auf die Mischleiste, 
wird es – stufenlos regulier-
bar – auf die gewünschte 

Zielgröße zerkleinert. Durch 
die stufenlose Einstellbarkeit 
aller drei Klappen kann jedes 
gewünschte Ergebnis einfach 
und sicher erreicht werden. Ob 
maximale Mischleistung oder 
höchste Qualität, die Flexmix-
Technologie hat immer die 
passende Einstellmöglichkeit.

Auch beim Kaltrecycling 
und der Pulverisierung sta-
bilisierter Zementschichten 
beweist der RS 500 seine 
Effizienz. Dank des bewährten 
Rotorantriebskonzepts von 
Bomag war eine einfache 
Anpassung auch an diese 
Baustellensituation möglich. 
Ein über zwei Planetengetrie-
be angetriebener Fräs- und 
Mischrotor sorgt dabei für 
maximale Durchzugskraft, 

während die im Fräsbetrieb 
stufenlos verstellbare Rotor-
drehzahl den Werkzeug- und 
Rotorverschleiß auf ein Mini-
mum reduziert. Somit konnte 
mit einem relativ geringen 
Energieaufwand ein optima-
les Arbeitsergebnis, nämlich 
eine Tagesleistung von 7500 
m² erzielt werden. Durch die 
hydraulische Abschaltung ist 
der RS 500 darüber hinaus 
sogar wartungsfrei, was eine 
zusätzlich Zeit- und Kostener-
sparnis bedeutet.

Und durch die zentrale, 
hohe Arbeitsposition und 
die großflächige Verglasung 
der ROPS/FOPS-Kabine hat 
der Fahrer auch ohne Kame-
rasysteme eine hervorragende 
360-Grad-Sicht. Ergänzt durch 

eine intuitive Bedienung, 
erhöht sich durch dieses 
Kabinenkonzept zudem die 
Sicherheit für den Bediener, 
da der optimale Blick auf die 
Arbeitskanten ein sicheres 
Manövrieren der Maschine 
zulässt.

(1) Mit seinen vielfältigen Anwendungsmöglichkeiten ist der Re-
cycler/Stabilisierer RS 500 von Bomag eine zuverlässige Maschine für 
jede Baustelle. (2) Die Seitenverschiebbarkeit des Fräsrotors nach 
links oder rechts über die Radkante hinaus ermöglicht es, bis in die 
Randzone einer Fahrbahn zu fräsen. (3) Dank der höhenverstell-
baren Kabine des RS 500 ist ein einfacher Transport mittels eines 
Tiefladers kein Problem.

Der Bomag Recycler/
Stabilisierer RS 500 
feierte auf der bauma 
2016 seine Premiere. 
Einige Monate später 
hatte er schon zahl-
reiche Möglichkeiten, 
sein Können auch in 
der Praxis unter  
Beweis zu stellen. 

MEHR INFOS 
BOMAG Maschinenhandels-
gesellschaft mbH.
Klausenweg 654, 2534 Alland 
Telefon: +43 2258 20 20 2
Fax: +43 2258 20 20 2 20
E-Mail: austria@bomag.com
Web: www.bomag.com/at

STRASSENBAU
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DER BOMAG RECYCLER/STABILISIERER RS 500

DIE WIRTSCHAFTLICHSTE 
MÖGLICHKEIT, STRASSEN 
NACHHALTIG ZU SANIEREN
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ZUSAMMENARBEIT BEIM MESSEN DER LUFTQUALITÄT

UMWELTBUNDESAMT UND 
TÜV AUSTRIA KOOPERIEREN

Die Zusammenarbeit der beiden ExpertInnen-Einrichtungen 
umfasst die Probenahme und Messung möglicher Emissions-
quellen von Dioxinen, PCB und PAK.

D ie Verbrennung 
fossiler Energieträ-
ger und industri-
elle Prozesse sind 
hauptverantwort-

lich für Dioxin-Emissionen 
sowie für die Entstehung von 
PCB (polychlorierten Bipheny-
len) und PAK (polyzyklischen 
aromatischen Kohlenwasser-
stoffen). Durch entsprechende 
Maßnahmen können diese 
Belastungen verringert wer-
den. Als Grundlage dazu ist es 
notwendig, Menge und Kon-
zentration von Schadstoffen 
zu messen und so die Einhal-
tung oder Überschreitung von 
Grenzwerten aufzuzeigen.

Um dieser Anforderung 
gerecht zu werden, kommt 
einer umfassenden Anlagen- 
und Verfahrenskenntnis, einer 
sorgfältig geplanten Probenah-
me, einer gut koordinierten 
Messdurchführung sowie einer 
Analytik, die nach internati-
onal anerkannten Methoden 
arbeitet, eine besondere 
Bedeutung zu. 
Im Rahmen der Kooperation 
erfolgt die Probenahme nach 
Norm EN1948-1 durch die 
akkreditierte Prüfstelle TÜV 
AUSTRIA SERVICES GMBH, die 

Analyse nach Norm EN-1948-
2,3 durch die akkreditierte 
Prüfstelle im Umweltbun-
desamt. Zudem werden die 
Kunden auf Wunsch beraten, 
welche Maßnahmen geeignet 
sind, den Schadstoffausstoß zu 
reduzieren. 

Als akkreditierte Prüf- und 
Überwachungsstellen nach 
ISO 17025 bieten Umwelt-
bundesamt und TÜV Austria 
ihren Kunden Dienstleistun-
gen auf höchstem Niveau, 
nach internationalen validier-
ten Methoden auf modernsten 
Geräten an. Die regelmäßige 
Teilnahme an nationalen und 
internationalen Laborver-
gleichstests sichert die Qualität 
der Methoden.

Das Umweltbundesamt ist 
die größte österreichische 
ExpertInnen-Einrichtung 
in allen Umweltthemen. Als 
unabhängiger Partner baut 
es national und international 
Brücken zwischen Wirtschaft, 
Wissenschaft und Politik. Mit 
über 500 ExpertInnen aus 
55 Disziplinen ist das Um-
weltbundesamt führender 
Anbieter von Umweltlösungen. 
Die Prüfstelle im Umweltbun-

desamt ist nationales Refe-
renzlabor für Dioxine sowie 
für polychlorierte Biphenyle 
und akkreditiertes Labor für 
Umweltanalytik.

Mehr als 1400 ExpertInnen 
der TÜV-AUSTRIA-Gruppe 
sorgen in über 40 Ländern  
für nachhaltige,  flexible 
Lösungen in den Bereichen 
Sicherheit, Technik, Umwelt 
und Qualität.
Die technische Expertisen 
reichen von Industrial Services, 
technischen Prüfungen, Zerti-
fizierungen bis zur IT-Security 
sowie Aus- & Weiterbildung.

KONTAKT

≤ �Christian Sailer
    Teamleiter Umweltschutz       	
    TÜV AUSTRIA
    +43 664 60454 6712
    christian.sailer@tuv.at

≤ Webseite:
    �www.tuv.at/umwelt

Das Umweltbundesamt und TÜV AUSTRIA  
bündeln ihre Expertise im Einsatz für Luftreinhal-
tung und bieten seit Februar ein gemeinsames 
Leistungspaket für Industriebetriebe an.
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Und nicht nur Sand,  
auch Kies, Schotter  
und riesige Steine sind 

im Überfluss vorhanden –  
kurze Transportwege inklusi-
ve. Welch ein Luxus! Von  

dem können andere Län- 
der wie zum Beispiel die  
Niederlande nur träumen:  
Dort müssen große Steine  
u. a. aus Norwegen importiert 
werden. 

Dadurch erhalten diese 
Rohstoffe einen anderen Wert 
und der Umgang mit ihnen 
wird bewusster gestaltet.

Auch Urban Mining hat mit 
dieser Bewusstseinsbildung 
zu tun: Wollte man diesen 
Begriff in einem Satz erklä-
ren, so könnte dieser lauten: 
Es ist der bewusste Umgang 
mit Rohstoffen, die bereits in 
Bauwerken, Fahrzeugen und 
Geräten verbaut sind. 

Es geht also um Sekundär-
rohstoffe in der Stadt. Roh-
stoffe, die unmittelbar vor un-
serer Haustür lagern und auf 
die wir zugreifen können. Um 
das tun zu können, braucht 
es allerdings Dokumentatio-
nen wo, welche und wie viele 
Rohstoffe verbaut wurden. 
Es braucht aber auch neue 
Technologien zum Auffinden 
und Abbauen dieser urbanen 
Minen und es braucht – nicht 
zuletzt – einen gesellschaft-
lichen Wertewandel hin zum 
verantwortungsvollen Um-
gang mit Ressourcen.

Für die Herstellung eines 
Kubikmeters Beton benötigt 
man etwa 1900 Kilogramm 
Sand/Kies, 300 Kilogramm 
Bindemittel (zum Beispiel 
Zement), 190 Liter Wasser 

sowie die notwendige Energie. 
Industriebauten haben eine 
Lebensdauer von zirka 30 
Jahren, danach werden sie 
meist abgerissen. In Öster-
reich werden heute schon um 
die 80 Prozent der minerali-
schen Rohstoffe recycliert. Das 
allein ist nicht genug, weil es 
nur die Quantität beleuch-
tet, nicht aber die Qualität 
des Umgangs mit den schon 
gehobenen und verbauten 
Rohstoffen.

Urban Mining ist auch 
keine Erfindung des 21. 
Jahrhunderts. So finden sich 
etwa die fehlenden Steine des 
Kolosseums in Rom in Mauer-
teilen umliegender Häuser; 
griechisch-orthodoxe Kirchen 
wurden mit Elementen von 
hellenistischen Tempeln 
erbaut und viele Teile der Rö-
merstadt Carnuntum dienten 
den umliegenden Bauern als 
– einfach zu beschaffendes – 
Baumaterial.

Überall dort, wo Rohstoffe 
rar sind oder wo die Primärge-
winnung viel teurer ist als die 
Wiederverwendung oder Wie-
derverwertung, wurden und 
werden Rohstoffe im Kreislauf 
geführt. Das Paradebeispiel 

ARGE FORUM MINERALISCHE ROHSTOFFE

URBAN MINING: MEHR ALS  
ÖKOLOGISCHES SPINNEN

Hier trifft sich die Grüne
Branche: Innovationen.  
Vorführungen. Weiterbildung.

Grünflächenpflege
Garten- und Landschaftsbau
Platz- und Wegebau
Kommunaltechnik
Sportplatzbau und -pflegewww.demopark.de

Flugplatz 
Eisenach-Kindel 
11.–13. Juni 2017

Internationale Ausstellung

demopark 2017
+ Sonderschau Rasen mit Golf- und Sportrasen

ALG_Agrartechnik Österreich_90x113_v01.indd   1 17.01.17   13:49
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Sand ist weltweit ein knappes Gut geworden. In Afrika werden ganze Strände in 
Nacht- und Nebelaktionen abgegraben und der Sand an die Bauindustrie verkauft. 
Obwohl Österreich nicht an einen Ozean grenzt, ist das Land in der glücklichen 
Lage, Sand wie am Meer zu haben. Tu felix Austria!
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dafür sind Metalle. So hat die 
Rückgewinnung von Kupfer 
eine mehr als 9000-jährige 
Tradition. 

Für mineralische Rohstoffe 
scheint es in Österreich keinen 

Bedarf an Urban Mining zu 
geben. Das scheint auf den 
ersten Blick zu stimmen und 
wird es wohl noch einige Zeit 
bleiben. 

Aber frei nach Darwin 

heißt es weit vorausschauend 
zu denken: „Überleben wird 
nicht der Stärkste, auch nicht 
der Intelligenteste, sondern 
der Anpassungs- und Wand-
lungsfähigste“.  

Kontaktieren Sie uns 
Telefon: +43 2236 601-0 • E-Mail: ctx@containex.com

www.containex.com

Ihre Vorteile: 
• Flexible Raumlösungen für Kindergärten /  
 Schulen / Sportvereine /Jugendzentren

• Wärmedämmung mit modernsten Materialien

• Attraktives Preis-Leistungsverhältnis

• Beratung vor Ort

Anwendungsbeispiele: 
• Gruppenräume

• Aufenthalts- und Sozialräume

• Umkleideräume und Garderoben

Besuchen Sie uns:

29.–30. Juni in Salzburg

CTX_KOMMUNAL-INSERAT(185x113)_117-rz.indd   1 22.02.17   16:26
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BRIGITTE KRANNER IST  
URBAN MINING-EXPERTIN 
UND BLOGGERIN
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Im niederösterreichischen Ober-Grafendorf wird im 
Kleinen getestet, was für die straßenbauliche Zukunft 
wegweisend sein wird. Die „Ökostraße“ sorgt für Bio-
diversität, im Sommer sogar für Kühlung und kann 
Hochwasser verhindern. 

TEXT / Carina Rumpold

S ich manchmal trauen, etwas Neues zu 
wagen, hat im niederösterreichischen 
Ober-Grafendorf zu einem einzigarti-
gen Projekt geführt: Statt in den Kanal 
zu fließen, wird Regenwasser, das von 

der Straße abrinnt, einfach vor Ort gefiltert und 
ins Grundwasser versickert. Bis jetzt hat die 
„Ökostraße“ (oder: Drain Garden) nur Vorteile: 
Sie ist günstiger im Bau und in der Erhaltung, 
ermöglicht bepflanzte Seiten entlang der Straße, 
schützt vor Hochwasser und kühlt bei Hitze „wie 
eine hundertjährige Buche“. 

Wenn die Bäche voll sind. Bürgermeister Rainer 
Handlfinger stand 2015, als eine neue Sied-
lungsstraße in der 4600-Einwohner-Gemeinde 
gebaut werden sollte, vor einer besonderen Her-
ausforderung: Die Kanäle waren ausgelastet und 
zu den Bächen im Pielachtal durfte kein Regen-
wasser mehr geleitet werden. Er stand also vor 
der Entscheidung, ein Rückhaltbecken zu bauen, 
oder einen völlig neuen Weg zu gehen. An die-
sem Punkt kam der lokale Gärtner mit der Idee 
des Drain Gardens zu ihm. Bürgermeister Rainer 
Handlfinger ließ sich von der Idee überzeugen: 
„Die Straße musste sowieso gemacht werden. 
Wir haben die Idee mit den Anrainern bespro-
chen und dann begonnen, sie umzusetzen.“ 

„Bei der Ökostraße geht es darum, Regen- 
und Schmutzwasser nicht in den Kanal ein-

INNOVATIONSGEMEINDE

DIE STRASSE 
DER ZUKUNFT

münden, sondern vor Ort versickern zu lassen. 
Zusätzlich wird es in der Oberfläche gespeichert 
und hat damit Rückhaltefunktion. Das ist das 
Neuartige an unserer Ökostraße“, erklärt  
Handlfinger. Die Fahrbahn ist am Rand be-
pflanzt. Die Pflanzen bewirken nicht nur eine 
Speicherung, sondern im Sommer auch eine 
Kühlung durch Verdunstung. Diese Kühlung ist 
deutlich, wie Handlfinger erzählt: „Die Wissen-
schafter haben herausgefunden, dass die Küh-
lung etwa der Kühlungsleistung einer hundert-
jährigen Buche entspricht. Das ist ein wichtiger 
mikroklimatischer Effekt.“ 

Dieser Effekt macht das System auch für 
Städte interessant, die mit steigenden Tempera-
turen vor allem im Sommer zu kämpfen haben. 
Die Pflanzen müssen unterschiedlichsten Anfor-
derungen gerecht werden: Sie müssen langlebig 
und leicht zu pflegen sein - beispielsweise im 
Winter dem Streusalz standhalten - und manche 
von ihnen sollen sogar überfahrbar sein. 

Die elf Meter breite Straße in Ober-Grafendorf 
ist für ein zehnjähriges Starkregenereignis mit 55 
Litern pro Quadratmeter ausgelegt. 450 Liter pro 
Kubikmeter werden derzeit langfristig mit Gra-
nulaten gespeichert. „Bei einem Starkregen kann 
das Wasser versickern, womit die umliegenden 
Häuser und Wiesen vor Überflutungen geschützt 
werden. Der angenehme Nebeneffekt ist, dass 
das Wasser durch die verschiedenen Schichten 
bereits gereinigt im Grundwasser ankommt. Das 

DRAIN GARDEN
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 Der Kühl-
effekt macht  
das System auch 
für Städte  
interessant, die 
mit steigenden 
Temperaturen 
vor allem im 
Sommer zu 
kämpfen haben.



Bei der Ökostraße ist die Fahrbahn am Rand be-
pflanzt. Die Pflanzen bewirken nicht nur eine Speiche-
rung, sondern im Sommer auch eine Kühlung durch 
Verdunstung. 

heißt, ich erspare mir die teure Reinigung in der 
Kläranlage.“ 

Ökostraße: Ergebnis zehnjähriger Forschung. 
Damit der Drain Garden all diese positiven 
Eigenschaften aufweist, wurde in einem For-
schungsprojekt der Institute für Siedlungswas-
serbau, Industriewasserwirtschaft und Ge-
wässerschutz sowie für Ingenieurbiologie und 
Landschaftsbau die Granulat-, Substrat- und 
Pflanzenmischung auf Herz und Nieren getes-
tet. „Versickerungsanlagen gibt es schon länger. 
Diese sind aber meist mit Rasen bepflanzt. Be-
findet sich dieser am Straßenbankett in der Sied-
lung, ist die Neigung groß, dass die Menschen 
und Autos diese Grasfläche noch mitbenützen. 
Dadurch verdichtet sich aber die Oberfläche und 
die Filterwirkung ist dahin“, erklärt der wissen-
schaftliche Leiter des Forschungsprojekts, Univ.
Prof. Dipl.-Ing. Dr.nat.techn. Thomas Ertl. 

Verwendet man aber auch andere Pflanzen 
wie Schilf oder Bodendecker, die auch blühen, 
ist die Hemmschwelle größer, diese zu begehen. 
„Wir standen bei der Entwicklung des Drain 
Gardens vor der Herausforderung, dass die Si-
cherheit auf der Straße gewährleistet sein muss 
und gleichzeitig die Reinigung des Schmutzwas-
sers gegeben sein muss“, schildert Ertl. 

Am Fahrbahnrand die Innovation, der Belag 
ist ganz normaler Straßenasphalt – damit war 
die Anschaffung sogar günstiger als wäre er den FO
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Bei der Ökostraße geht es 
darum, Regen- und Schmutz-
wasser nicht in den Kanal 
einmünden, sondern vor 
Ort versickern zu lassen.“ 
Rainer Handlfinger, 
Bürgermeister von  
Ober-Grafendorf
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herkömmlichen Weg gegangen. „Die Materiali-
en, die man für die Drainage braucht, sind ein-
fach billiger, als ein Rückhaltebecken errichten 
zu müssen“, weiß der Bürgermeister. Förderun-
gen für das Vorzeigeprojekt gab es keine. 2016 
wurde die Siedlungsstraße fertiggestellt. 

Bei den Anwohnern ist der neue Straßen-
abschnitt bisher schon positiv angekommen. 
Den Menschen gefällt, dass die Straße durch die 
Bepflanzung immer schön aussieht und auch der 
Kühlungseffekt kommt gut an. 

Empfehlenswert vor allem für neue Siedlungs-
gebiete. Die Argumente für die Ökostraße liegen 
für Ertl auf der Hand: „Die Verkehrssicherheit 
wird gewährleistet, das Wasser wird gespeichert, 
die Schadstoffe rückgehalten und abgebaut und 
damit im Endeffekt die Hochwasserproblema-
tik reduziert. Und im Sommer brauchen die 
Pflanzen durch die Drainage kein Bewässerung 
und sie sorgen für Kühlung durch Verduns-
tung. Ein Pro-Argument sind auch die Kosten.“ 
Grundsätzlich kann man die Ökostraße auf jeder 
beliebigen Straße verwirklichen. Empfehlens-
wert ist die Umsetzung aber für jene Straßen, in 
denen es dieselben Probleme mit der Schmutz-
wasserableitung gibt wie in Ober-Grafendorf, 
oder in denen neue Siedlungsgebiete erschlossen 
werden, weiß Ertl: „Eigentlich sollte heute kein 
Wohngebiet mehr gemacht werden, ohne dass 
man die Ökostraße baut.“ 

„Bei einem Wohngebiet sollte man aber noch 
viel weiter gehen: Man müsste die Hausbewoh-
ner dazu anreizen, auch auf den Dachflächen 
durch die Kombination von Bepflanzung und 
Drainage einen solchen Drain Garden zu ma-
chen. Das hat nur Vorteile: Man erspart sich den 
Regenwasserkanal und im Sommer wird das 
Haus durch das Gründach automatisch gekühlt“, 
so Ertl. In Wien bei der Biotope-City werden 
derzeit einige Projekte in diese Richtung bereits 
ab 2017 gebaut. Ertl plädiert auch dafür, dass Ge-
meinden die Schaffung von Gründächern durch 
ein Anreizsystem bei Gebühren begünstigen. 

Eine Weiterentwicklung des Systems wird 
ebenfalls in Wien bereits getestet: Dort, wo 
durch Gehsteige etc. kein Platz für ein grünes 
Straßenbankett ist, werden die kleinen Grün-
flächen für Bäume für Sickerflächen genutzt. 
„Bisher hat man das Schmutzwasser eher von 
den Bäumen weggeleitet, um sie nicht zu schä-
digen. Nutzt man aber die Baumwurzelräume 
mit unserem System für die Versickerung, ist das 

sogar gut für die Bäume, denn sie werden damit 
optimal mit Wasser versorgt.“ 

Sorgfältige Planung ist das Um und Auf. Wich-
tig ist, dass der Drain Garden mit dem entspre-
chenden Wissen geplant und gebaut wird. Wird 
dies berücksichtigt, so liegt die Lebensdauer bei 
rund 50 Jahren - entsprechende Wartung vor-
ausgesetzt. „Ich empfehle Gemeinden, die sich 
eine Umsetzung überlegen, es mit den richtigen 
Experten zu machen. Die Gefahr bei falscher 
Planung und Ausführung besteht, dass am Ende 
die Sickerwirkung nicht gegeben ist. Und dann 
hat man doppelte Kosten“, so Ertl. Die an der 
Forschung und Umsetzung beteiligte Firma heißt 
Zenebio. Die Zenebio GmbH wurde nach zehn-
jähriger gemeinsamer Forschungstätigkeit von 
den Partnern gegründet, um die gemeinsame 
Forschungs- und Entwicklungstätigkeit auf eine 
breitere Basis zu stellen und die Erkenntnisse 
entsprechend zu vermarkten. 

MAG. CARINA RUMPOLD IST REDAKTEURIN BEIM ÖSTERREICHISCHEN GEMEINDEBUND
 carina.rumpold@ gemeindebund.gv.at

ZAHLREICHE PREISE 
BELOHNEN MUT DES 
BÜRGERMEISTERS 
Der Mut zu Neuem hat 
sich nicht nur für die 
Anrainer gelohnt. Die Ge-
meinde erhielt den Energy 
Globe Award in Niederös-
terreich (Bild). Österreich-
weit setzte sich das Projekt 
in der Kategorie „Wasser“ 
durch. Und in Grafenegg 
erhielt die Gemeinde den 
Climate Star. 
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Wendige Kleinbagger für Arbeiten auf engsten Raum sind vor allem zwischen 
dichtgestaffelten Gräberreihen nützlich, helfen aber auch anderweitig weiter.  

Bedenke, Mensch, dass du Staub bist und 
wieder zum Staub zurückkehrst.“ Für die 
Einen nur Wörter aus der römisch-katho-

lischen Kirche, für die Anderen die letzte Reise 
in den Gasofen und danach durch die Knochen-
mühle. Dabei wandert ein Großteil der Asche 
in eine Urne, der andere Teil der Menschheit 
entscheidet sich seine letzte Wohnung unter der 
Erde zu beziehen. 

Erdgräber gibt es seit Jahrtausenden. Genauso 
alt ist die damit verbunden Arbeit, das Aushe-
ben davon. Natürlich hat sich in den vergangen 
Jahrzehnten generell die Arbeit mit Erde durch 
Maschinen erleichtern lassen. So liegt es auch 
in der Natur der Sache, dass Geräte am Friedhof 
eingesetzt werden. Die Lagerung der Aushuberde 
auf engstem Raum ist eine logistische Herausfor-
derung. Als praktikable Lösung wurden Plattfor-
men zur Erdaufbewahrung gebaut. Es gibt auch 
sogenannte Aushubcontainer, in den bis zu 5m³ 
Erde Platz haben, wobei die Oberkante 2,5m 
über der Graboberfläche liegt. Durch diese enor-
me Höhe und eine Grabtiefe von bis zu 2,5m ist 
es nahezu unmöglich mit der Hand die Erde über 
diese Strecke von ca. 5m zu befördern. Bei vielen 
Gräbern muss ein Mitarbeiter bis zu zehn Tonnen 
Erde bewegen. Natürlich kann sich jeder Mensch 
vorstellen, dass diese Arbeit weder angenehm 
noch rückenschonend ist. 

Bereits in den 1970er Jahren wurden die ersten 
Friedhofsbagger gebaut. Diese Bagger sind 
speziell konzipiert möglichst schmal und wendig 
zu sein. Am häufigsten werden dafür Dreirad-
Bagger genützt. Natürlich gibt es auch Geräte mit 
vier Rädern, aber auch mit Ketten. Alle diese 
Bagger sind Spezialanfertigungen, die sich durch 
einen wesentlichen Punkt von allen anderen 
Baustellen-Baggern abheben. Sie arbeiten nicht 
nach dem Prinzip des Gegengewichtes, sondern 

VIELFÄLTIGES SPEZIALGERÄT

SCHAUFELN SIE NOCH –  
ODER BAGGERN SIE SCHON?

mit Hilfe von Stützfüßen. Ein Dreirad-Bagger, 
der ca. 1800 kg wiegt, kann auf eine Entfernung 
von ca. 4,5 m einen mit Erde befüllten Greifer 
anheben. Für die gleiche Last auf diese Entfer-
nung benötigt man bei herkömmlichen Maschi-
nen ca. 8 Tonnen. Möglich ist dies nur durch die 
sogenannten Stützfüße, die die enorme Last auf 
diese Entfernung ermöglichen. So kann man ein 
Grab wesentlich rationeller und schneller aushe-
ben, als mit der Hand, aber auch viel sicherer 
als mit allen umfunktionierten und angepassten 
Baumaschinen. Auch das Wiederbefüllen der 
Gräber wird durch den Bagger erleichtert. 

In manchen Gemeinden finden diese Bagger 
auch Anwendung in anderen kommunalen 
Bereichen, zum Beispiel beim Beheben von 
Wasserrohrbrüchen auf engstem Raum. Ein Teil 
der Vierrad-Bagger wird zum Bäume pflanzen, 
Böschung mähen und vielem mehr verwendet.

Friedhofs- 
bagger  
arbeiten nicht 
nach dem  
Prinzip des  
Gegengewichts,  
sondern mit  
Hilfe von  
Stützfüßen.“

Friedhofsbagger, wie dieser, sind in Österreich seit mehr als 20 Jahren über 
die Firma BAKOM erhältlich.
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Die Macher des digitalen Ausschreibungs-, Bewerbungs- 
und Auswahltools „Kommunos“ erklären, wie die  
Personalsuche in Gemeinden leichter wird.

KOMMUNAL  Dr. Winkler, worin liegt der  
Unterschied von Personalsuche und -auswahl 
bei Unternehmen und Gemeinden?
BERNHARD WINKLER: In den gesetzlichen Rege-
lungen und dem geringen Handlungsspielraum, 
mit denen Gemeinden konfrontiert sind. In 
einem Unternehmen werden Personalentschei-
dungen sehr rasch und „unbürokratisch“ ge-
troffen. Gemeinden sind gezwungen, bestimmte 
Prozesse, Entscheidungswege, Fristen usw. 
einzuhalten. Während Unternehmen auf moder-
ne, innovative und oftmals digitale Tools setzen, 
läuft in vielen Gemeinde der gesamte Prozess 
wie vor 20 Jahren ab – zwar bewährt und rechts-
konform, jedoch wenig bewerberorientiert.

Worin sehen Sie die spezifischen Herausforde-
rungen für Personalprojekte in Kommunen?
BERNHARD WINKLER: Die größte Herausforde-
rung ist sicherlich die, passende, gute Bewerber 
für die ausgeschriebene Position interessieren 
und gewinnen zu können. Aktuelle Funkti-
onsbeschreibungen, ansprechende Stellenaus-
schreibungen, wertschätzende Kommunikation 
mit den Bewerbern mit Informationen zum 
aktuellen Stand im Bewerbungsverfahren sowie 
ein durchgängiger und klar nachvollziehba-
rer Prozess für alle beteiligten Personen sind 
Garanten für eine optimale Besetzung. Aber 
Ausschreibungen professionell und rechtssicher 
zu erstellen und dann die richtigen Mitarbeiter 
auszusuchen, ist aufwändig und zeitraubend.

Sind derzeitige Software-Lösungen für Perso-
nalarbeit auch für Kommunen gut nutzbar?
MARKUS ROTH: Während Unternehmen auf 
ausgeklügelte und spezifische Programme zum 
Bewerbermanagement zurückgreifen können, 

DIGITALE GEMEINDE

PERSONALSUCHE 
VEREINFACHEN

gibt es eine solche Lösung für Gemeinden bis 
dato nicht. Gemeinden benötigen ein Programm, 
das speziell auf die spezifischen Anforderungen 
der Gemeinden zugeschnitten ist – alles andere 
ist unbrauchbar. Deshalb entwickeln wir das 
digitales Ausschreibungs-, Bewerbungs- und 
Auswahltool „Kommunos“ für Gemeinden.

Warum braucht es künftig überhaupt speziali-
sierte Software für Gemeinden? 
MARKUS ROTH: Nächstes Jahr wird die neue 
Datenschutzgrundverordnung (DSGVO der EU) 
auch in Österreich schlagend und ab Q2/2018 
wird es horrende Strafen für Personen geben, die 
etwas nicht eingehalten haben. Wer hier nicht 
rechtzeitig eine sichere Lösung parat hat, bewegt 
sich auf sehr dünnem Eis.

Worauf legen Sie den Fokus bei der Entwick-
lung des neuen Tools?
MARKUS ROTH: Das Tool muss Arbeitserleich-
terung bringen und nicht Prozesse zusätzlich 
verkomplizieren. Es muss den rechtlichen An-
forderungen im Bereich der Personalauswahl  je-
derzeit entsprechen und die massiv gesteigerten 
Anforderungen bzgl. Datenschutz und sicherer 
Verwahrung erfüllen.
BERNHARD WINKLER: Es soll und kann interne 
Personalverantwortliche in Gemeinden nicht 
ersetzen, sondern die Effizienz steigern und 
spürbare Arbeitserleichterung bringen.

Wann werden Sie Kommunos der Gemeinde-
öffentlichkeit vorstellen? 
BEIDE: Auf der Kommunalmesse 2017 wird es 
exklusiv präsentiert. Wir freuen uns schon heute 
darauf und sind gespannt auf das Feedback der 
Besucher. www.kommunos.at

Markus Roth, Geschäftsführer creative BITS und Dr. 
Bernhard Winkler, MBA CMC, geschäftsführender 

Gesellschafter von TRESCON

Bis dato  
gab es keine 
spezifischen  
Programme  
zum Bewerber-
management für 
Gemeinden.“
Markus Roth,  
Geschäftsführer  
creative BITS

PERSONAL
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Demografischer Wandel, Verwaltungs-
reform, Kostensensibilität, die Schaf-
fung eines attraktiven Lebensraums mit 

Arbeitsplätzen: All das zu meistern und das mit 
einer zumeist sinkenden oder gleichbleibenden 
Ressourcen-Ausstattung bringt viele Gemeinden 
an ihre Grenzen. Umso wichtiger ist es für eine 
erfolgreich Gemeindeentwicklung, die Chancen 
und Möglichkeiten der Personal- und Organisa-
tionsentwicklung aktiv zu nutzen.

Die Mitarbeiter der öffentlichen Verwaltung als 
Dienstleistungsbetrieb sind deren wertvollste 
Ressource. Daher kommt es darauf an, dass die 
richtigen Personen für die passenden Aufgaben 
eingesetzt werden. Nur dann ist eine Kommu-
ne in der Lage, die immer anspruchsvoller und 
komplexer werdenden Aufgaben professionell 
zu erfüllen. 

Für alle Unternehmen und Organisationen 
stellt die Suche nach den „richtigen“ Mitarbei-
tern jedoch aufgrund der demokratischen Ent-
wicklung und des Fachkräftemangels eine große 
Herausforderung dar. Der öffentliche Dienst 
ist diesbezüglich besonders gefordert, da die 
privatwirtschaftliche Konkurrenz groß ist und 
Unternehmen bei Gehalt, Aufgaben etc. meist 
über mehr Spielraum verfügen.

Wenn durch Pensionierung, Karenzierung, Kün-
digung, Unfall oder Langzeitkrankenstand Per-
sonalbedarf entsteht, ist das eine große Chance 
zur Weiterentwicklung der Organisation und 
der Mitarbeiter. Sehr oft wird in der Praxis der 
Fehler gemacht, dass reflexartig 1:1 Positionen 

nachbesetzt werden, ohne zuerst zu überprüfen, 
ob nicht anderes besser und sinnvoller wäre: die 
Veränderung der Aufgaben und damit der Anfor-
derungen, die Neuaufstellung eines Teams oder 
interne Rochaden als Personalentwicklungs-
chance. Es ist wichtig, dass der entstehende 
Personalbedarf nicht als Bedrohung, sondern als 
Chance zur Entwicklung eines organisatorischen 
und personellen Zukunftskonzepts gesehen 
wird.

Gemeinde-Kooperationen bis hin zu Fusionen 
helfen, neue regionale Ziele mit mehr Ener-
gie verfolgen zu können und mittelfristig auch 
Kosten zu sparen. Im Fokus steht dabei die 
Dynamisierung der Entwicklung der beteiligten 
Gemeinden. Erfolgsentscheidend ist, dass ein 
individueller Weg und eine maßgeschneiderte 
Projektplanung gewählt und entwickelt wird, 
um Bürger und wesentliche „Stakeholder“ (wie 
bspw. politische Fraktionen, Vereine, Mitarbeiter 
der Gemeinden, Wirtschaft, Bildungs-, soziale 
und kulturelle Einrichtungen usw.) möglichst 
bald und gezielt einzubinden. Damit wird die 
Akzeptanz und Unterstützung des sehr sensiblen 
Change-Prozesses bestmöglich unterstützt.

Beim österreichischen Personalberatungsun-
ternehmen TRESCON konzentrieren sich unab-
hängige, objektive und erfahrene Kommunal- 
experten auf diese Themen, um für anspruchs-
volle Personalthemen einen Lösungsweg an-
zubieten. Sie liefern Entscheidungsgrundlagen, 
beraten und begleiten Gemeinden umfassend 
und achten dabei auf Objektivität, Diskretion 
und Vertraulichkeit. 

Die öffentliche Verwaltung entwickelt sich rasant weiter. Damit  
wachsen auch die Anforderungen, denen sich Gemeinden stellen müssen. 

INDIVIDUELLE LÖSUNGEN

PERSONALBEDARF    
ALS CHANCE 

WAS BEREITET IHNEN 
RICHTIG PROBLEME?

Um die zukünftigen 
Herausforderungen 
und Handlungsfelder 
für Gemeinden in den 
Bereichen Personal, Or-
ganisation und Koopera-
tion sichtbar zu machen, 
führt TRESCON im April 
eine Online-Befragung 
aller österreichischen 
kommunalen Entschei-
dungsträger zu diesen 
Themen durch.
Achten Sie auf die Aus-
sendung zur Umfrage 
und nehmen Sie teil!

? %

www.trescon.at

PERSONAL
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Die Experten des Maschinenrings verfügen über das notwendige 
Wissen und die notwendigen Spezialgeräte, und sie übernehmen 
auch die Haftung für den von ihnen gepflegten Baumbestand.

Gemeinden können ein 
Lied davon singen: 
Mit der Natur ist nicht 

zu spaßen. Seien es häufige 
Unwetter oder auch die damit 
verbundenen Stürme. Sie set-
zen unseren Bäumen massiv 
zu und verursachen auch eine 
Reihe von Beschädigungen. 

Gemeinden haften. Unange-
nehm wird es für Gemeinden 
dann, wenn durch herabfal-
lende Äste oder umstürzende 
Bäume Schäden verursacht 
werden. Laut § 1319 ABGB 
haftet der Eigentümer bzw. der 
Grundbesitzer für jene Schä-
den, die durch fallende Äste, 
umstürzende oder entwurzelte 
Bäume entstehen. In diesem 
Fall muss die Gemeinde den 
eindeutigen Nachweis erbrin-
gen, alle vertretbaren Maß-
nahmen gesetzt zu haben, um 
mögliche Gefahren abzuwen-
den. Konkret bedeutet das für 
unsere Kommunen, dass man 
zwar gegen das Wetter nichts 
unternehmen kann, für die 
Qualität seines Baumbestands 
aber umso mehr tun sollte. 

Baumpflege verlangt Exper-
tenwissen. Dabei handelt es 
sich um eine umfangreiche 
Aufgabe, die Zeit und Kompe-
tenz erfordert. Der Altbestand 
muss regelmäßig kontrolliert 

und dokumentiert werden. 
Neubepflanzungen müssen 
vorgenommen, Zweige zurück-
geschnitten, Totholz entfernt 
und Laub entsorgt werden. Da-
rüber hinaus ist die Gemeinde 
als Wegehalter vor allem für 
die Verkehrssicherheit der 
Baumbestände verantwortlich.

Outsourcing als sinnvolle 
Lösung für Baumpflege. 
Angesichts der Fülle und 
Komplexität der Aufgaben, 
die eine laufende und profes-
sionelle Baumpflege mit sich 
bringt, ist es wenig verwunder-
lich, dass zunehmend mehr 
Gemeinden dazu übergehen, 
externe Professionisten zu 
beauftragen. Diese bieten den 
Gemeinden mittlerweile, teil-
weise auch in Zusammenar-
beit mit gerichtlich beeideten 
Sachverständigen, ein breites 
Leistungsspektrum an: von 
fachgerechter Betreuung der 
kommunalen Baumbestän-
de über die Erstellung eines 
Baumkatasters bis hin zu 
Baumgutachten. „Oberstes Ziel 
ist dabei die Erhaltung von 
gesunden und vitalen Bäu-
men, die mit geringem Kos-
tenaufwand ihre natürlichen 
Funktionen erfüllen können“, 
versichert man beim Maschi-
nenring. Dessen Mitarbeiter 
unterstützen österreichweit 

zahlreiche Gemeinden bei der 
Pflege ihres Baumbestands. 
„Wir bürgen nicht nur für die 
Gesundheit und Sicherheit von 
Ahorn, Birke und Co., sondern 
übernehmen auch die Haf-
tung“, lautet das Angebot des 
Maschinenrings. Ein Angebot, 
das Gemeinden gern anneh-
men. So etwa Kennelbach im 
Vorarlberger Unterland. „Der 
Maschinenring ist im Sommer 
und im Winter unser Partner 
für zuverlässige Dienstleistun-
gen“, erklärt Bürgermeister 
Hans Bertsch. 

Es gibt also zahlreiche 
Gründe, um bei der Pflege des 
gemeindeeigenen Baumbe-
stands auf externe Profis zu 

setzen. Mit der Auslagerung 
kommunaler Dienste an die 
regionalen Maschinenringe er-
öffnen die Gemeinden zudem 
Landwirten die Möglichkeit 
eines attraktiven Zuerwerbs. 
Das sichert die Existenz bäuer-
licher Betriebe und stimuliert 
die regionale Wertschöpfung.  

Immer mehr Gemeinden setzen bei der Pflege 
ihres Baumbestandes auf Professionisten wie 
den Maschinenring.
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FACHGERECHTE PFLEGE VON BÄUMEN 

EINE AUFGABE  
FÜR PROFIS

MEHR INFOS unter
www.maschinenring.at

GRÜNPFLEGE
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UNADRESSIERTE WERBUNG

FLUGBLÄTTER VERSENDEN LEICHT GEMACHT

M illionen Österreicherin-
nen und Österreicher 
suchen und finden im 

Flugblatt Informationen über 
Aktionen und neue Produkte. 
97% der Empfänger lesen 
Flugblätter* und 75% finden 

sie sympathisch**. 
Info.Post, unadressierte 
Werbung per Post, ist also das 
ideale Medium, um möglichst 
viele Menschen anzusprechen. 
Mit Info.Post Easy ist es für 
Unternehmer jetzt noch leich-

ter, Flugblätter zu versenden 
und Personen rund um ihren 
Standort zu erreichen. Jetzt so-
gar ohne aufwendige Versand-
aufbereitung!

So einfach geht’s:
˵˵ Bringen Sie Ihre Flugblätter 
in die Postfiliale oder zum 
Post Partner 

˵˵ Geben Sie die Adresse 
bekannt, um die herum 
Sie streuen möchten, und 
begleichen Sie die Versand-
gebühr

Die Post übernimmt den Rest: 
die Erstellung des Streuplanes, 
die Versandaufbereitung sowie 
die Zustellung der Flugblätter 
innerhalb von sechs Werkta-
gen nach Aufgabe (bei Aufga-

be bis 14 Uhr, 7 Werktage bei 
Aufgabe nach 14 Uhr). 
Profitieren Sie von diesem 
einfachen und bequemen 
Flugblattversand mit hoher 
Werbewirkung!

INFORMATIONEN 
Mehr zu Info.Post Easy 
erfahren Sie auf 
www.post.at/infoposteasy 
oder bei der Business Hotline 
unter 0800/212 212 oder 
businessservice@post.at* QUELLE: MARKET AGENT FLUGBLATT APP STUDIE, 2015    

** QUELLE: GALLUP BRANCHENMONITOR LEH, 2015 EN
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Leobersdorfs Vizebgm. Harald Sorger und Bürgermeister Andreas 
Ramharter sorgen auch auf WhatsApp für umfassende Bürgerinfo.

WhatsApp in 
der Gemeinde
Für die Österreicher ist 
WhatsApp die beliebteste 
Anwendung am Handy. Das 
ist auch eine Chance für die 
Bürgerkommunikation 3.0.
In Österreich ist der Mes-
senger-Dienst auf über drei 
Viertel aller Smartphones 
installiert und wird von allen 
Altersgruppen genutzt. 8 von 
10 Nutzern lesen WhatsApp-
Nachrichten innerhalb der 
ersten 60 Minuten. Für Ge-
meinden ergeben sich durch
das Versenden von Whats-
App-Nachrichten neue Mög-
lichkeiten der Kommunikati-
on mit ihren Bürgerinnen und 
Bürgern. Sie können wichtige 
Nachrichten an große Abon-
nentengruppen senden oder 
mit einzelnen Kontakten in 
Dialog treten. Die Marktge-

meinde Leobersdorf (NÖ) 
setzt als erste Gemeinde in 
Österreich auf die Bürger-
information via WhatsApp. 
Dazu nutzt sie die Lösung 
„WhatsATool“. Unter  
leobersdorf.at/whatsapp 
tragen Interessierte die eigene 

Handynummer ein. Die 
Nummer in der nachfolgen-
den Bestätigungs-SMS fügt der 
Nutzer zu den eigenen Kon-
takten hinzu. Als erste Initia-
tive wurde ein wöchentlicher 
Newsletter gestartet, der über 
Aktuelles aus der Gemeinde 

informiert. Ebenso können die 
Leobersdorfer direkt an das 
Rathaus „whatsappen“ und 
ihre Fragen stellen oder Fotos 
einsenden (z. B. Vandalis-
musfälle). Weitere Ideen gibt 
es bereits für Zivilschutz und 
Unwetterwarnungen. FO
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D ie Beschaffungsplattform Kommunalbe-
darf.at ist nicht nur ein maßgeschneiderter 
Online-Shop für das gesamte Sortiment an 

Artikeln, die in Österreichs Gemeinden benötigt 
werden. Ihr größter Pluspunkt ist eine einfache 
und gerade deshalb geniale Benutzerverwal-
tung. Durch sie werden Beschaffungsprozesse 
bestmöglich optimiert. Anstatt langwieriger 
bürokratischer Beantragungen über mehrere 

Zumindest was Anschaffungsprozesse in der Gemeinde betrifft, gibt es für Amtsleiter, aber natürlich 
auch für jeden anderen Verantwortlichen, ab sofort die Möglichkeit sämtliche Bedarfsmeldungen, 
Bestellungen und Freigaben mit nur einem Tool zu steuern und zu kontrollieren.   

BESCHAFFUNG IN DER GEMEINDE

DER AMTSLEITER 
SIEHT ALLES!

Stationen und Personen, melden jene Gemein-
demitarbeiter, die eine Neuanschaffung oder 
Verbrauchsmaterial benötigen, über ihren Ac-
count direkt Bedarf an. 

Der Amtsleiter oder die entsprechende ver-
antwortliche Person sieht sofort, wo, wann 
was und wieviel benötigt wird. Nun gibt es 
mehrere Möglichkeiten, um darauf zu reagieren. 

BESCHAFFUNG
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Die Nutzung des Tools ist voll-
kommen kostenlos, unabhängig 

davon, wieviele Mitarbeiter sich  
einen Account anlegen.“

digkeit den Mitarbeitern eingeräumt wird - in 
jedem Fall ist gewährleistet, dass der Verant-
wortliche jederzeit Einblick in alle Vorgänge hat, 
sie kontrollieren und steuern kann.
Die Nutzung des Tools ist vollkommen kosten-
los, unabhängig davon, wieviele Mitarbeiter 
sich  einen Account anlegen. Je mehr es sind, 
desto mehr kann man die Vorteile der Plattform 
ausnützen. 
Infos auf: www.kommunalbedarf.at   

Grund zur Freude: Durch 
sinnvolles Benutzer-
management werden 
Beschaffungsprozesse in 
der Gemeinde wesentlich 
einfacher.  

Entweder bestätigt der Amtsleiter die Bedarfs-
meldung, womit der Bestellvorgang fortgesetzt 
wird, oder er lehnt sie ab, oder aber er weist den 
betreffenden Mitarbeiter-Accounts ein indivi-
duell festlegbares Budget zu. Mit diesem kön-
nen die Mitarbeiter selbstständig bestellen. Ob 
das die Putzmittel für die Reinigungskraft sind, 
Schrauben für den Bauhof,  Kopierpapier für das 
Gemeindeamt oder Tafelkreiden für die örtliche 
Schule. Unabhängig davon, wieviel Eigenstän-

BESCHAFFUNG
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Lichtmaste und Stadtmobiliar

swing
Vielfalt statt Langeweile, zeitgemäß statt muffig. Urbanes Wohnen und hippe Siedlungsformen 
bieten Rückzug und Offenheit, sie sind sozial und wirtschaftlich lebendig. Diese Orte brauchen

Masten und Stadtmobiliar, die Teil der guten Nachbarschaft sind: SWING! Die Kollektion versprüht 
Kraft und Lebensfreude und trägt zum Wohlfühlen bei.

Fonatsch GmbH

A-3390 Melk

Industriestraße 6

T +43 / 2752 /52723-0

F +43 /27 52 / 52723-20

E seeu@byfonatsch.com

I seeubyfonatsch.com
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ENERGIEEFFIZIENZ

GEMEINDEN MIT 
SIEMENS AM  
PULS DER ZEIT
Klimawandel, demografische Veränderungen, die 
Schaffung von mehr Lebensqualität sowie steigende 
Energiekosten in Zeiten von Budgetknappheit stellen 
Gemeinden vor immer neue Herausforderungen.

Ö sterreich kann mit Recht stolz auf 
seine Gemeinden sein. Über die Jahr-
zehnte hinweg haben diese laufend 
ihre Infrastruktur auf- und ausgebaut 
und somit für die Bürgerinnen und 

Bürger eine lebenswerte Umgebung geschaffen, 
in der auch das Bildungs-, Freizeit- und Veran-
staltungsangebot sowie der Sicherheitsaspekt 
nicht zu kurz kommen.

Mittlerweile entsprechen viele dieser Anlagen 
leider nicht mehr dem heutigen Stand der Tech-
nik – und in Zeiten konstant steigender Ener-
giekosten bei gleichzeitiger Budgetknappheit 
stehen Gemeinden zusehends vor einer neuen 
Herausforderung: Anstelle in neue Einrichtun-
gen und Anreize für die Bewohnerinnen und 
Bewohner zu investieren, müssen die steigenden 
Energiekosten der bestehenden Anlagen getra-
gen und diese zudem häufiger gewartet werden, 
was wiederum zu Mehrkosten führt. Aufgrund 
der immer komplexer werdenden Gebäude- und 
Infrastrukturlösungen fehlt oft auch das techni-
sche Verständnis, vorgeschlagene Alternativen 
richtig einschätzen zu können.

Auf dem Weg zu energieeffizienten Gemein-
den. Mit seinem Energieeffizienz-Portfolio bietet 
Siemens nicht nur technisches Know-how 
sowie Produkte und Lösungen, sondern beglei-
tet Gemeinden auch mit einem umfangreichen 
Schulungsangebot auf dem Weg zur Energieeffi-
zienz. Als Basis dafür dient die Software „Sie-
mens Navigator“, mit der auf umfassende Infor-
mationen zur Leistungsfähigkeit von Gebäuden 
oder Liegenschaften zugegriffen werden kann. FO
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Diese Energiemanagement-Plattform verknüpft 
die wichtigsten Daten zur Energieversorgung 
und ermöglicht so Effizienz und Betriebsverbes-
serungen. Siemens liefert nicht nur Lösungen, 
sondern begleitet Sie auf dem Weg zur energie-
effizienten Gemeinde. 

Mehr als 500 Gebäude in Österreich, darunter 
Kindergärten, Schulen, Pflegeheime, Verwaltun-
gen, Forschungseinrichtungen sowie Freizeitan-
lagen, profitieren bereits vom Siemens-Finan-
zierungsmodell mit Erfolgsgarantie.

Best-Practice-Beispiele gefällig? Im Pflegeheim 
Bad Radkersburg werden 128 pflegebedürftige 
Menschen auf sechs Stationen versorgt. Für die 
effiziente Gebäudetechnik sorgt Siemens.

Im Fokus des Energieeinsparungsprojektes 
stand die größtmögliche Reduktion des Ener-
gieverbrauchs – gekoppelt mit einem Umstieg 
auf erneuerbare Energieträger. Im Zuge der 
Modernisierung wurde die Nahwärmeversor-
gung auf Biomasse und Geothermie über die Bad 
Radkersburger Quellen GesmbH umgestellt. Zur 
Warmwasseraufbereitung wurde eine Solaranla-
ge installiert. Weitere wichtige Faktoren für das 
Projekt waren unter anderem die Einrichtungen 
in den Bereichen Wärme, Strom, Beleuchtung 
und Brauchwasser.

MEHR INFORMATION

Sie möchten wissen 
was 2100 Gemeinden 
zu Energieeffizienz zu 
sagen haben? Dann 
besuchen Sie die Seite 
ww.ee-studie.at
Hier können Sie die 
Siemens Energieeffizi-
enz-Studie kostenlos 
downloaden.
Oder Sie folgen dem 
QR-Code unten und 
lesen auf Ihrem Smart-
phone oder iPad nach.

Oder aber Sie besu-
chen gleich die Website 
von Siemens unter 
www.siemens.at/bt 
und informieren sich 
über das breite  
Portfolio.

STUDIE
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Im Zuge der Modernisie-
rung im Pflegeheim Bad 
Radkersburg wurde die 
Nahwärmeversorgung 
auf Biomasse und Geo-
thermie über die Bad 
Radkersburger Quellen 
GesmbH umgestellt. Zur 
Warmwasseraufberei-
tung wurde eine Solaran-
lage installiert.

CO
2

15,9 TWh
an Energie beträgt die erzielte Gesamt-
ersparnis für mehr als 1000 Energiespar-
Contracting-Projekte (EPC), für die
Siemens verantwortlich zeichnet. CO2

596.000 
betragen die jährlichen Energie-  

und Wassereinsparungen durch die  
Modernisierung eines historischen  

Schwimmbads in Wien.

der Gemeinden halten Maßnahmen zur 
Energieeffizienz für ein wichtiges Thema.

91 %

88 % der Gemeinden  
sehen fehlende  
Budgets als  
Hindernis für  
die Umsetzung  
von Einsparmaßnahmen.

88 %

FO
TO

 //
 s

hu
tt

er
st

oc
k/

M
Pa

nc
he

nk
o

In Wiener Neustadt zeichnet Siemens für die 
Optimierung unterschiedlicher Gebäude mittels 
garantierter Energieeinsparung verantwortlich. 
Dazu gehören öffentliche Gebäude wie Schulen 
und Kindergärten sowie das Stadttheater und 
das Stadtmuseum. Die eingesparten Energiekos-
ten und Wertsteigerungen der Immobilien ent-
sprechen dabei einem Wert von rund 100.000 
Euro pro Jahr. Zu den Maßnahmen zählen unter 
anderem die Optimierung der Regelungstechnik, 
die Sanierung der Fenster, die Dämmung der 
oberen Geschossdecken, der Einbau von ener-
gieeffizienten Pumpen und die Umrüstung der 
Beleuchtung auf LED.

Um energieautonom zu werden, beschloss die 
Gemeinde St Andrä-Wördern den Energiever-
brauch in öffentlichen Gebäuden zu senken und 
diese mit erneuerbarer Energie zu versorgen. 
Die maßgeschneiderte Lösung dafür kommt 
von Siemens: ein Biomasseheizwerk mit einem 
Heizwasserpuffer von 15.000 Litern und einer 
Kesselleistung von 600 kW, das von lokalen 
Landwirten mit Waldhackgut gespeist wird. Da-
rüber hinaus garantierte Siemens der Gemeinde 
eine Energieeinsparung von 20 Prozent in den 
versorgten Gebäuden und kostenfreie Wartun-
gen sowie Ersatzinvestitionen über die Gesamt-
laufzeit von 20 Jahren.

Die Gemeinden müssen sich im Endeffekt nur 
eine Frage stellen: Wie wäre es denn, wenn sich 
die Gebäude in den Gemeinden künftig so intel-
ligent verhalten würden, dass sie einen Großteil 
ihrer Energiekosten selbst einsparen? Und wenn 
durch diese Energieersparnis gleich auch das 
Investitionsvolumen gedeckt wäre?

All das ist bereits möglich: Übergreifende 
Gebäudemanagementsysteme können Daten 
aufnehmen, diese analysieren und aus den 
Ergebnissen konkrete Maßnahmen zur Energie-
einsparung ableiten. 

STUDIE
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INVESTITION MIT ZUKUNFT

DER UNIMOG – 
EINZIGARTIG WIRTSCHAFTLICH

Der Unimog vereint modernste Nutzfahrzeug-Technologie und her-
ausragende System- und Geräteträgerkompetenz zu einem gelunge-
nen Gesamtkonzept.

K ommunale Aufga-
ben sind niemals 
erledigt: Unzählige 
kleine und große 
Arbeiten möch-

ten zuverlässig und schnell 
erledigt werden – allen voran 
Mähen, Mulchen und Gehölz-
pflege, Kehren, Reinigen sowie 
Laden und Transportieren. 

Hier bringt der Unimog 
seine Vielseitigkeit ins Spiel. 
Denn der Geräteträger kann 
dank seiner standardisierten 
hydraulischen, mechanischen 
und elektrischen Schnittstel-
len eine Vielzahl von Geräten 
antreiben. Auch beim Thema 
Sicherheit gibt es keine Kom-
promisse. Der Unimog vereint 
Leistung mit Effizienz und 
sorgt so für extrem niedrige 
Lebenszykluskosten.

Wechsellenkung VarioPilot
Die beste Übersicht über 
den Fahr- und den Arbeits-
bereich bietet die praktische 
Wechsellenkung VarioPilot®. 
Sie erlaubt dem Fahrer ein 
Arbeiten auch auf der rechten 
Fahrzeugseite.

Vorteile VarioPilot:
•	 Optimale Sitzposition für 	

jeden Einsatzzweck, ganz 
egal ob links oder rechts.

•	 Unterstützt die 1-Mann-
Bedienung und verbes-
sert die Wirtschaftlichkeit, 
besonders bei Arbeiten 
wie Mähen und Kehren

•	 Ideale Sicht auf den rech-
ten Arbeitsbereich

•	 Ausstieg zur verkehrsab-
gewandten Seite bietet 
Sicherheit für den Fahrer

EasyDrive
Der synergetische Fahrantrieb 
EasyDrive ermöglicht stufenlo-
ses Fahren bis zu 50 km/h im 
Arbeitseinsatz und den Wech-
sel zwischen hydrostatischem 
und mechanischem Antrieb 
während der Fahrt. So kann 
individuell je nach Einsatzart 
die geeignete Kraftübertra-
gung frei gewählt werden und 
der Fahrer den optimalen 
Wirkungsgrad seines Fahrzeu-
ges erreichen. Das senkt die 
Betriebskosten und steigert 
die Effizienz des Fahrzeuges.

Verbrauchsvorteil 
des Unimog
Der Unimog wurde von der 
DLG geprüft und mit dem 

Prüfbericht 6392 anerkannt. 
Als Ergebnis lässt sich ein 
Verbrauchsvorteil von bis zu 
22 % bei Transportarbeiten 
ermitteln. Die Werte wur-
den ermittelt durch die DLG 
Powermix-App und beziehen 
sich auf die Leistungsklasse 
von 250 bis 310 PS mit jeweils 
50% leichten und 50% schwe-
ren Transportarbeiten.

Einzigartigkeit durch viele 
gute Eigenschaften
Wirklich einzigartig ist der 
Unimog, weil er sehr viele gute 
Eigenschaften hat. Die hohe 
Verkehrssicherheit wird nicht 
nur durch ALB und ABS sowie 
der sehr guten Spurtreue er-
reicht, sondern auch durch das 
geringe Vorbaumaß und die 
große Frontscheibe. Hier hat 
der Fahrer jederzeit die beste 
Übersicht. Auch die Gesund-

heit des Fahrers wird durch 
den luftgefederten Sitz mit 
3-Punkt-Sicherheitsgurt nach-
haltig gesichert. Weitere Vortei-
le bietet die 2-stufige High-
Performance-Motorbremse, 
die das Fahrzeug verschleißfrei 
bremst. Nicht zu vergessen 
sind die langen Wartungsinter-
valle und die geringen Kosten 
für die Ersatzbeschaffung der 
Kommunalbereifung.

www.unimog.at

Der Unimog gilt für die gesamte Fahrzeug-
klasse an Geräteträgern hinsichtlich Produk-
tivität, Effizienz und Umweltfreundlichkeit 
gleichermaßen als der Maßstab schlechthin. 
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Der Unimog im Einsatz mit der 
Trilety-Kehrmaschine. 
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D er Frühling hält 
Einzug im Land. 
Und mit ihm fällt 
der Startschuss 
für zahlreiche 

Aktivitäten in den heimischen 
Gemeinden. Damit jede Ver-
anstaltung, alle Programme 
in Sport- und Freizeitanlagen 
oder auch die Unterneh-
mungslust in Schulen oder 
Kindergärten wirklich zum 
Genuss wird, braucht es neben 
entsprechenden Angeboten 
und pfiffigen Ideen vor allem 
eines: SICHERHEIT.

Aktuelle Sicherheitsstan-
dards verlangen regelmä-
ßige Inspektionen von An-
lagen, zum Beispiel Spiel- und 
Sportplätzen, Veranstaltungs-
zentren etc., durch fachkundi-
ge Personen. 

TÜV AUSTRIA verhilft mit 
zahlreichen sicherheitstech-
nischen Dienstleistungen 
den Gemeinden zum ent-
scheidenden Plus in Sachen 

Sicherheit für Bewohner und 
Gäste. Unsere Experten verfü-
gen über langjährige Kompe-
tenz und Sachkunde, bieten 
maßgeschneiderte Lösungen 
für sämtliche Anforderungen 
an und unterstützen Gemein-
devertreter in der Minimierung 
ihres Haftungsrisikos. Das 
betrifft beispielsweise auch 
die Trinkwasserhygiene oder 
allgemeine Hygienestandards 
in Schulen und Kindergärten. 

Mit unserer Veranstaltungs-
reihe „Rechtssichere 
Gemeinden“, mit der wir im 

Jahr 2017 durch Österreichs 
Kommunen touren, wollen 
wir Gemeindevertretern einen 
Überblick über relevante 
gesetzliche Regelungen geben 
und bei der Erstellung des 
Konzepts für eine rechtssiche-
re Gemeinde unterstützen.

Informieren Sie sich über 
die nächsten Zwischen-
stopps unseres Infoteams. 
(siehe Kasten rechts) Wir freu-
en uns auf Ihren Besuch! 

TÜV AUSTRIA.  
Einfach sicher.

EIN STARKER PARTNER FÜR ÖSTERREICHS GEMEINDEN

TÜV AUSTRIA INFORMIERT 
ÜBER RECHTSSICHERHEIT

Von der Sicherheit auf dem Spielplatz, über Gefahrenvermeidung 
beim Sport, bis hin zu sicher ausgerichteten Veranstaltungen in der 
Gemeinde: Der TÜV AUSTRIA unterstützt österreichweit Gemeinde-
verantwortliche (rechts) in Fragen der Rechtssicherheit.

Mit der Veranstal-
tungsreihe „Rechts-
sichere Gemeinde“  
tourt TÜV AUSTRIA 
durch ganz Österreich 
und erklärt Gemein-
devertretern wichtige 
und relevante  
Gesetzesregelungen.

MELDEN SIE SICH AN!

Für weitere Informationen und 
die Anmeldung zur Veranstal-
tungsreiche „Rechtssichere 
Gemeinden“ wenden Sie sich 
bitte an:

˵˵ Diana Knabe 
diana.knabe@tuv.at 
˵˵ www.tuv.at
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Schweizer Bahn prüft Einsatz  
fahrerloser Züge
Die Schweizerischen Bundesbahnen (SBB) prüfen den Einsatz fahrerlo-
ser Züge. Das sei eines von vielen Projekten im Rahmen der fortschrei-
tenden Digitalisierung, sagte SBB-Chef Andreas Meyer Mitte Februar 
nach einem Bericht auf ORF-Online in Zürich. 
Mit effizienter Bahntechnik will er die Kapazität des Netzes um 30 Pro-
zent erhöhen. „Mit der Bahntechnik der Zukunft lässt sich das Bahnsys-
tem effizienter nutzen. Ab 2025 erlaubt sie den Einsatz von mehr Zügen, 
einen dichteren Fahrplantakt, weniger Störungen, eine bessere Funkver-
bindung und eine genauere Kundeninformation im Störungsfall“, teilten 
die SBB mit. Das Unternehmen arbeitet an einem neuen digitalen Stell-
werk, will Rolltreppen, Lifte und Licht in Bahnhöfen demnächst fern-
steuern und Frachtkunden Temperatur und Erschütterungen der Waggons 
übermitteln, in denen ihre Ware transportiert wird.
Die SBB betreiben rund 3000 Kilometer Streckenlänge. Sie verlaufen 
wegen der Berglandschaft teils in schwierigem Terrain.
 

http://orf.at//stories/2379195/

Nützen, schützen, 
lenken
 
Das Ökosoziale Forum 
hat den Ökosozialen 
Bodenkompass veröf-
fentlicht, der für Bürger-
meisterInnen und Gemein-
derätInnen ein Leitfaden für 
Bodenschutz und nachhal-
tiges Flächenmanagement 
sein soll. Der Bodenkompass 
schließt an die erfolgreiche 
Kompass-Reihe an, mit der 
lokale Akteure für ökosoziale 
Politik sensibilisiert werden 
sollen. Bisher sind der Ökoso-
ziale Gemeindekompass und 
der Ökosoziale Mobilitäts-
kompass erschienen.
www.oekosozial.at

Fahrerlos, aber nicht 
führerlos: Die Digitalisie-
rung macht‘s möglich.
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Neue  
Vertriebsleitung 

bei Stangl
Die Geschäftsführung der 
Stangl Reinigungstechnik 

GmbH. komprimiert die bis-
herigen Vertriebsstrukturen 

und fasst die Vertriebsleitung 
für die Geschäftsbereiche 

Reinigungstechnik und Kom-
munaltechnik zusammen. 

Neuer Vertriebsleiter für beide 
Bereiche wird Harald Vogl, 

der seit 2001 im Unterneh-
men ist. In dieser Zeit konnte 
sich Stangl auch beim relativ 

jungen Geschäftsbereich 
Kommunaltechnik eine füh-
rende Stellung in Österreich 

erarbeiten.

BEST PRACTISE  
PERSONALIA

Harald Vogl übernimmt 
Vertriebsleitung.

NEWS
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Transparente Gemeinden
Auf   www.gemeindefinanzen.at   sind nun die 
Finanzdaten aller österreichischen Gemeinden 
frei zugänglich – einfach per Mausklick. Die 
aktuellen Zahlen (jene aus dem Rechnungsjahr 
2015) stehen ab sofort auf dieser Online-Trans-
parenzplattform der Kommunalkredit Austria 
und des Österreichischen Gemeindebundes zur 
Verfügung. Das Besondere an www.gemeindefi-
nanzen.at: Die Plattform ermöglicht die umfas-
sende Analyse der Finanzdaten für jede einzelne 
Gemeinde auf Basis von Einnahmen und Aus-
gaben, Mittelherkunft, Mittelverwendung und 
Ausgaben nach Voranschlagsgruppen.

Infos unter: www.gemeindefinanzen.at

Norwegen: User müssen 
lesen vor kommentieren

Das norwegische Medienunternehmen 
NRKbeta will gegen Hasskommentare im 
Internet vorgehen: Auf seiner Website muss 
laut einem Bericht auf ORF-Online jeder, der 
einen Artikel kommentieren will, zunächst 
drei Fragen zum Textinhalt beantworten. 
Ziel sei es, dass Nutzer, die sich über einen 
Artikel empörten, durch die neue Methode 
noch einmal innehalten müssen, bevor sie 
einen wütenden Kommentar verfassen, so 
der Verantwortliche. 

21,7 %
Lohnunterschiede weiterhin 
hoch. Frauen verdienten 2015 
in der Privatwirtschaft brutto 
pro Stunde um 21,7% weniger 
als Männer; 2006 waren es noch 
25,5%. Im EU-Vergleich liegt 
Österreich aber nach wie vor 
deutlich über dem europäischen 
Durchschnitt (16,3%), wie die 
Statistik Austria anlässlich des 
Internationalen Frauentags am  
8. März zeigte.

Mit ihren umfas-
senden Daten und 
der leichten Bedien-
barkeit ist die Platt-
form ein wichtiges 
Planungstool für 
Gemeinden.“
Alois Steinbichler, 
Kommunalkredit- 
Vorstandsvorsitzender
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Auf der einen Seite Tradi-
tionen wie „Gungler“ und 
„Schofschied“, auf der 
anderen Seite ein weltum-
spannender High-Tech-
Konzern wie Koch-Media. 
Im kleinen Tiroler Ort Hö-
fen im Außerfern jongliert 
Bürgermeister Vinzenz 
Knapp mit zwei völlig un-
terschiedlichen Welten. 

 NAME:			   VINZENZ KNAPP

 ALTER:			   58

 GEMEINDE:		  HÖFEN

 EINWOHNERZAHL:	 1207 (1. JÄNNER 2016)

 BÜRGERMEISTER SEIT:	 1998

 PARTEI:			  PARTEILOS
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NAHAUFNAHME

„DIESEN JOB  
MUSS MAN SICH 
ANTUN WOLLEN“ 
Wenn man Höfen googelt, bekommt man 
zuerst den Eindruck eines Tourismusorts. Aber 
wenn man weiter schaut, ist da mehr. Wie wür-
dest du deine Gemeinde charakterisieren?
Wenn schon, dann sind wir ein kleiner Touris-
musort, nicht zu vergleichen mit den großen wie 
Lech oder Sölden. Aber wir haben die Bergbah-
nen (die Hahnenkammbahn, Anm. d. Red.), wir 
haben einen kleinen Flugplatz, Privatzimmer-
vermietung und ein paar kleinere Gasthäuser – 
insofern sind wir ein Tourismusort. 

Gibt es genug Wohnraum für die Jungen? Zie-
hen viele weg aus Höfen?
Wir haben schon einen Abzug in die Ballungs-
zentren – was bei uns drei Kilometer nach 
Reutte bedeutet ... Im Grunde sind wir in einer 
misslichen Situation. Wenn die Jungen einmal 
weg sind, kommen sie kaum mehr zurück, weil 
verfügbare Baugründe alle in Privatbesitz sind. 

Der Internationale Konzern Koch-Media hat 
seinen Sitz in Höfen. Gibt‘s also mehr Einpend-
ler oder mehr Auspendler?
Das wird ungefähr 50:50 sein. Es ist ja nicht nur 
Koch-Media mit 250 Arbeitsplätzen bei uns, 
sondern in Reutte auch das Plansee-Werk mit 
2500 Mitarbeitern, wo viele Höfener arbeiten. 

Auf der Gemeindehomepage zeigen Fotos den 
„Gunglereinzug“. Was sind die Gungler? 
Die Gungler sind unser Faschingsverein. Der 
Begriff Gungler kommt von „Gunglhos“ und 
das leitet sich von früher ab, wo die Leute zum 
Fasching nicht in den Gasthäusern, sondern in 
den Stuben zum Tanzen zusammengekommen 
sind – das war ja damals viel strenger geregelt. 
Aber wo „Gunglhos“ herkommt, da bin ich auch 
überfragt.

Seit kurzem findet auch die „Schofschied“ in 
Höfen statt. Was bedeutet so eine Traditions-
veranstaltung für den Ort, der ihn organisiert?
Die Schofschied, also wenn die Schafe von den 
Almen herunterkommen und wieder aufgeteilt 
wurden, war seit Menschengedenken im Nach-
barort Lech-Aschau. Aber nachdem dort immer 
weniger Leute waren und der Aufwand der 
Organisation mit dem großen Zelt immer größer 
wurde, wurden Alternativen gesucht. Und so 
sind die Organsatoren auf Höfen gekommen.

100 Prozent der Stimmen bei der Bürgermeis-
ter-Direktwahl 2016 sind ein bemerkenswertes 
Wahlergebnis – wie fühlt man sich, wenn man 
so ein in einer Demokratie eher unübliches 
Ergebnis einfährt? 
Es stimmt ja so nicht. Und ich weiß auch nicht, 
warum das in der Presse immer so herumgeis-
tert. Ich war bei der letzten Wahl der einzige 
Kandidat, und 79 Prozent der Wahlberechtigten 
haben für mich gestimmt. Ich hatte nie 100 Pro-
zent der Stimmen.

Wie schaut es auf Sicht mit Nachfolgern aus?
Es ist derzeit kein anderer Kandidat spürbar, der 
den Job machen würde. Bürgermeister sein ist 
einfach eine Herausforderung. Die Vereinbarkeit 
mit dem Beruf ist wirklich nicht einfach. Du 
musst dir den Job antun – und antun wollen! 

Der Mensch hinter 
dem Bürgermeister

ZUHAUSE BEDEUTET  
FÜR MICH ...
... Familie, Wohlfühlen, ge-
borgen sein.

EIN ERFÜLLTES LEBEN 
HEISST FÜR MICH ...
... Erfolg haben.

GEMEINDE IST FÜR  
MICH …
… generell ist das kommu-
nale Leben für mich sehr 
wichtig.

WENN ICH EINEN 
WUNSCH FREI HÄTTE, 
WÄRE DAS ...
... gesund bleiben und noch 
lange Bürgermeister bleiben.

DAVOR HAB‘ ICH ANGST: 
Da fällt mir nichts ein.

WIE WÜRDEN SIE SICH 
MIT EINEM WORT SELBST 
BESCHREIBEN?
Gerechtigkeitsliebend.

 
MEIN LEBENSMOTTO LAUTET 
SCHUSTER BLEIB BEI  
DEINEM LEISTEN.“

 NAME:			   VINZENZ KNAPP

 ALTER:			   58

 GEMEINDE:		  HÖFEN

 EINWOHNERZAHL:	 1207 (1. JÄNNER 2016)

 BÜRGERMEISTER SEIT:	 1998

 PARTEI:			  PARTEILOS

Das ganze Interview mit  
Vinzenz Knapp auf http://
kommunal.at/artikel/diesen-
job-muss-man-sich-antun-
wollen/

PORTRAIT

KOMMUNAL   04/2017  //  73

  LAND & LEUTE  



A lles neu in der Gemeindefinanzierung 
heißt es im Land Oberösterreich. Auf 
Empfehlungen des Landesrechnungshofs 

basierend, wird die Verteilung der Bedarfszu-
weisungsmittel an die Gemeinden auf vier neue 
Säulen gestellt. Nachdem schon im Jänner 2017 
erste Details bekannt wurden, haben am 16. 
Februar 2017 Landesrat Max Hiegelsberger, Lan-
desrätin Birgit Gerstorfer, Landesrat Elmar Pod-
gorschek, OÖ Gemeindebund-Präsident LAbg. 
Bgm. Hans Hingsamer und der Direktor für In-
neres und Kommunales, Dr. Michael Gugler, das 
neue Modell im Detail in Linz präsentiert. Ziel 
der Reform ist, die Mittel nach objektiven Krite-
rien transparent und zielorientiert zu vergeben. 
Für Gemeinden soll dadurch größtmögliche 
Planungssicherheit geschaffen werden. 

Hans Hingsamer: „Seit Jahren hat der OÖ Ge-
meindebund die Vorteile einer Gemeindefinan-
zierung nach dem Modell Salzburgs aufgezeigt 
und gefordert. Landesrat Hiegelsberger hat diese 
Wünsche aufgegriffen und über seinen Auf-
trag wurde das Projekt Gemeindefinanzen NEU 
entwickelt. Mit Beginn des Jahres 2018 beginnen 
damit neue Zeiten für die oberösterreichischen 
Gemeinden. Gemeinden sind dann nicht mehr 
Bittsteller, sondern Partner eines Systems, bei 
dem Transparenz, Fairness und Berechenbarkeit 
die Grundlage für eine erfolgreiche Gemeinde-
entwicklung sein werden. Jede Gemeinde weiß 
im Vorfeld, mit welchen Mitteln bei der Pro-
jektfinanzierung zu rechnen ist. Jede Gemeinde 
bekommt mit dem Strukturfonds oder auch 
Härteausgleichsfonds eine Mindestausstattung 

Oberösterreichs Gemeindefinanzierung wird ab 2018 auf völlig neue 
Beine gestellt. Das „Bittstellen“ vor dem jeweils zuständigen Landes-
rat soll einem transparenten Zuweisungsmodell weichen. Das Geld 
aus den Bedarfszuweisungen soll aus vier Töpfen verteilt werden.

Mit Beginn 
2018 sind  
Gemeinden 
nicht mehr 
Bittsteller,  
sondern  
Partner eines 
Systems, bei 
dem Transparenz, 
Fairness und 
Berechenbarkeit 
im Vordergrund 
stehen.“
Hans Hingsamer, 
Präsident des oberösterrei-
chischen Gemeindebundes

an Finanzen. Die Mindestausstattung ist dann 
eine ganz wesentliche Basis für mehr Autonomie 
in den Gemeinden. Es soll dann keine Abgangs-
gemeinden mehr geben. Diese Finanzausstat-
tung bedingt aber eine besondere Verantwortung 
der handelnden Entscheidungsträger in den 
Gemeinden. Wer bereit ist, eine entsprechende 
Eigenverantwortung an den Tag zu legen, wird 
besser wirtschaften können. Wer dazu nicht be-
reit ist, wird aber mit größeren Problemen rech-
nen müssen. Die Gemeinden bekommen einen 
viel größeren Entscheidungsspielraum. Kaum 
eine andere Maßnahme unterstützt föderales 
Handeln so stark wie dieses Projekt. Ein sorgsa-
merer Umgang mit den Finanzmitteln wird aber 
dort und da notwendig sein. 

Zusätzlich unterstützt der Regionalisierungs-
fonds die Zusammenarbeit der Gemeinden und 
gibt jenen Gemeinden mehr Geld, die bereit 
sind, in der Aufgaben- und Dienstleistungserfül-
lung die Probleme gemeinsam zu lösen. 

Diese Neuorganisation der Mittelverteilung 
ist gerade jetzt notwendig. Im neuen Finanzaus-
gleich wurde fixiert, dass in den Bundesländern 
ein zusätzlicher, den Aufgaben entsprechender 
Ausgleich herzustellen ist. Das geschieht damit. 
Danke an alle, die hier mitgearbeitet haben.“ FO
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OBJEKTIV, TRANSPARENT, 
ZIELORIENTIERT
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Direktor HR Dr. Michael Gugler, IKD, Landesrat Elmar Podgorschek, Landesrätin  
Birgit Gerstorfer, Landesrat Max Hiegelsberger und LAbg. Johann Hingsamer,  
Präsident des OÖ Gemeindebundes, präsentieren das neue Modell der  
Gemeindefinanzierung.

ZIELE DER  
GEMEINDE- 
FINANZIERUNG  
NEU:

˵˵ Stärkung der Ge-
meindeautonomie
˵˵ Steigerung des kom-
munalpolitischen 
Spielraums
˵˵ Erhöhung der Pla-
nungssicherheit in 
den Gemeinden
˵˵ Stärkung der Ge-
meinden durch 
Basisförderung
˵˵ Stärkung der Wirt-
schaftlichkeit und 
Eigenverantwortung
˵˵ Maximierung der 
Objektivität, Trans-
parenz und Ziel-
orientierung durch 
einheitliche und 
nachvollziehbare 
Förderkriterien

Mehr auf www. 
ooegemeindebund.at

Fondsmodell auf vier Säulen. Im Zentrum der 
Gemeindefinanzierung NEU steht ein Fondsmo-
dell verbunden mit einer verstärkten Beratungs- 
und Serviceleistung durch das Land Oberöster-
reich. Diese Säulen sind: der Strukturfonds, der 
Härteausgleichsfonds, der Regionalisierungs-
fonds und der Projektfonds.

Vom Strukturfonds sollen alle Gemeinden 
profitieren. Zur Verteilung stehen in Summe 
Budgetmittel in Höhe von 66 Millionen Euro zur 
Verfügung: 60 Millionen Euro Bedarfszuwei-
sungsmittel und sechs Millionen Euro Landes-
zuschüsse aus der Strukturhilfe. Diese Budget-
mittel sollen quartalsweise und vorab an die 
Gemeinden verteilt werden. Der Sockelbetrag 
für jede oberösterreichische Gemeinde beträgt 
30.000 Euro, unabhängig von deren Finanzkraft 
(insgesamt 13,170 Millionen Euro). Die Vertei-
lung der übrigen Mittel erfolgt nach folgenden 
Kriterien: Allgemeine Verwaltungsleistungen 
(nach Einwohnerzahl), Kinderbetreuung und 
Pflichtschulaufgaben (nach Anzahl der 0- bis 
14-Jährigen), Gemeindestraßen inkl. Winter-
dienst (je Straßenkilometer), Güterwege inkl. 
Winterdienst (je Straßenkilometer), Tourismus-
aufgaben (bei Gemeinden mit mehr als 10.000 
Nächtigungen). 

Ziel des Härteausgleichsfonds ist es, allen 
Gemeinden einen ausgeglichenen Haushalt 
zu ermöglichen. Für Gemeinden, die trotz der 
neuen Basisförderung aus dem Strukturfonds 
keinen Ausgleich erreichen können, wird der 
Härteausgleichsfonds eingerichtet. Er wird mit 
zehn Millionen Euro ausgestattet sein. Es erfolgt 
eine enge Begleitung und Beratung der Gemein-
den im Rahmen des Gemeindeservices. 

Der neue Regionalisierungsfonds wird mit 
jährlichen Bedarfszuweisungsmitteln von bis zu 
15 Millionen Euro dotiert. Er dient der Anreiz-
schaffung für kommunale Projekte im Zusam-
menhang mit Kinderbetreuungsstätten, dem 
Pflichtschulbereich, Amtsgebäuden, Bauhöfen, 
Veranstaltungsräumen, Bädern, Sportanlagen 
und Feuerwehrzeugstätten. Förderfähig sind 
regionale bzw. gemeindeübergreifende Koope-
rationsprojekte.

Der größte Fonds wird mit 70 Millionen Euro 
der Projektfonds. Mit diesem Fonds unterstützt 
das Gemeinderessort nach objektiven und 
transparenten Förderrichtlinien Gemeindepro-
jekte in den kommunalen Kernbereichen. Im 
Sinne der Deregulierung werden gleichzeitig die 
Förderprozesse modernisiert, vereinfacht und 
dereguliert.

Grundlegende Änderung, die mit dieser Re-
form verbunden ist, ist, dass künftig schon die 
Voranschläge der Gemeinden bereits intensiver 
geprüft werden. Neben der Aufwandsverein-
fachung für die Gemeinden, der durch den 
finanziellen Spielraum entsteht, kommt es zu 
einer Vereinfachung der Verwaltungsabläufe im 
Gemeinderessort. Diese Vereinfachung begrün-
det sich darin, dass die Förderung von Klein-
projekten nun direkt durch die Finanzierung aus 
dem Strukturfonds abgewickelt werden kann. 
Die 5000-Euro-Grenze beim Investitionsvolu-
men oder der 18-Euro-Erlass für Abgangsge-
meinden - sie durften nicht mehr als 18 Euro pro 
Einwohner für freiwillige Ermessensausgaben 
verwenden - sollen ab dem 1. Jänner 2018 der 
Vergangenheit angehören. FO
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Ein Urteil des Salzburger Landesverwaltungsgerichts zeigt, dass 
Standes- und Bezirksverwaltungsämter stärker auf die Entfernung 
von Adelsbezeichnungen im Personenstandsregister achten müssen.

TEXT / Carina Rumpold

In Österreich gibt es seit 1919 offiziell keinen 
Adel mehr. Seit damals werden schrittweise 
Adelsbezeichnungen wie „Von“, „Durch-

laucht“ oder „Herzog“ aus offiziellen Dokumen-
ten entfernt. In Salzburg strich die Behörde einer 
Frau bei der Passbeantragung den Namenszusatz 
„von“. Sie berief dagegen mit der Begründung, 
dass das „von“ eher die Herkunft der Familie 
ihres deutschen Ehemannes beschreibt und 
auch ihre Kinder den Namenszusatz tragen. Als 
Argument brachte sie auch vor, dass bekannte 
Personen wie Alexander Van der Bellen ebenfalls 
ein (auf Deutsch übersetztes)„von“ im Namen 
tragen dürfen.

Das Salzburger Landesverwaltungsgericht, wo 
die Beschwerde landete, folgte aber der bishe-
rigen Rechtsprechung und stellt fest, dass die 
Salzburger Behörden korrekt gehandelt haben. 
Das Gericht hielt fest, dass hier ausschließlich 
österreichisches Recht anzuwenden ist, da die 
Dame österreichische Staatsbürgerin ist und dass 
auch die Behörde verpflichtet ist, im Zentralen 
Personenstandsregister den Zusatz zu berichti-
gen.

Noch viele Adelige im Personenstandsregis-
ter.  Das BMI schätzt auf Anfrage der Salzburger 
Nachrichten, dass noch mehr als 1000 Personen 
in Österreich mit Adelsbezeichnungen eingetra-
gen sind. Genau kann man das noch nicht sagen, 
da die Zusammenführung der analogen Staats-
bürgerschaftsbücher in das virtuelle Zentrale 
Personenstandsregister noch nicht vollständig 
abgeschlossen ist. Das Urteil macht aber klar, 
dass Standesämter und Bezirksverwaltungsbe-
hörden bei Ummeldungen des Wohnsitzes, bei 
Beantragung des Passes oder bei Hochzeiten etc. 
diese Daten berichtigen müssen.

ADELSTITEL & NAMENSZUSÄTZE

DIE ZUSÄTZE  
MÜSSEN WEG

Wie Adelstitel korrekt berichtigt werden, ha-
ben Franz Schefbaumer und Stefan Fuchs vom 
Salzburger Magistrat in einem Gastkommen-
tar auf Kommunalnet.at dargelegt. Die beiden 
haben eine Vielzahl an Berichtigungen von 
Adelszusätzen durchgeführt und klären in dem 
Gastbeitrag, worauf in der Praxis zu achten ist 
und dass höchste Sorgfalt besonders wichtig ist, 
weil es oft zu Einwendungen kommt.  

https://www.kommunalnet.at/index. 
php?id=35&no_cache=1&tx_news_
pi1[news]=15486

Egal wie alt die Urkunde 
oder auch der Adel ist:  
In Österreich gilt öster-
reichisches Recht.

DAS ADELSAUF-
HEBUNGSGESETZ

Mit dem Gesetz über die 
Aufhebung des Adels, der 
weltlichen Ritter- und Da-
menorden und gewisser 
Titel und Würden, wurden 
der Adel, seine äußeren 
Ehrenvorzüge sowie bloß 
zur Auszeichnung verlie-
hene, mit einer amtlichen 
Stellung, dem Beruf oder 
einer wissenschaftlichen 
oder künstlerischen 
Befähigung nicht im 
Zusammenhang stehende 
Titel und Würden und 
die damit verbundenen 
Ehrenvorzüge österreichi-

scher Staatsbürger mit 
Wirkung vom 10. April 
1919 aufgehoben. Das 
Adelsaufhebungsgesetz 
gilt gemäß Artikel 149 
Absatz 1 des Bundes-
Verfassungsgesetzes 
(B-VG) als Verfassungs-
gesetz. Aufgrund des 
Adels-aufhebungsgesetzes 
erging die Vollzugsanwei-
sung des Staatsamtes für 
Inneres und Unterricht 
und des Staatsamtes für 
Justiz, im Einvernehmen 
mit den beteiligten Staats-
ämtern vom 18. April 
1919, über die Aufhebung 
des Adels und gewisser 
Titel und Würden, StGBl. 
237/1919. Sie enthält die 
näheren einschlägigen 
Bestimmungen. Nach § 2 
der Vollzugsanweisung gilt 
für alle österreichischen 
Staatsbürger als aufgeho-
ben ... unter anderem 
das Recht zur Führung 
des Adelszeichens „von“.

QUELLEN: ris.bka.gv.at, jusline.at, 
austria-forum.org, wikipedia, 

SALZBURG
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D iese Kultur ist für  Hirnforscher Prof. Dr. 
Gerald Hüther die Basis für eine zukünftige 
Gemeinde- und Gemeinschaftsentwick-

lung. Sein Impulsvortrag „Kommunale Intel-
ligenz“ steht im Mittelpunkt einer Tagung am 
7. Oktober von 14.00 bis 19.30 Uhr im Odeion, 
Salzburg. Der Veranstalter, die freie Vereinigung 
„Lebenswerte Gemeinde … Lebenswertes Ös-
terreich“, möchte im Sinne Hüthers 10 Modell-
dörfer in Österreich schaffen und bietet daher 
VertreterInnen aus 10 vorbildhaften Gemeinden 
die Möglichkeit einer kostenfreien Teilnahme 
(siehe „Anmeldung für Gemeinden“).   

„Nicht die Politik bzw. Gemeindeverwaltung 
ist verantwortlich, dass es uns gut geht. Die 
Lebensqualität schaffen wir uns selbst“, sagt 
Initiator Georg Dygruber. Deshalb werden bei 
der Tagung „Kommunale Intelligenz als Schlüs-
sel zur WIR-Gesellschaft“ neben Gemeinde-
vertreterInnen auch zahlreiche Teilnehmende 
aus zivilgesellschaftlichen Organisationen ihre 
Projekte präsentieren (Programm auf der Inter-
netseite). „Wir müssen weg von der herrschen-
den Kultur der Ressourcenausnutzung hin zu 
einer Kultur, in der die Potenziale des Einzelnen 
und die Potenziale, die in jedem Gemeinwe-

„Eine Kultur, in der jeder Einzelne spürt, dass er ge-
braucht wird, dass alle miteinander verbunden sind, 
voneinander lernen und miteinander wachsen können.“

7. OKTOBER: TAGUNG „KOMMUNALE INTELLIGENZ“

DER SCHLÜSSEL ZUR 
WIR-GESELLSCHAFT

sen stecken, auch tatsächlich entfaltet werden 
können“, meint Dygruber. Wie das funktio-
nieren könnte, wird  Prof. Dr. Gerald Hüther in 
seinem Referat erläutern. Zitat aus seinem Buch 
„Kommunale Intelligenz“: „Weiterentwick-
lung und damit auch echtes Wachstum sind 
zu jedem Zeitpunkt kommunaler Entwicklung 
möglich. Aber nicht durch mehr Einwohner, 
mehr Gewerbetreibende, mehr Kinder oder gar 
mehr Geld, sondern durch eine günstigere Art 
des Umgangs miteinander: durch intensivere, 
einander unterstützende, einander einladende, 
ermutigende und inspirierende Beziehungen 
aller in einer Gemeinde lebenden Bürger.“

Diese Erkenntnisse lassen sich gerade in 
kleinen Gemeinden wunderbar umsetzen, meint  
Prof. Helmut Mödlhammer als Botschafter der 
freien Vereinigung „Lebenswerte Gemeinde …
Lebenswertes Österreich“: „Heutzutage verlie-
ren die europäischen Werte des Humanismus 
an Wert, der wirtschaftliche Profit steht oft an 
erster Stelle einer Werteskala. Der Mensch sollte 
möglichst Konsument sein und ja nichts hinter-
fragen. Menschlichkeit und Solidarität gibt es im 
Großen offensichtlich nicht mehr. Diese Ent-
wicklung ist nicht erfreulich. Deshalb sollten wir 

ANMELDUNG FÜR 
GEMEINDEN 

Prof. Gerald Hüther will zehn 
Gemeinden als sogenannte 

„Leuchttürme“ genauer dar-
stellen; sie sollen Inspiration 
für andere Ortsgemeinschaf-

ten sein. Schreiben Sie uns: 
Welche Schätze gibt es in Ihrer 
Gemeinde und was macht sie 
zusammenfassend zu einem 

Leuchtturm?
Unter allen Einsendungen 

laden wir zehn Gemeinden 
mit jeweils zehn bis 20 Men-

schen am 7. Oktober 2017 
zur Tagung in das Odeïon ein. 
Das Odeïon Salzburg versteht 
sich als Kulturforum, das auf 
Partizipation und Integration 
Wert legt und bietet Platz für 
Kultur sowie politischen und 

gesellschaftlichen Diskurs. 
„Es sind nicht die Farben, 

die dieses Gebäude zu etwas 
Besonderem machen, es sind 
die Menschen“, lautet die Phi-

losophie dieses außergewöhn-
lichen Veranstaltungsortes.

ANMELDESCHLUSS  
IST DER 30. JUNI

Den Tagungsablauf  
finden Sie auf der  

Internetseite www. 
lebenswertegemeinde.at

Kontakt: Freie Vereinigung  
„Lebenswerte Gemeinde … 

Lebenswertes Österreich“
Georg Dygruber, Obmann,  

Tel. 0664 / 45 22 227
Web: www. 

lebenswertegemeinde.at 
Mail: info@ 

lebenswertegemeinde.at
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DAS „ZERO PROJECT“

Behinderung als Chance
Das Projekt wurde von der Essl Foundation im Jahr 2010 
von Martin und Gerda Essl begonnen. Das Zero Project 
(Aussprache in Englisch: „Siro Protschekt“) – will  eine 
Welt ohne (Null, Zero = Null) Barrieren.  Dabei orientiert 
sich das Projekt an der Konvention über die Rechte von 
Menschen mit Behinderungen der Vereinten Nationen 
(UNO).
Fakt ist, dass die Beschäftigung von Menschen mit Behin-
derung derzeit noch hauptsächlich als Sozialprojekt und 
zu wenig als wirtschaftliches Anliegen verstanden wird. 
Dadurch bleiben viele Chancen, viele Talente und auch 
hohe Sympathiewerte ungenutzt. 
Zudem sollen möglichst alle Menschen mit Behinderung 
die Möglichkeit und die Chance haben, durch eigene 
Arbeit – entsprechend den individuellen Fähigkeiten – ihr 
Einkommen zu verdienen  und damit Anerkennung zu 
haben und das Gefühl erfahren, gebraucht zu werden. 
Ein Weg dazu ist, dass UnternehmerInnen von anderen 
UnternehmerInnen erfahren, wie die Integration von 
Menschen mit Behinderung gut gelingen kann und über 
die damit zusammenhängenden rechtlichen und steuerli-
chen Rahmenbedingungen informiert werden.

Von März bis Juni 2017 finden in den österreichischen 
Landeshauptstädten Zero-Project-Konferenzen statt. 

Dort werden Erfolgsmodelle aus dem In- und Ausland 
präsentiert und diskutiert. Best-Practice-Beispiel, wo es 
gelungen ist, Menschen mit Behinderungen vollwertige 
Arbeitsplätze zu geben und gleichzeitig die Unternehmen 
aus Überzeugung dahinter stehen.
Die Zero-Project-Austria-Konferenzen werden zusammen 
mit der jeweiligen Landesregierung, Partner-Organisa-
tionen in den Bundesländern und Unterstützung des 
Bundesministeriums für Arbeit, Soziales und Konsumen-
tenschutz organisiert. Sie bieten großen und kleinen 
Unternehmen sowie allen anderen interessierten Orga-
nisationen die Möglichkeit, von den Besten zu lernen 
und über Umsetzmöglichkeiten und Verbesserungen der 
Rahmenbedingungen zu diskutieren.

Termine 2017 

˵˵ 9. Mai 2017 Salzburg, Residenz
˵˵ 11. Mai 2017 Klagenfurt, Messe
˵˵ 31. Mai 2017 Innsbruck, Landhaus
˵˵ 1. Juni 2017 Linz, Tabakfabrik

MEHR INFOS AUF  
https://at.zeroproject.org/ oder 
https://zeroproject.org

BARRIEREFREI

umso mehr schauen, wie wir als Gesellschaft 
kleine Räume vernünftig gestalten können. 
Kleine Gemeinden sind solche Räume, wo es 
noch möglich ist, Freud und Leid zu teilen und 
leichter den Gemeinwohlgedanken zu leben. 
Dazu ist es nötig, Verantwortung zu übernehmen 
und in vielen Bereichen anders zu denken. Ich 
freue mich sehr, dass Prof. Hüther mit seiner 
Akademie für Potenzialentfaltung mitwirkt. Sein 
Buch ,Kommunale Intelligenz‘ bringt aus meiner 
Sicht auf den Punkt was wir bräuchten, um eine 
zukunftsfähige Gesellschaft zu schaffen und die 
vielen Vorteile der kleinen Gemeinden für die 
Gesellschaft erlebbar zu machen.“ 

ÜBER DEN AUTOR
Prof. Dr. Gerald Hüther 
zählt zu den renommier-
testen Hirnforschern 
Deutschlands. Er wurde 
1951 in Gotha geboren, 
hat in Leipzig studiert 
und in Jena promo-
viert, bevor er zum 
Max-Planck-Institut für 
Experimentelle Medizin 
in Göttingen wechselte. 
Gerald Hüther interes-
siert sich vorwiegend für 
die frühen Erfahrungen 
im menschlichen Leben 
und deren Einfluss auf 
die Hirnentwicklung, 
wozu vor allem emoti-
onale Reaktionen wie 
Angst und Stress gehö-
ren. Seine Erkenntnisse 
veröffentlicht Hüther 
nicht nur für die Fach-
welt, sondern auch in 
– auch für Laien – gut 
zugänglichen Sachbü-
chern.
Mehr über Gerald 
Hüther erfahren Sie 
unter  
www.gerald-huether.de

DAS BUCH

„Kommunale Intelligenz.  
Potenzialentfaltung in  
Städten und Gemeinden“,   
Gerald Hüther
ISBN: 978-3-89684-098-1
Körber-Stiftung
www.koerber-stiftung.de

„Menschlichkeit und 
Solidarität gibt es im 
Großen offensichtlich 
nicht mehr. Deshalb 
sollten wir umso 
mehr schauen, wie 
wir als Gesellschaft 
kleine Räume ver-
nünftig gestalten 
können.“ Helmut 
Mödlhammer.
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S chlechte Fahrbahnzustände oder Sicht-
beeinträchtigungen, zum Beispiel durch 
Schilder, können Unfälle begünstigen 
oder sogar verursachen. Sicherheits-
überprüfungen von Experten – soge-

nannte Road Safety Inspections (RSI) – zeigen 
Mängel im Straßenraum auf. Die Durchführung 
der RSI dient der Unfallprävention und ist eine 
moderne Form der Qualitätssicherung, damit 
Österreichs Straßen auch künftig sicher bleiben. 
Mittels RSI wird das Straßennetz von Exper-
ten auf Fehler im Verkehrssicherheitsbereich 
geprüft. Bestehende Mängel eines Straßenab-
schnitts werden aufgezeigt und je nach Gefah-
renpotenzial bewertet - Problemstellen können 
durch den Straßenerhalter verbessert und beho-
ben werden. 	

Über 600.000 km für die Sicherheit. Seit dem 
Jahr 2003 wurden von Road-Safety-Inspektoren 
des KFV über 90 Straßen mit einer Gesamtlän-
ge von über 600.000 km überprüft. Aber nicht 
nur allein der Zustand der Straßen wird von den 
Experten überprüft, auch Baustellen werden 
mit Hilfe der RSI-Methode auf Linienführung, 
Beschilderungen etc. und folglich auf Sicherheit 
kontrolliert. 	

Überprüfung der Straßenabschnitte. Die RSI 
wird von Verkehrsbehörden oder Straßener-
haltern für einen bestimmten Straßenabschnitt 
eingeleitet. Dazu wird ein Expertenteam von 
Sicherheitsinspektoren beauftragt, die potenziell 

gefährdeten Straßen zu überprüfen. Inspektoren 
des KFV sowie aus anderen Institutionen führen 
in einer Vorbereitungsphase Unfalluntersu-
chungen durch. Zusätzlich werden Verkehrs-
stärken sowie die Verkehrszusammensetzung 
untersucht. Erhebungen wie Geschwindigkeits-, 
Abstands- oder lichttechnische Messungen 
können für die Untersuchung ebenfalls sinnvoll 
sein. Nach einer Besichtigung beziehungswei-
se Befahrung der zu untersuchenden Strecke 
werden alle Erkenntnisse (Untersuchungen und 
Befahrung) in einem Bericht zusammengefasst. 
Dieser beinhaltet sämtliche Angaben über den 
erforschten Straßenabschnitt, Befunde und 
Analysen der vorhandenen Unterlagen sowie 
Checklisten, in denen Mängel und Probleme 
festgehalten werden.

In einem nachfolgenden Gutachten werden 
Zustände eines mangelhaften Straßenabschnitts 
dargelegt und Maßnahmen zur Verbesserung 
vorgeschlagen. Abschließend werden die Ver-
besserungsvorschläge in einer Tabelle doku-
mentiert, die als Hilfsmittel für den Auftraggeber 
bzw. den Straßenerhalter dient. Zum Schluss 
wird der Bericht mit dem Auftraggeber bespro-
chen. Aufgezeigte Mängel können nun vom je-
weiligen Auftraggeber behoben oder andernfalls 
in einem Ausnahmebericht begründet werden, 
warum eine Mängelbehebung nicht erfolgt. 

Weitere Informationen finden Sie unter: http://
www.kfv.at/serviceangebote/verkehrstechnik/

Schon mehr als 600.000 Straßenkilometer wurden in Österreich mit Hilfe 
von Road Safety Inspections (RSI) geprüft. Ziel dieser Sicherheitsüber-
prüfungen ist Minimierung von potentiellen Unfallgefahren 

Wie die Schwachstellen im 
Straßennetz erkannt werden 
und was die Gefahrenstellen-

entschärfung bringt, erklärt 
das KFV (Kuratorium für 

Verkehrssicherheit). 

NACH DEM WINTER:

SICHERHEITSCHECK 
FÜR STRASSEN 

SICHERHEIT

Bestehende 
Mängel eines 
Straßenabschnit-
tes werden  
aufgezeigt und 
je nach Gefah-
renpotenzial 
bewertet.  
Problemstel-
len können 
durch den 
Straßenerhal-
ter verbessert 
und behoben 
werden.“
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Der Verwaltungsrat des Gemeinden-
verbandes hat eine Idee des Südtiroler 
Altbürgermeisterclubs aufgegriffen und 

beschlossen, alle zwei Jahre einen Förderpreis 
für wissenschaftliche Arbeiten über die Lokal-
körperschaften auszuloben.

Der Förderpreis soll wissenschaftliche 
Arbeiten würdigen, die sich mit rechtlichen, 
wirtschaftlichen, politikwissenschaftlichen, 
soziologischen, historischen oder kulturellen 
Fragestellungen im Zusammenhang mit den 
Südtiroler Gemeinden und Gebietskörperschaf-
ten auseinandersetzen. Eingereicht werden 
können Abschluss- und Forschungsarbeiten jeg-
licher Art, wobei als Voraussetzung festgeschrie-
ben wurde, dass die Arbeiten neu verfasst sein 
müssen und nicht bereits vor Jahren ausgearbei-
tet wurden. Die Arbeiten können in deutscher 
oder italienischer Sprache verfasst sein.

Eine Jury aus anerkannten Persönlichkeiten 
des akademischen sowie des öffentlichen Le-
bens bewertet die Arbeiten und macht dem Ver-
waltungsrat des Südtiroler Gemeindenverbandes 
einen Vorschlag für die Verleihung des Preises. 
Zum ersten Mal wird der Julius-Perathoner-
Preis anlässlich des Gemeindetags im Mai 2018 

verliehen werden. Die entsprechenden Arbeiten 
können bis zum 31. Jänner 2018 beim Südtiroler 
Gemeindenverband eingereicht werden.

„Der Preis ist mit 5000 Euro dotiert. Der Sie-
ger erhält zudem eine Urkunde, und auch eine 
Veröffentlichung der Arbeit ist geplant“, so der 
Präsident des Gemeindenverbandes, Andreas 
Schatzer. „Nachdem wir eine Zusammenarbeit 
mit den Universitäten von Bozen und Innsbruck 
sowie mit der Europäischen Akademie errei-
chen konnten, erwarten wir uns ein sehr hohes 
Niveau bei den eingereichten Arbeiten. Wir 
wünschen uns innovative Ansätze und konkrete 
Vorschläge, um neue Ideen in die öffentliche 
Verwaltung einfließen zu lassen“, so Andreas 
Schatzer.

Für Fragen kann man sich an den Südtiroler 
Gemeindenverband wenden. Alle nützlichen 
Informationen können außerdem auf der In-
ternetseite des Südtiroler Gemeindenverbandes 
eingesehen werden. 

Südtiroler Gemeindenverband | presse@gvcc.net | 
Tel. +39 0471 304655

Mit dem „Julius-Perathoner-Preis“ vergibt 
der Südtiroler Gemeindenverband künftig  
einen Förderpreis für wissenschaftliche 
Arbeiten, welche die Lokalkörperschaften 
betreffen. 

JULIUS-PERATHONER-PREIS

5000 EURO 
FÜR DEN ODER 
DIE SIEGER

HINTERGRUNDWISSEN

Der Preis ist nach Dr. Julius 
Perathoner benannt, der 
von 1895 bis 1922 Bürger-
meister von Bozen war. 
Während seiner 27-jäh-
rigen Amtszeit trug er 
wesentlich dazu bei, dass 
sich die Landeshauptstadt 
Bozen von einem kleinen 
Handelszentrum zu einer 
modernen mitteleuropä-
ischen Stadt entwickelte. 
Viele Bauten aus seiner 
Zeit prägen noch heute 
das Stadtbild, so etwa das 
Rathaus, verschiedene 
Schulgebäude, die Bahn 
nach Kohlern und die Pro-
menaden rund um Bozen. 
Auch die Gründung der 
Etschwerke und die Elek-
trifizierung der Stadt fallen 
in seine Zeit.FO
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BURGENLAND KÄRNTEN

Die Initiative „Deine 
Gemeinde – jung.aktiv.
innovativ“ soll Gemeinden, 
die Projekte für Jugendliche 
umsetzen, würdigen. 
Dazu gibt es einen Maß-
nahmenkatalog, aus dem 
die Gemeinden wählen und 
Punkte „sammeln“ kön-
nen.“ Die einzelnen Maß-
nahmen sind entsprechend 
gewichtet. Gemeinden, die 
mindestens 24 Punkt errei-
chen, wobei zumindest vier 
Aktivitäten durchgeführt 
werden müssen, können 

sich als „Deine Gemeinde“ 
auszeichnen lassen. 
Es können alle Maßnahmen 
und Projekte eingereicht 
werden, die seit dem Jahr 
2015 durchgeführt wurden 
bzw. auch für 2017 in Pla-
nung sind.  
Wichtig ist, dass dabei die 
„Jugendbeteiligung“ als 
zentrales Kriterium in allen 
Maßnahmen eingehalten 
wird und die Organisation 
dieser durch die Gemeinde 
zu erfolgen hat. 

Auszeichnung für  
Jugend-Gemeinden

Förderaktion für Gast- 
häuser wurde verlängert
Seit November 2016 gibt 
es eine Förderung für die 
Gasthäuser im ländlichen 
Raum. Was als Versuch 
gedacht war, wurde nun 
verlängert: Bis 30. Juni 2017 
können Wirte Anträge und 
Projekte einreichen. 25 Pro-
jekte liegen derzeit bereits 
beim Kärntner Wirtschafts-
förderungs-Fonds (KWF).
Die Förderung umfasst 
einen zinsenfreien ERP-
Kleinkredit mit sechs Jahren 
Laufzeit und einem Jahr 
tilgungsfrei sowie einen 

nicht rückzahlbaren KWF-
Zuschuss in Höhe von 20 
Prozent. Unterstützt werden 
nur Projekte in Gemeinden 
mit maximal 30.000 Ein-
wohnern.
Gefördert werden Neu-
investitionen zwischen 
10.000 und 300.000 Euro, 
wie beispielsweise Kü-
chenausgestaltungen, 
Sanitäreinrichtungen, 
Gastraumausstattungen und 
Gastraum-Außenbereiche 
wie Fassaden, Gastgärten 
oder Markisen und mehr. 
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Unterstützt werden nur Projekte in Gemeinden mit maximal 
30.000 Einwohnern.

Landesrätin Astrid Eisenkopf präsentierte die neue kommunal- 
politische Jugend-Initiative.

Ortsentwicklung mit 
Bürgerbeteiligung

Das Land Kärnten fördert 
Ortsentwicklungsprojekte, 
die mit Bürgerbeteiligung 
umgesetzt werden. Denn: 
„Die Gestaltung des öf-
fentlichen Raumes ist nur 
in Kooperation mit allen 
Beteiligten möglich“, sagt 
Landeshauptmann-Stell-
vertreterin Gaby Schaunig. 
Ein Rezept gegen sterbende 

Ortskerne gebe es nicht, 
man könne aber dagegen 
aktiv etwas tun.
Die Förderinitiative „Orts-
kernbelebung“ wurde vom 
Land Kärnten ins Leben ge-
rufen und wird auch finan-
ziell unterstützt. Gemeinden 
sollen gemeinsam mit der 
Bevölkerung und eventu-
ell begleitet von Experten 
über Schwerpunkte und 
Kreatives für ihren Ortskern 
nachdenken.

Masterplan zur  
Integration

In allen Bezirken des Bur-
genlandes soll es Inten-
sivsprachkurse geben. Das 
sieht der kürzlich gestartete 
Masterplan für Integration 
vor, der von der Volkshoch-
schule, dem BFI und dem 
WIFI in Kooperation mit der 
Burgenländischen Konfe-
renz der Erwachsenenaus-
bildung erarbeitet wurde. 

Eine Recherche der Men-
schenrechtsorganisati-
on SOS Mitmensch zu 
Deutschkursangeboten für 
Asylsuchende hat frappie-
rende Unterschiede zwi-
schen den Bundesländern 
zutage gefördert. Während 
Tirol, Wien und Salz-
burg vergleichsweise gute 
Sprachkursangebote bereit-
stellen, bilden Vorarlberg, 
Kärnten und das Burgen-
land die Schlusslichter. 
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NIEDERÖSTERREICH OBERÖSTERREICH

Blick vom Nebelstein auf das Waldviertel.

Die von Landwirtschaftsmi-
nister Andrä Rupprechter 
und der Plattform Forst Holz 
Papier gestartete Initiative 
„Holz verwenden ist gut für 
das Klima – wir machen 
unseren Wald klimafit!“ 
enthält Maßnahmen, bei 
denen es darum geht, den 
Klimaschutz mit der wirt-
schaftlichen Entwicklung 
zu verbinden. Dabei soll das 

Waldviertel eine Modell-
region für ganz Österreich 
werden. „Für das Wald-
viertel soll der Wald zum 
,Leitmotiv‘ werden, von 
dem die Wirtschaft genauso 
profitiert wie die Kultur, 
das Bildungswesen, das 
Gesundheitswesen und der 
Tourismus“, sagt Christof 
Kastner, Obmann des Wirt-
schaftsforums Waldviertel.
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Wald-Modellregion  
Waldviertel

Pensionistin sollte 
Straßen kehren

In Horn erhielt eine 84-jäh-
rige Mindestsicherungs-
bezieherin Post von der 
Stadtgemeinde. In dem Brief 
wurde sie darüber infor-
miert, dass sie jederzeit für 
die Erbringung „gemein-
nütziger Hilfstätigkeiten“ 
– wie z. B. Straßenkehren 
– herangezogen werden 
könne. Bei wiederholter 
Ablehnung müsse sie mit 
einer Leistungskürzung bis 
zu 100 Prozent rechnen. 
Mit Jahresbeginn wurde 

in Niederösterreich eine 
Änderung des Mindestsi-
cherungsgesetzes wirksam, 
die ein solches Vorgehen 
möglich macht.  
Rupert Dworak, Präsident 
des Verbandes sozialdemo-
kratischer Gemeindever-
treterInnen in Niederöster-
reich: „Dieser Unfug gehört 
sofort abgestellt. Denn das 
führt zur völligen Verunsi-
cherung bei den betroffenen 
Menschen.“
Bürgermeister Jürgen Maier 
(ÖVP) sprach gegenüber der 
APA von einem „bedauer-
lichen Fehler“. 

Tourismusorte meinen, dass der bürokratische Aufwand zu hoch 
ist.

Anzeigen wegen  
Zweitwohnsitz-Abgabe 
Das Land Oberösterreich 
hat 34 Gemeinden ange-
zeigt, weil diese die Zweit-
wohnsitz-Abgabe nicht 
eingehoben haben. Die be-
troffenen Gemeinden mei-
nen, dass der Aufwand, die 
Abgaben zu erfassen, viel 
größer ist als die tatsäch-
lichen Einnahmen. Bürger-
meister haben sich in der 
Folge an den Präsidenten 
des oberösterreichischen 

Gemeindebundes, Johann 
Hingsamer, gewendet. „Es 
geht ausschließlich um Tou-
rismusgemeinden; in diesen 
gibt es eine verpflichtende 
Tourismusabgabe für Zweit-
wohnsitze“, sagt Higsamer 
in den „OÖ Nachrichten“. 
Ein Bürgermeister habe ihm 
berichtet, dass es in seiner 
Innviertler Gemeinde um 
Gesamteinnahmen von 170 
Euro pro Jahr gehe. 

Arzt will wegen 
Apotheke zusperren

Der Gemeindearzt von 
Ohlsdorf im Bezirk Gmun-
den, Norbert Pammin-
ger, will seine Ordination 
schließen, weil im Ort eine 
Apotheke aufsperren soll. Er 
dürfte dann keine Haus-
apotheke mehr betreiben 
und würde die Hälfte seines 
Umsatzes verlieren, argu-
mentiert der Mediziner.
„Eine so große Landarztor-
dination kann ohne Quer-
finanzierung der Hausapo-

theke nicht überleben“, so 
Pamminger gegenüber ORF 
online. Er will dann in ei-
nem Krankenhaus arbeiten.
Während Bürgermeiste-
rin Christine Eisner und 
die Ärztekammer den 
Arzt unterstützen, hat die 
Apothekerkammer kein 
Verständnis: Es gebe viele 
Hausärzte, die weniger 
Patienten haben, ebenfalls 
über keine Hausapotheke 
verfügen und trotzdem eine 
gut funktionierende Praxis 
führen, heißt es dort. 
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SALZBURG STEIERMARK
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 salzburg.gv.at/tourismus 

Zwei Frauen taten sich im 
vergangenen Jahr zu-
sammen, um sich für das 
interkulturelle Miteinander 
in ländlichen Gemeinden  
zu engagieren. Was Andrea  
Folie und Katrin Reiter 
bereits unter ihrem Orga-
nisationsnamen IKULT mit 
150 Beteiligten begannen, 
dehnt sich nun auf sieben 
Pinzgauer Gemeinden aus – 
und nennt sich „Querbeet“. 
Seit heuer wird das auf zwei 
Jahre dotierte Projekt von 
der Gemeindeentwicklung 
im Salzburger Bildungswerk 
getragen.

„Querbeet fördert die In-
tegration mit zahlreichen 
Veranstaltungen. Men-
schen unterschiedlicher 
Herkunft werden bei den 
Treffen zusammengebracht, 
der Austausch gefördert, 
Begegnung und Verständnis 
gelebt. Der Leitgedanke ist, 
die Bürgerinnen und Bürger 
durch gemeinsame Kultur- 
und Bildungsprojekte mit 
regionalen und überregi-
onalen Kultur- und Bil-
dungsvereinen zu vernetzen 
– ganz unabhängig von 
ihrer Herkunft“, beschreibt 
Andrea Folie. 

Querbeet durch den  
Pinzgau

Andrea Folie und Katrin Reiter beim ersten Pinzgauer Querbeet-
Tag 2016.

Infrastruktur-Schwer- 
punkte in den Regionen
Bei Veranstaltungen in 
den steirischen Regionen 
wurde über die regionalen 
Entwicklungsprozesse und 
Leitprojekte in den Be-
reichen Infrastruktur und 
Mobilität diskutiert. 
Landeshauptmann-Stell-
vertreter Michael Schickho-
fer betonte die Wichtigkeit 
der Regionalentwicklung 
für die jungen Menschen 
in der Region: „Jobs, von 
denen man gut leben kann, 
gute Verkehrsanbindungen 
und ein Anschluss an den 
Daten-Highway, darum 

geht es bei der Regionalent-
wicklung. Den Menschen 
vor Ort, vor allem den Kin-
dern bessere Perspektiven 
zu bieten. Hier sind wir mit 
vielen tollen Projekten auf 
einem guten Weg.“
Präsentiert wurden auch 
jeweils Vorzeigeprojekte, 
die gefördert werden. So 
etwa „Almenland Wirt-
schaft“ in der Oststeier-
mark, „Zukunftsfähige 
Regionalwirtschaft“ in der 
Südoststeiermark und die 
Unternehmenskooperation 
„Kraft. Das Murtal“.

Diskussionsveranstaltung mit Landeshauptmann-Stellvertreter 
Michael Schickhofer und den Landesräten Johann Seitinger und 
Anton Lang in Kapfenberg.

Grenze zum Burgen-
land neu gezogen

Die Grenze zwischen 
dem Burgenland und der 
Steiermark soll im Bereich 
der steirischen Gemeinde 
Neudau und der burgen-
ländischen Gemeinde 
Burgauberg-Neudauberg 
neu gezogen und an den 
tatsächlichen Flusslauf der 

Lafnitz angepasst werden, 
berichtet die „Kleine Zei-
tung“. Regulierungen des 
Flusses haben dazu geführt, 
dass die Grenze nicht mehr 
exakt entlang des Gewässers 
verläuft. 
Zukünftig soll alles rechts 
des Flusses zur Steiermark 
gehören, Land links davon 
kommt zum Burgenland.

Tourismusoffensive 
verlängert

Aufgrund der regen Nach-
frage wurde das „Touris-
mus-Sonderimpulspro-
gramm“ zur Unterstützung 
der Tourismus- und Frei-
zeitwirtschaft in bestimm-
ten Regionen Salzburgs ver-
längert. Gefördert werden 

Betriebe in insgesamt 24 
Gemeinden im Salzburger 
Seenland, im Lammertal, 
im Unterpinzgau und im 
unteren Saalachtal.
Geld gibt es für qualitäts- 
bzw. angebotsverbessernde 
Maßnahmen. 
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Landesrat Johannes Tratter und Gemeindeverbands-Präsident 
Ernst Schöpf überreichten dem Dölsacher Bürgermeister Josef 
Mair den GEKO für das gemeindeübergreifende Projekt „Zukunfts-
raum Lienzer Talboden“.

Im „Zukunftsraum Lien-
zer Talboden“ engagieren 
sich 15 Gemeinden für eine 
möglichst gute Entwicklung 
ihres gemeinsamen Lebens- 
und Wirtschaftsraumes. Das 
Projekt wurde nun mit dem 
erstmals vergebenen Tiroler 
Gemeindekooperationspreis 
(GEKO) ausgezeichnet. 
Zu den großen Gemein-
schaftsvorhaben zählte zu-
letzt die Bereitstellung von 

ultraschnellem Internet, 
durchgeführt auf Basis eines 
ambitionierten Masterplans. 
Mit dessen Umsetzung be-
steht nunmehr für alle Ge-
meinden im Zukunftsraum 
Lienzer Talboden Chancen-
gleichheit bei der digitalen 
Erreichbarkeit. Dies mit 
einer Versorgungsqualität, 
die üblicherweise nur in 
Ballungs- und Verdich-
tungsräumen verfügbar ist.

Gemeinden entwickeln  
Lebensraum gemeinsam

Elektronischer  
Flächenwidmungs-
plan wird genutzt
Im September 2013 wurde 
erstmals der Flächenwid-
mungsplan von sieben 
Tiroler Gemeinden in digi-
taler Form veröffentlicht. 
Das neue System bewährt 
sich bestens und wird stark 
nachgefragt: Bis März wur-
den bereits 161 Gemeinden 
umgestellt, bis Jahresende 

2017 dürfte sich der Stand 
auf insgesamt 217 Gemein-
den erhöhen. 
Die digitale Abwicklung 
von Widmungen reduziert 
Kosten und Zeitaufwand. 
Die Planungsqualität wird 
erhöht, der Zugang zu 
wichtigen Informationen 
für Bürgerinnen und Bürger 
erleichtert. Zudem tritt die 
Rechtswirksamkeit der 
Flächenwidmung zugleich 
mit der digitalen Veröffent-
lichung in Kraft. 

Rankweils Bürgermeister Martin Summer (2. v. re.), flankiert von 
Landeshauptmann Markus Wallner und Landesrat Erich Schwärz-
ler, mit der Siegerurkunde. 

Vorbildlich im Umgang 
mit Wasser
Rankweil ist Vorarlbergs 
„Neptun Wassergemeinde 
2017“. Die Marktgemeinde 
erhielt den Preis für das 
Projekt „FrutzArt“.
Im Rahmen eines Akti-
onstages haben rund 750 
Kinder aus den Rankweiler 
Kindergärten und Schulen 
spielerisch und kreativ den 
Lebensraum an der Frutz 
erforscht. Die Initiative, die 
alle zwei Jahre wiederholt 
werden soll, zielte darauf 

ab, die junge Generation für 
einen sanften Umgang mit 
der Natur zu sensibilisieren.
Der zweite Platz ging an die 
Gemeinde Mellau für am 
Mellenbach realisierte öko-
logische Verbesserungen. 
Den dritten Platz erreichte 
das Projekt „Fünf Gemein-
den – ein Fluss“, das von 
Kennelbach, Wolfurt, Lau-
terach, Hard und der Stadt 
Bregenz an der der Bregen-
zerache durchgeführt wird. 

Keine neuen Ferien-
domizile in Lech

Die Gemeindevertretung 
von Lech am Arlberg hat 
36 Anträge auf Ferienwoh-
nungswidmungen einstim-
mig abgelehnt. Zusätzliche 
Ferienwohnungen würden 
die Existenzgrundlage der 
Bevölkerung gefährden, 
begründet Bürgermeister 
Ludwig Muxel die Entschei-
dung.

Die Argumente für die 
Ablehnung der Ferien-
wohnungswidmungsan-
träge habe das räumliche 
Entwicklungskonzept der 
Gemeinde geliefert, so Mu-
xel auf ORF online „Wir be-
kennen uns dazu, dass Lech 
auch in Zukunft nicht nur 
Wirtschaftsraum, sondern 
vor allem Lebensraum für 
die Einheimischen sein will, 
mit leistbarem Wohnraum 
und sozialer Infrastruktur.“
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Bart Somers ist 
Weltbürgermeister

MECHELEN // Bart Somers ist seit 2001 
Bürgermeister der belgischen Stadt Mechelen 
(86.000 Einwohner) – und Weltbürgermeister 
2016.Alle zwei Jahre honoriert die City Mayors 
Foundation herausragende Bürgermeister aus 
aller Welt. Die Kandidaten 2016 wurden für 
ihre Leistungen im Bereich „Aufnahme, Unter-
bringung und Unterstützung von Flüchtlingen“ 
nominiert.

Noch lange bevor die gro-
ße Flüchtlingsbewegung 
eingesetzt hat, hat Somers 
die enorm wichtige Rolle 
der kommunalen Ebene 
bei der Integration von 
Flüchtlingen erkannt. 
Damit hat er sich gegen 
die starken Mitbewerber/
innen aus europäischen 
Ankunftsorten wie Lam-

pedusa oder Lesbos durchgesetzt.
Nach dem Terroranschlag 2015 in Frankreich 
wurde schnell klar, dass einige der Verantwort-
lichen aus Belgien kamen. Zudem hat Belgien 
europaweit den größten Anteil an jungen Men-
schen, die sich dem Kampf in Syrien oder dem 
Irak verschrieben haben. Eine Ausnahme in 
Belgien ist die Stadt Mechelen: Zwanzig Prozent 
der Bevölkerung sind Muslime, kein einziger 
Einwohner ist in den Jihad gezogen oder hat 
sich dem IS angeschlossen. 
„Was zählt, ist nicht, wo ein Mensch her-
kommt, sondern was für eine Zukunft er hat. 
Wenn wir konsequent und ohne Ausnahme 
für unsere Grundsätze eintreten – ich spreche 
hier von Chancengleichheit, Diskriminie-
rungsfreiheit, Gelichstellung von Frauen und 
Männern, Meinungsfreiheit usw. –, dann ma-
chen wir Rechtsstaatlichkeit und Demokratie 
anziehender als Extremismus“, sagt Somers 
im Interview vor einem internationalem Pu-
blikum. 
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Michael Wurmetsberger 
jüngster Bürgermeister in  
Niederösterreich
KAUMBERG // Mit 26 
Jahren ist Michael Wur-
metzberger in Kaumberg seit 
10. März 2017 das jüngste 
Gemeindeoberhaupt Nieder-
österreichs. Der gleichaltrige 
Markus Baier aus Zellerndorf 
ist um zweieinhalb Monate 
älter, aber schon seit 2015 
im Amt. Wurmetzberger folgte in der 1000-Einwohner-
Gemeinde auf Langzeitbürgermeister Michael Singraber.  
Dieser war mit 24-jähriger Amtszeit fast so lange im Amt 
als Wurmetzberger alt ist.

Johann Trinkl führt die Geschäfte

HEILIGENBRUNN // Bürgermeister Ger-
hard Schrantz legte nach mehr als 24 Jahren 
Regierungszeit sein Amt als Ortschef der 
Gemeinde Heiligenbrunn nieder und übergab 
am 19. Jänner 2017 an den bisherigen Gemein-
devorstand Johann Trinkl, der sich mit sieben 
von 13 Stimmen gegen seinen Gegner Dietmar 
Babos durchsetzte. Bis Herbst hat der neue 
Bürgermeister nun Zeit, seine Gemeinde für 
sich zu gewinnen. Im Oktober wird nämlich 
auch Vizebürgermeister Babos zur Bürgermeis-
ter-Direktwahl antreten.

PERSONALIA  

86  //  KOMMUNAL   04/2017

 LAND & LEUTE 



FO
TO

S /
  

©
Eu

ro
pe

an
-U

ni
on

/L
au

rie
-D

ie
ffe

m
ba

cq
 //

 P
riv

at
 //

 
M

an
ue

la
 H

or
ny

Anton Wiedenhofer 
folgt Rudolf Pfneisl 
DRASSMARKT // Nach 14 Jahren 
übergibt Rudolf Pfneisl das Amt des 
Bürgermeisters der burgenländischen 
Gemeinde Draßmarkt an Anton Wie-
denhofer. Der 56-jährige Wiedenhofer 

erhielt bei der Wahl 
im Gemeinderat am 
10. Februar zehn von 
neunzehn Stimmen.

Anton Wieden-
hofer verfügt über 
reichlich Erfahrung 
in der Kommunal-
politik: Seit Okto-
ber 2002 ist er im 

Gemeindrat, 2007 stieg er zum Vizebür-
germeister auf. Dieses Amt übte er nun 
fünf Jahre aus. Seine Ehrenämter wie 
beispielsweise jenes des Kommandanten 
der Freiwilligen Feuerwehr Draßmarkt 
möchte er zugunsten des Bürgermeister-
amts im Laufe des Jahres abgeben. „Es 
wird schwierig, für alle ehrenamtlichen 
Funktionen einen Nachfolger zu finden“, 
gibt er zu. Den landwirtschaftlichen 
Betrieb führt er gemeinsam mit seinem 
Sohn. Insgesamt hat Wiedenhofer mit 
seiner Frau Bettina drei Kinder: zwei 
Söhne und eine Tochter.

Einige Akzente für die Zukunft der 
1400-Einwohner-Gemeinde im Bezirk 
Oberpullendorf hat er schon jetzt im 
Kopf: „Im ersten Schritt möchte ich die 
ältere Generation beispielsweise durch 
einen Heizkostenzuzuschuss aufgrund 
der langen Kälteperiode unterstützen. 
Für die Zukunft möchte ich aber neue 
Siedlungsräume erschließen und kleine-
re Betriebe ansiedeln.“ 

Generationenwechsel mit Mario Faustner
HEUGRABEN // Ein Generationenwechsel voll-
zieht sich vor den Gemeinderats- und Bürgermeis-
terwahlen im Oktober 2017 auch in Heugraben im 
Bezirk Güssing. Josef Bauer trat am 5. Jänner nach 
fast 25 Jahren zurück, am 27. Jänner 2017 wurde 
sein Wunschnachfolger Mario Faustner im Gemein-
derat zum Bürgermeister gewählt. Er wird  damit 
die Geschicke der 200-Einwohner-Gemeinde bis 
zur offiziellen Gemeinderatswahl lenken.
Mit Mario Faustner ist Heugraben auch ein „Gene-
rationenwechsel“ geglückt. Faustner hat sich nicht nur schrittweise vom 
Gemeinderat über den Vorstand bis zum Bürgermeister hochgearbeitet, 
er hat auch in der Feuerwehr und in seinem beruflichen Leben gezeigt, 
dass er sehr engagiert auf seine Ziele hinarbeitet. Nach dem Abschluss 
der HTL Pinkafeld und der Absolvierung des Präsenzdienstes begann 
seine berufliche Laufbahn in Wien. Seit 2000 pendelt er täglich die 72 
Kilometer von Heugraben nach Graz. „Ich habe als Softwareentwickler 
begonnen und mich klassisch über den Posten als Projektleiter, später 
als Teamleiter und weiter zum Abteilungsleiter hochgearbeitet“, erzählt 
der 39-Jährige, der heute 25 Mitarbeiter führt.
Weder als Feuerwehrkommandant noch im Beruf möchte er im ersten 
Schritt kürzer treten. Zeit für die Bürger möchte er trotzdem ausreichend 
haben: „Montag und Freitag werden meine Hauptzeiten für die Gemein-
de. Auch die Gemeinderatssitzungen werde ich auf Montage oder Freitage 
legen.“

MIT ENTSCHLIESSUNG VOM 3. FEBRUAR 2017 
HAT BUNDESPRÄSIDENT  
DR. ALEXANDER VAN DER BELLEN VERLIEHEN:

Das Goldene Verdienstzeichen  
der Republik an 

Ernst Kulovits, ehem. Bürgermeister der Gemeinde 
Schwarzenbach an der Pielach, Niederösterreich

MIT ENTSCHLIESSUNG VOM 6. FEBRUAR 2017

Die Goldene Medaille für Verdienste  
um die Republik an

Johann Steinhuber, ehem. Gemeindevorstand der 
Marktgemeinde Thalheim bei Wels, Oberösterreich 
und an 
Ing. Ludwig Schartner, ehem. Gemeinderat der 
Marktgemeinde Thalheim bei Wels

EHRUNGEN

LINKS ZUM THEMA  

Mehr Personalia gibt es 
auch auf

 
gemeindebund.at 
kommunalnet.at
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TERMINE  
IM FRÜHJAHR

Hochwasserrückhaltebecken sind heutzutage aus einem modernen 
Hochwassermanagement nicht mehr wegzudenken. Rückhaltebecken 
sind technische Bauwerke, die gewartet und gepflegt werden müssen, 
um ihrer Aufgabe im Anlassfall gerecht werden zu können. Der Kurs 
wird durch die Besichtigung eines Hochwasserrückhaltebeckens abge-
rundet, wo typische Instandhaltungsarbeiten durchgeführt werden.

„Terror in der Stadt“.  
Was passiert, wenn was 
passiert?
Die Herausforderungen bei der Organisation 
von Veranstaltungen im öffentlichen Raum 
wurden in den letzten Jahren immer größer. 
Neue Veranstaltungsgesetze und -verordnungen 
bringen unter anderem neue Sicherheitsbestim-
mungen, die beachtet werden müssen. Trotzdem 
können Unfälle oder Anschläge passieren. Wie 
verhält man sich als Verantwortlicher im Vorfeld 
von Veranstaltungen und im Krisenfall? Der Pra-
xistag bringt Erfahrungsberichte von Betroffenen 
und Empfehlungen von Sicherheitsexperten und 
Gelegenheit zum Erfahrungsaustausch.

Ausbildung: BeckenwärterInnen für 
Hochwasserrückhaltebecken

02 /Mai

16 /Mai
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www.oewav.at 
Ort: Grazwww.stadtmarketing.eu 

Ort: Graz
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DIE 20. SALZKAMMERGUT-TROPHY &

Die 3. Österreichische  
Gemeinde-Meisterschaft
Vor 20 Jahren klein und bescheiden, aber mit 
einer Vision und viel Leidenschaft ins Leben 
gerufen, feiert die Salzkammergut-Trophy 
heuer ihren 20. Geburtstag. Im Laufe der Jahre 
hat sich dieser Sportevent zum größten MTB-
Marathon Österreichs mit internationalem 
Format entwickelt. Mehr als 5000 Starter aus 
mehr als 40 Nationen werden wieder an der 
Startlinie stehen!
Im Rahmen der 20. Salzkammergut-Trophy 
werden alle Gemeindebediensteten, Bürger-
meister und Gemeindefunktionäre am Samstag, 
15. Juli 2017, zur Teilnahme an der „3. Öster-
reichischen Mountainbike-Meisterschaft“ über 
37,9 Kilometer eingeladen.Zusätzlich findet auf 
der 22,1-Kilometer-Strecke die „6. Oberöster-
reichische Mountainbike-Meisterschaft“ statt.
Jede Gemeinde erhält bei Anmeldung vor dem 
30. Juni drei Startplätze gratis. Die drei schnells-
ten Damen und Herren sowie das schnellste 
3er-Team – natürlich sind auch Mixed-Teams 
möglich – gewinnen eine Trophäe.
Der Start erfolgt in einem eigenen Startblock 
um 11.55 Uhr (37,9-km-Distanz) und um 12.20 
Uhr (22,1-km-Distanz). Die Siegerehrungen 
finden ab 17.00 Uhr im Festzelt am Goiserer 
Marktplatz statt.

14-16  /Juli
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www.trophy.at  
 gemeindemeisterschaften@trophy.at

Ort: Bad Goisern

Gemeinsam statt einsam
 
Anlässlich des 25. Netzwerks Gesunde Städte Österreichs findet un-
ter dem Motto „Gemeinsam statt einsam. Nutzen und Grenzen der 
Netzwerkarbeit in der Gesundheitsförderung“ eine Fachtagung statt.   
Geplante Programmpunkte sind unter anderem:
*    Von Ottawa bis Shanghai - die Rolle der Städte für Gesundheit
*    Chancen und Schwierigkeiten beim Netzwerken in der Gesund-

heitsförderung
 Der Eintritt ist frei, aufgrund der begrenzten Teilnehmerzahl wird um 
Anmeldung gebeten.

08 /Mai

wwww.staedtebund.gv.at
Ort: Rathaus Wien
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... ZU GUTER LETZT STADT & LAND 

„UNNÜTZES“ WISSEN

 
WAS SIE NOCH NIE  
WISSEN WOLLTEN

Wasser & Kanal
 

Händewaschen, Fensterputzen, Waschen der Wäsche und des Autos,  
Duschen, Baden, Betätigen der Toilettenspülung  – bei all diesen Vorgän-
gen entsteht  Abwasser, das in den allermeisten Fällen durch kommunale 
Kläranlagen fließt. KOMMUNAL schaut sich das im Detail an. 

KOMMUNAL 5/2017 erscheint am 4. Mai 2017

IM NÄCHSTEN KOMMUNAL *

* Angekündigte Themen können sich aufgrund aktueller Entwicklungen ändern.
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  https://www.youtube.com/
watch?v=RlVPM0ZjWB4

Dresdner Ampel:  
Seit 25 Jahren auf Rot
Rote Ampeln sorgen täglich für viel Frust 
und Ärger – und das vollkommen zu Recht: 
Laut Schätzungen verbringt durchschnittlich 
jeder Mensch knapp zwei Wochen seiner Le-
benszeit stehend vor einer roten Ampel. Wer 
regelmäßig mit dem Auto unterwegs ist und 
somit zur Spitzengruppe der „Ampelsteher“ 
gehört, wartet sogar 2,5 Jahre, bis es endlich 
grün wird.

Und da gibt es in Dresden eine Ampel, 
die  bereits seit 25 Jahren auf rot steht. Wirklich!
Das spannende daran ist, dass sich auch nie-
mand daran hält, wie der NDR in einem Beitrag 
recherchiert hat. „Ich hab‘ noch nie darauf ge-
wartet, dass die Ampel grün wird“, meint einer 
der befragten Autofahrer. „Dann ist sie ja eigent-
lich sinnlos“, vervollständigt ein anderer.
Dass das Ding regelmäßig gewartet wird – also 
auch die nicht zum Einsatz kommenden Ampel-
farben, setzt der Komödie die Krone auf.
NDR hat den zuständigen Leiter des Straßen-
bauamtes Dresden dazu befragt. Reinhard  
Koettnitz streitet auch nicht ab, dass die Ampel 
an dieser Stelle und mit dieser Ampelphasenre-
gelung nicht wirklich Sinn hat und dass unter 
Umständen eine einfache Stopptafel weit billiger 
kommen würde, rechtfertigt das aber mit den 
Bestimmungen der Starßenverkehrsordnung.
Sie glauben das nicht? Sehen Sie selbst – und 
erfahren Sie nebenbei, was es mit den beiden 
Tafeln neben der roten Ampel auf sich hat.
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www.velux.at/modularesoberlichtsystem

VELUX Modulares Oberlicht-System
Das VELUX Modulare Oberlicht-System markiert einen Wendepunkt in der Entwicklung von Oberlichten. 
Es bietet ein komplett vorgefertigtes Oberlicht-Konzept mit allen Vorzügen eines modularen Systems 
sowie elegantem Design und einem exzellenten Energieprofi l.

VELUX
BIM Objekte

schnell, einfach
und genau 

JAHRE
GARANTIE
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Mit der neuen Service App „Daheim“ können Sie Ihren BürgerInnen, Vereinen, Wirtschaftstreibenden & Co 
ein modernes Zusatzservice gratis anbieten:

+ Informationen, News & Co direkt und kostenfrei auf das Smartphone der    
 BürgerInnen schicken

+ Mit den BürgerInnen in Echtzeit kommunizieren

+ Eine kostenlose Kommunikationsplattform  
 für Unternehmen, Vereine und  
 Institutionen bereitstellen

+ Das gesamte Geschehen in der 
  Gemeinde in einer zentralen App  
 bündeln

+ BürgerInnen bei Entscheidungen  
 beteiligen und dadurch die Zufriedenheit  
 steigern

Die App ist jederzeit von der Gemeinde selbst  
wartbar und zeichnet sich durch eine besonders  
einfache Menüführung aus. 

Mehr auf www.daheim-app.at
  Donnerstag 31.03.2017

Daheim
Die Service App
Jetzt kostenlos downloaden! 
Mehr Infos unter www.daheim-app.at

Powered by �

Daheim
Die Service App

Mehr 

Service
für Ihre 

Gemeinde!


